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AlB-Aktuell: Bonner Hilfe für Chiles Faschisten 
Die 29 . UNO- Vollversammlung verurteilte am 
11 . November 1974 mit überwältigender Mehrheit 
die Verbrechen der Saschistischen Militärjunta 
in Chile . Die Delegierten von 90 Staaten for ­
derten die Junta zur Wiederherstellung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten , sowie zur 
Freilassung der politischen Gefangenen auf . 
88 Staaten votierten in einer zweiten UN- Ent ­
schließung für die sofortige Freilassung des 
eingekerkerten Außenministers und Vizepräsi­
deuten der Allende- Regierung , C. Almeyda . 
Auch die BRD stimmte diesen Entschließungen 
der UNO- Vollversammlung zu . 

21 Mlo DM für die Junta 

Umso skandalöser ist der Tatbentand , daß die 
Bundesregierung zur gleichen Zeit beschloß, 
der Pinochet - Junta 21 Hio DM Finanzbilfe zu 
gewähren und ihr einen zusät ~lichen Betrag von 
45 l'lio DM "gutzuschreiben" , dessen Freigabe 
noch zu prüfen sei . Zuvor hatte es in Bonn ge­
heiBen , das Ansinnen der CDU/CSU und der FDP­
Minister Fridericha und Genscher nach einer 
Wiederaufnahme der Kapitalhilfe für Chile sei 
von der SPD zurückgewiesen worden . Dem ist 
jedoch nicht so . 
Die SPD- Führung zieht es vor , selbst faschi ­
stischen Mördern vom Schlage Pinochets unter 
die Arme zu greifen , sobald ihr die bundes­
deutschen Monopolherren auf die Zehen treten . 
Der Aufsichtsratsvorsitzende des AEG-Konzerns , 
Hans Groebe , z . B. hatte sich soeben mit den 
Kor,rphäen der chilenischen Wirtschaft beraten. 
Und Wirtschaftsminister Friderichs ging es 
darum , den westdeutschen Monopolen zu preis ­
günstigem chilenischen Kupf er zu verhelfen -
in trauter Übereinstimmung mit der CDU/CSU , 
welche für die Kapitalhilfe stritt , weil dies 
"im Interesse der deutschen Robstoffversor­
gung" liege . Wiedereinmal obsiegte das Profit ­
streben über ha.lbherzi.ge Gelöbnisse ."u den 
Menschenrechten . 
Daraus eigene Konsequenzen zu z~enen , kann 
nur heißen : Die Chile- Solidarität auf noch 
breitere Grundlage zu stellen , um den Druck 
der demokratischen Öffentlichkeit auf di e 
herrschenden Kreise der BRD noch zu verstär­
ken . 
Keinen Pfennig für die Junta in Chile ! 

CDU/CSU·Gelder fOr Putschisten 

Für gehörigen Wirbel sorgte Ende Oktober d . J . 
die CDu/CSU . So drohte CDU- Schatzmeister , 
Leisler Xiep , dem Chefredakteur des US- Maga­
zins "Time" , daß "Berichte über eine Beteili­
gung der CDU an Transaktionen von CLA- Geldern 
nach Chile .. • gerichtliche Schritte nach sich 
ziehen" würden , und zwar gegen " jeder mann , 
der mit einer solchen Veröffentlichung etwas 
zu tun hat " (Weltbühne , Nr . 44/1974) . 

Uüd das Ende Oktober - eine etwas späte Reak­
tion , bedenkt man , daß der Parteivorstand der 
DKP bereits sm 26 . September in Bonn Strafan­
zeige wegen "Beihilfe bei der Errichtung eines 
faschistischen Regimes " gegen führende Poli­
tiker der CDu/csu gestellt und die Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses gefordert hatte . 
Da hielt es die CDu/cSU offenbar noch für 
klüger , sich hinter einer Mauer des Schwei ­
gens zu verbarrikadieren. 
Die Beschuldigungen der "Time" gegen die CDul 
CSU aber beruhen auf Aussagen des CIA-Chefs 
COl by , der sich in einem Interview offenherzig 
über die Hilfestellung westeuropäischer christ ­
demokratischer Parteien auslieB , was im übri-

gen von ~eneral Carlos Prats kurz vor seiner 
Ermordung bestäti~ wurde . In der "Time" be­
zeugte Colby , di e mit der CDU/CSU eng verbun­
dene "Konrad-Adenauer-Stiftu.ns" habe mit dazu 
beigetragen , den Streik der Fuhrunternehmer 
zu finanzieren , "der der chilenischen Wirt­
schaft einen der härtesten Schläge versetzte" . 
Auch seien mit diesen Geldern "Provokateure" 
für die Boykottaktionen gegen die Allende­
Regierung bezahlt worden . 
Also möge die CDU/CSU "gerichtliche Schritte" 
gegen die CIA einleitenl 
Die Aussagen Colbys und Prats ' veranlaBten 
die Vereinigung Demokratischer Juristen in der 
BRD (VDJ) Ende Oktober zu der Pest stellung , 
"daß die CDu/csu groBe Geldsummen zur Unter­
stützung der Gegner Allendes nach Chile ge­
schmuggelt hat , um dami t den wirtschaftlichen 
Boykottkampf geRen den legalen Präsidenten zu 
führen . 
Die CDU/CSU macht sich damit als Mittäter ei­
ner völkerrechtswidrigen Handlung schuldig . 
Eine solche Handlung ist nach Art . 26 Grundge­
setz verfassungswidrig und unter Strafe zu 
stellen" . Die VDJ fordert die Einrichtung ei­
nes parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
und appelliert an den Generalsekretär der UNO , 
"gegen die internationalen Machenschaften der 
CDu/CSU und anderer christdemokrat i scher Par­
teien völkerrechtliche Schritte einzuleiten" 
(Deutsche Volkszeitung - DVZ , 31 .10 .1974) 

Chiles Volk Drauc:ht Hilfe 

Daß die faschistische Junta in Chi le gegen­
wärtig eine systemat ischere politische Unter­
drückung betreibt als im September 1973 be -
3tätigte jüngst di e Int~ rnational e Jqristen­
kommission (IJX) in Gen ... : : Weit über die Hälf­
te der bislang entlassenen Gefangenen sei ge­
foltert worden . PUr jeden in den letzten 2 
Monaten ~tlassenen habe es mindestens 2 neue 
Festnahmen gegeben ,und nach wi e vor müßten 
die Militärprozesse gegen chilenische Patrio­
t en als eine Farce bezeichnet wer den . 
I m letzten Halbjahr verhängten Mi li t ärgerich­
te allein gegen 450 Demokraten insgesamt 1 .000 
Jahre Kerkerhaft , sowie 5 Todeeurteile und 
10 lebenslange Haftstrafen. Neu eingekerkert 
wurden allein in den letzten 2 Monaten 25 -
30 .000 Chilenen . Juntaschergen ermordeten in 
den letzten Wochen u . a . 12 Unteroff i ziere und 
den kommunistischen Gewerkschaftsführer Ja­
vier Leon . Während die Preissteigerungswelle 
weiter anhält , sind nunmehr 1 Million chile ­
nische Werktätige arbeitslos bzw . teilzeitbe­
schiiftigt . 
Zugleich mehren sich im Andenlande die Kräfte 
des Widerstandes , was sich beispielsweise wi ­
derspiegelt im Boykott d~r Geschäfte sm 11 . 
jeden Monats oder darin , daß der Aufruf der 
Unidad Popular vom September d . J . , eine brei ­
t estmögliche antifaschis t ische Front rU bil ­
den , heute Diskuss i ons t hema Nummer 1 ~n Chile 
ist . 
Angesichts des anhaltenaen Terrors und der 
katastrophal~n Lebenssituation der großen 
Mehrheit des chilenischen Volkes dar! die po­
litische und materielle Solidarität nicht 
nachlassen . 
Das AntiimperialistiSChe Solidaritätskomitee 
(ASK) rief daher zu einer bundeswei t en Spen­
denaktion "Chiles Volk braucht Hilfe " für den 
Monat Dez ember auf . 
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Chile 
Die nachstehende Anklageschrift der im März 1974 in Helsinki konstituierten "Internationalen 
KO!D.llliesion zur Untersuchung der Verbrechen der Militärjunta in Chile" untersucht die hervor­
stecbendsten Erscheinungen der einjährigen Terrorherrscbaft der faschistischen Junta vom recht ­
lichen Standpunkt aus . 
U. a . verw:mdete die Internationale KOllUl'lission folgendes Beweiamaterial : über 500 "Gesetzesde­
kreta" d e r Junta; Anklageakten und Urteile der Standgerichte; amtliche Schriftstücke i Zeugen­
aussagen von Personen , die OpIer oder Augenzeugen von Gewalttaten waren; Dokumentarfilme und 
- photos aus Cbile; Mitt e:lungen und Berichte von nichtstaatlichen Organisationen; Gutachten 
von Gruppen aus Beob~chtern. Parlamentariern und Anwälten, die Chile bereisten. 
In zahlreichen TagungeL , unter Heranziehung namhafter Juristen vertaBte die Kommission die An­
klageakte und legte sie Anfang September 1974 der Ottentl~cbke~t vor . 

Internationale Kommission 
zur Untersuchung der Verbrechen der Militärjunta in Chile 

Anklagesclvift gegen den TelTOl' der Junta 
Die Aufhebung der Verfassung und des Syalema det" 
pollllac:hen Oemokratlo 

( • • • ) Die "oberste Macht der Nation" übt jetzt 
die Hilitärjunta aus (Dekret der Junta Nr . 1) . 
Das ganze System der vertassungsmäßigen In­
stitutionen ist beseitigt , dem chilenischen 
Volk sind alle Mittel dazu genommen , sich sei­
nen Willen zu bilden und ihn zu äußern. Das 
tand seinen Ausdruck vor allem darin , daß es 
einer der ersten Akte der Junta war , das wähl­
bare gesetzgebende Organ, den KongreB, aufzu­
lösen (Dekret Nr . 27 vom 21 . September 1973)· 

Vier Generale haben die "konstitutionelle, le ­
gislative und exekutive Macht" an sich geris­
sen (Dekret Nr . 128; bestätigt durch Dekret 
Nr . 527 vom 26 . Juni 1974 über den "Rechtssta­
tus" der Junta) und sich eigenmäChtig die Be­
tugnis angemaßt, Änderungen an der Verfassung 
vorzunehmen: Die Bestimmungen aus den Dekre­
ten der Junta, die die Staatsvertassung än­
dern , sind zu " inkorporierten Teilen des Ver­
tassungewort1autes" gemacht worden (Dekret Nr. 
128). Die Vertügungen der Chets der Watfen­
gattungen stellen jetzt Akte dar , denen höch­
ste Rechtskraft beigemessen wird. ( . . . ) 
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Verhlngung dea Belagerungs. und KrleglZuslandes 

Die Militärjunta hat im Widersprucn zur Ver­
fassung über das ganze Land einen "Belage_ 
rungszustand" (Dekret Nr . 3) verhängt und ei ­
nen tiktiven "Kriegszustand" (Dekrp.t Nr . 5) 
erklärt . 
In der chilenischen Verfassung ist dem Präsi­
denten der Republik das ausschließliche Recht 
gegeben, einen Ausnahmezustand (im Falle ei­
nes "auswärtigen Krieges") und einen Belage-

rungszustand (illl Falle eines "~itIs von 
außen" ) zu verhängen . Bei inner en Unruhen ist 
der Kongreß befugt , einen "Belagerungszustand" 
über eine oder mehrere Gegenden zu verhängen . 
Zwischen den Kongreßtagungen Obliegt es dem 
Präsidenten , tür bestimmte Zeit einen Belage­
rungszustand zu verhängen (Artikel 72 , Punkt 
17) . In Wirklichkeit fehlten die im Gesetz 
vorgesebenen Gründe tür die Verhängung des 
"Belagerungszustandes" oder des MKriegszustan_ 
des" . Es lag weder der Angriff eines auswär­
tigen Feindes vor noch ein wirklicher Krieg: 
nur eine willkürliche bewaffnete Unterdrückung 
des VOlKS von Chile durch die Junta . 
Das brauchte die Junta , um eine militärische 
Sonderjustiz in Aktion zu bringen , die drako ­
nische Strafen der Kriegszeit verhängt . Als 
Beweggründe für die Verhängung des "Belage­
rungszustandes" hob die Junta mit aller Be­
stimmtheit eine "Notwendigkeit" hervor , "in 
krassester Form Restriktionen zu üben " und 
"den KriegsgeriChten größte Handlungsfreiheit 
einzuräumen" (Punkte b und c des motivierenden 
Teils von Dekret Nr . 5), die äußerst strenge 
Urteile einschließlich der Todesstrafe fällen . 

Außergerichtliche mllllirlsd'l-polltlac:he Repressal ien 

Gleich sm ersten Tag nach der Machtergreifung 
und seitdem während der ganzen zwölf Monate 
ihrer Herrschatt benutz~ die Junta willkürli­
che und massenhafte Verhaftungen , um mit ihren 
politischen Gegnern aufzuräumen und Unsicher­
heit und ständige Angst zu wecken . Amtliche 
Schrif tstücke und SaChverständigengutachten 
bestätigen , daS rund 30 000 Staatsbürger Cbi ­
les ohne Untersuchungs verfahren noch Prozeß 
getötet worden sind . 



INTERNATIONAL CO 
THE C~ 

Stadien, Kasernen, Militärstützpunkta (El Bos­
que und Cerro Moreno) , tlilitärämter und - aka­

demien (in Santiago , Valparaiso , Antofagasta) 
sind in Haftanstalten und Schauplätze von Ver­
hören umgewandelt worden, wO man Menschen aus­
geklügeltesten Foltern unterwarf und weiter 
unterwirft . In Pi.ssgua , Texas Verde, Chacabuco 

und vielen anderen Ortschaften sind Konzentra­
tionslager eingerichtet worden . Wahrzeichen 
politischer Rache und Grausamkeit sind die 
GefängniSbaracken auf Dswson. wo Führer der 
Pärteien der Unidsd Popular und der Regierung 
Präsident Allendes monatelang unter unmensch­
lichen Verhältnissen verbringen mußten . 
Bei Verhaftungen werden gewöhnlich keine Be­
schuldigungen und keine Gründe für die Fest ­
nahme angegeben und dementsprechend den Ver­
hafteten keine Möglichkeiten zur Verteidigung 
- zur Selbstverteidigung oder zur freien Wahl 
eines Verteidigers - geboten . Das ist ein 
gröblicher Verstoß gegen die ~arantien aus 
Artikel 1}- 15 der chilenischen Verfassung . Die 
willkürliche Inhaftierung ist laut §§ 141 , 148 
und 149 des chilenischen Strafgesetzbuchee 
ein schwer es Verbrechen . 
Der Strafprozeßordnung Chiles zufolge hat je­
der Verhaftete oder jede andere in seinem Na­
men handelnde Person das Recht , bei den Justiz-

OF 

instanzen zu verlangen, daß ihm die Verfas­
sungsgarantien gegen eine willkürliche und un­
begründete Pestnahme sowie gegen eine solche 
durch nicht zuständige Instanzen zugute kom­
men . Die Beru!ungsgerichte sind für die Be ­
handlung derartiger Beschwerden zuständig . Die 
Junta aber hat diese wichtigsten Garantien in 
den 3chmutz gezogen, und die Gerichte haben 
die ibnen vom Geset z auferlegten Pflichten 
mißachtet . Unter dem Vorwand, über das Land 

s e i der Belagerungszustand verhängt , haben 
die Berufungsgerichte den Standpunkt der 
"Nichteinmischung" in die militärisCh- polizei­
liche Willkür bezogen (s . beispielsweise den 
Entscheid des Berufungsgerichts von Santiago 
auf die Beschwerde Aktenzeichen 516-7} gegen 
die Festnahme von Clodomiro Almeyda , Jorge 
Tapia u . a . ) . 

Das Oberste Gericht Chiles , das sich durch 
Erklärung vom 1} . September 1973 und Erklärung 
vom 25 . September 197} gehorsam für die Junta 
erklärte, hat die administrative Willkür mit 
der Berufung auf den "Ausnabmecharakter" der 
Verhaftungen sanktioniert . Hiermit hat das 
Oberste Gericht die Erfüllung s einer verfas­
sungsmäßigen Pflichten verweigert und vor der 
Militärdiktatur restlos kapituliert . ( • .. ) 
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Ein ständiges Element des von der Junta er­
richteten Regimes sind Folterungen von Häft­
lingen und andere Gewaltakte gegen sie sowie 
die Schaffung unerträglicher Haftverhältnis­
,,-
Mit den Folterungen bezweckt man vor allem , 
den Willen der Häftlinge zu brechen und sie zu 
"Aussagen" zu zwingen. Nach den in der Presse 
veröffentlichten, längst nicht vollständigen 
Angaben starben im Jahre 1974 an den Folterun­
gen "bei den Vorbereitungen zu Gerichtsver­
fahren" 44 Personen , unter ihnen Jose TOha, 
ehemaliger Vizepräsident der Republik, und Ge­
neral Alberto Bachelet . Infolge der Foltern 
haben viele Häftlinge den Verstand verloren 
(s . Anklageakte in Sachen Nr. 1- 73, Punkt 6) . 

Die Folterungsmethoden in Chile sind mit Prak­
tiken der mittelalterlichen Inquisition und 

denen der Gestapo vergleichbar . Anband der 
Zeugenaussagen von Opfern und der Erklärungen 
gerichtsmedizinischer Sachverständiger , An­
wälte und Geistlicher ist festgestellt worden, 
daß politische Häftlinge Foltermethoden unter­
zogen wurden wie Aufhängen an den Händen, 
Foltern mit elektrischem Strom, Zusammenpres­
sen des Schädels, Untertauchen in kaltem Was­
ser oder PetrOleum, Ausreiße~ der Finger- und 
Zehennägel, Verprügeln, Abreißen der männli­
chen Geschlechtsorgane, Würgen , Zufügen von 
Brandwunden mit Zigaretten und Säure, Entzug 
von Trinkwasser für mehrere Tage , Armbrüche. 
Einsperren in von Insekten wimmelnde Karzer, 
von Mißhandlungen begleitete Verhöre in ent­
kleidetem Zustand und mit verbundenen Augen . 

In den Obe r schenkel vurde dieses Zeichen der Frau 
eines c hilenischen Kotnl11uniaten eingebrannt . 

Die Folterungen sind ein schwerer Verstoß ge­
gen die völkerrechtlichen Normen für die Men-

schenrechte . Verboten sind sie laut Artikel 5 
der Deklaration der Menschenrechte , laut Ar~i­

kel 7 der Internatiottalen lonvention über 
Bürgerrechte und pOLitische Rechte und laut 
Artikel 5 der Amerikanischen Konvention über 
Menschenrechte . Folterungen sind vom Stand­
punkt der Verfassung und der Gesetze Chiles 
ein Verbrechen . Auf die Verfassung (Artikel 
18) gestützt , sieht das Strafgesetzbuch Chiles 
schwere Strafen für Personen vor, "die einen 
Angeklagten foltern oder allzu brutal behan­
deln" (Artikel 150, Teil I). 

Eins der hauptsächlichen Mittel der Verfolgung 
aus politischen Beweggründen besteht darin, 
daß die Junta Standgerichte eingesetzt hat . 

Die Standgerichte werden dazu benutzt , . den To­

desurte~.I.en über völlig unschuldige nensche ... 
oder ihrer Verurteilung zu langen Kerkerstra­
fen einen Anschein von Gesetzlichkeit zu ge­
ben . Im Jahre 1974 sind auf Urteile der Stand­
gerichte hin nach unvollständigen Angaben 98 
Personen hinger~cntet worden . Es liegt jeder 
Grund zu der Annahme vor, daß die Zahl in 
Wirklichkeit viel höher ist . Solche Gerichte 
fungieren in ganz Chile. Die meisten Personen 
sind von Standgerichten in Osorno, Rancagua, 
Valdivia, Santiago , San Fernando, Concepcion, 
Temuco und Arica verurteilt worden . Gewöhn­
lich wird hinter verschlossenen Türen verhan­
delt . Nur in Einzelfällen veranstaltet die 
Junta eine Art Schauprozesse, zu denen in be­
schränkter Zahl Pressevertreter und Beobach­
ter zugelassen werden . Auf diese Art und Weise 
fand der Prozeß vor dem Standgericht der Luft­
waffe statt , in dem sm 30 . Juli 1974 61 Per­
sonen verurteilt wurden (Akte Nr . 1-73) . 

Die Einsetzung der Standgerichte ist wider­
rechtlich, sie läuft der Verfassung Chiles 
zuwider . 
In ihrem Dekret Nr . 13 hat die Junta beksnnt­
gegeben, daß die Rechtsprechung im Einklang 
mit dem von ihr verhängten "Belagerungszustand" 
und "internen Kriegszustand" gemäß § 73 des 
Militärstrafgesetzbuches an Standgerichte 
übergeht . Auf diese Art und Weise hat man den 
Anschein erwecken wollen, als seien Gründe für 
die Einsetzung der Standgerichte vorhanden . 
In Wirklichkeit lagen und liegen keine solchen 
Gründe vor . Laut § 73 des Militärstrafgesetz­
buches treten Standgerichte in Funktion, nur 
wenn die Streitkräfte gegen einen "auswärtigen 
Feind oder gegen organisierte staatsgefährden­
de Kräfte" eingesetzt werden müssen . Artikel 
35 des geltenden Gesetzes 12 927 über die 

Staatssicherheit interpretiert seinerseits 
eindeutig den eigentlichen Begriff "Kriegszeit" 



als "Ausnahmezustand ••• von Kampfhandlungen 
gegen einen auswärtigen :Feind oder gegen or­
ganisierte staatsgefährdende Kräfte , die mit 
ihrem Vorgeben eine auswärtige Aggression un­
terstützen" . 
Den politischen Gegnern der Junta wird "Hoch_ 
verrat" , "Spionage" und ein "Putsch" zur Last 
gelegt (nacb § 245 , Teil I, und § 274 des Hi­
litärstrafgesetzbuches) , ferner eine "Ver_ 
schwörung" zum Zwecke eines Putscbes (nach § 

278) . 
Als Urteilsbegründung steht § 245 , Teil I an 
oberster Stelle . Dieser Paragraph siebt aber 
eine Bestrafung für die "Übermittlung von 
Nachricbten und Angaben" vor, "die zu einem 
Erfolg des Feindes beitragen oder Operationen 
der Landesarmee beeinträchtip:en könnten" . Darin 
sind konkrete Angaben aufgezählt , deren Wei ­
t ergabe als Hochverrat qualifiziert wird : 
"Parole und Antwortparole , Befehle und Militär­
geheimnisse , die einem Militärangebörigen an­
vertraut sind, Lagepläne einer Festung oder 
Befestigungsanlage, sowohl ständiger als auch 
im Felde, Verrat von Signa]en , Angaben über 
den ZustAnd der Streitkräfte , über die Stand­
orte von Minen , Torpedos oder ihren Mechanis­
mus" . 
Aus dem Vor~:aut von Paragrapb 245 gehen also 
zwei Bedingungen hervor: Erstens muß die Hand­
lung zu Kriegszeiten begangen werden, denn im 
Paragrauhen ist zweimal von einem Feind, und 
ZWal" ausdrücklich von einem auswärtigen Feind , 
die Rede (was namentlir~ auch dadurch bestä­
tigt wird, daß ParAv"'aph 245 im Kapitel "Hoch­
verrat, Spionage und andere Verbrechen an der 
Souveränität und auswärtigen Sicberhej~ 1r 

Staates" stebt); zweitens müssen die weiter­
gegebenen NaChrichten dergestalt sein , daß sie 
zum Erfolg feindlicher Operationen oder zur 
Schädigung von Operationen der LandeBarme~ 
beitragen. Keine der beiden genannten Bedin­
gungen lag und liegt in Chile vor . 
An sich setzen die Begriffe "Hochverrat" und 
"Spionage" voraus, daß diese Schwerstverbre­
chen im Interesse eines Feindes verübt worden 
sind . Da das nicht der Fall ist , erklärt die 
Junta die verfassungsmäßige Regierung Präsi­
dent Salvador Allendes zum "internen Feind" . 
In der Anklageakte Aktenzeichen 1-7} Merden 
auch alle Parteien der Unidad Popular (und 
anderen Linksb~wegungen) zu Feinden erklärt. 

Nach einem derart absurden Anklagemodell ver­
urteilen die Standgerichte Staatsbürger Chi ­
les , die keinerlei Verbrechen begangen haben , 
zum Tode , zu lebenslänglicber Haft oder zu 
20- }O Jahren Festung . Diese Justizform wird 
dazu benutzt , mit den politischen Gegnern der 
Junta aufzuräumen . 

Aufhebung der sozialen und wlrtldlaftlk:hen Rechte 

Eine Äußerung des politischen Terrors besteht 
darin , daß die BürgerreChte , die wirtschaftli ­
chen und sozialen Rechte, namentlich die Ge­
werkschaftsfreiheiten , mit Füßen getreten 
werden . 
Widerrechtlich sind folgende MaBnahmen der 
Junta gegen die Gewerkschaftsfreiheiten: 
Das Betätigungeverbot gegen den Massengewerk ­
schaftebund , Gewerkschaftliche Einbeitszentra-
1e der Werktätigen Chiles , und Festsetzung der 

Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen das 
Verbot (Dekret Nr . 12); 
allgemeine Einschränkung der Betätigungsfrei_ 
heit der Gewerkschaften rür die ganze Dauer 
des "Kriegszustandes" und "Belagerungszustan­
des" und Einsetzung einer Aufsicht von Kara -
binieris (Dekret Nr . 198); 
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Einschränkung der freien Verfügung über die 
Gewerkschaftsgelder , Liquidierung des gewerk­
scbaftlichen Eigentums und der Kassenbestände 
der Gewerkschaftlichen Einheitszentrale der 
Werktätigen Chiles (Dekret Nr . 1;8) . 

Die aufgezählten Akte sind ein notorischer 
VerstoB gegen die von der Internationalen Ar­
beitsorganisation festgesetzten Grundsätze 
und Normen sowie gegen die Grundsätze , die in 
der Internationalen Konvention über wirt ­
schaftliche , soziale und kulturelle Rechte 
niedergelegt sind (Artikel 8) . 
Der Angriff auf die wirtschaftlichen Rechte 
der Staatsbürger , namentlich gegen das Recht 
auf Arbeit , erfolgt in einer ganzen Reihe von 
Akten der Junta . 
Durch Dekret Nr . 4; ist die Geltung aller Nor­
men sistiert , "welcher Art und Herkunft sie 
auch sein mögen , wenn sie sicn auf die Fest­
setzung oder Regelung von Löhnen , Gehältern, 
Prämien und Zulagen sowie auf die Besoldung 
schlechthin sowohl im vergesellscbafteten als 
auch im privaten Sektor beziehen" . 
Dekret Nr . ;? hat beliebige Garantien gegen 
willkürliche Entlassungen annulliert . Die Be­
stimmungen im Punkt 4 dieses Dekrets haben 
als Vorwand dazu gedi ent , Zehntausende von 
Arbeitern und Angestellten wegen ihrer politi­
schen Anschauungen und ihrer früheren offent-

lichen,darunter auch gewerkschaftlichen Betä­
tigung zu entlassen und sie der Existenzmittel 
zu berauben . 
Damit ist gegen die Internationale Konvention 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (Artikel 6 und 7) und gegen die Konven­
tion der Internationalen Arbeitsorganieation 
Nr. 111 über die Verhütung einer Diskricinie­
rung bei Anstellung und Beschäftigung versto­
ßen worden . Sowohl die eine wie die andere 
Konvention wurde von Chile ratifiziert . 

W~iter ist die Junta für die Folgen der kata­
strophalen Verschlechterung der Wirtschafts­
lage im Lande verantwortlich . Unter der Herr­
schaft der Junta ist der Lebensstandard eines 
großen Teils der Bevölkerung jäh gesunken . Die 
Zahl der Arbeitslosen in Chile hat 500 000 
erreicht . Bei einem Lohnstopp sind die Preise 
für Waren des täglichen Bedarfs in dem Jahr 
seit September 197} auf ein Vielfaches ge ­
stiegen . Die Beschleunigung der Inflationspro­
zesse hat die Junta genötigt , im Laufe des 
Jahres die Landeswäbrung elfmal abzuwerten . 

Also ist zur allgemeinen Angst , die durch den 
politischen Terror ausgelöst ist , eine zuneh­
mep~e Armut der uöerwiegenden Bevölkerunge­
mehrheit Chiles hinzugekommen . 



Aufhebung der BÜrgerrechte und der poIlUlehen Rechte 

In dem Jahr, das die Junta regiert , sind die 
Bürgerrechte und politi schen Rechte restlos 
aufgehoben worden . Die in der Verfassung ver­
kündete Rede- und Informationsfreiheit ist 
annulliert. Eine Ku.1.turscbmach war die öffent­

liche Bücherverbrennung . Nach amtlichen In­
struktionen der Junta sind zahlreiche Werke 
der schöngeistigen Literatur (euch der Welt­
klassik) eingezogen , "weil sie ih:em Charakter 

nach den Idealen der Militärjunta widerspre­
chen" . 
Diese Akte sind ein brutaler Verstoß gegen 
die UNO-Konvention über den Schutz von Kultur­
werten , die Chile unterzeichnet hat . Die wich­
tigsten Massenmedien und Kultureinrichtungen 
sind völlig unter Kontrolle der Militärbehör­
den geetellt worden . Hit der Leitung des Rund­
funke ist ein "Rat" aus fünf' Pereonen betraut, 
von denen vier die entspreChenden Waffengat­
tungen repräsentieren (Dekret Nr . 258) . Die 
Junta ha~ hohe Offiziere zu "beVOllmäChtigten 
Rekt.oren" ernannt , um "die Kriterien in der 
Leitung des Hochschulweeens zwecks besserer 
Befolgung der im D~kret Nr . 1 der Junta" (d . h . 
im Dekret über die widerrechtliche Machter­
grei"fung durch die Junta) "verkündeten Grund­
sätze zu vereinheitlichen". Eine derartige 
"Vereinheitlichung" bedeutet in Wirklichkeit 
den Ausschluß von Tausenden Professoren und 

Studenten aus den Universitäten . Ein Lehrgang 
über "interne Sicherheit" ist eingeführt wor­
den, was ein Versuch ist , den Hörern eine ex­
trem reaktionäre Ideologie auIzunötigen . ~ 

Die Chefs der "Notstands zonen" , in die das 
ganze Land eingeteilt ist , üben eine Zensur 
über Presse, Fernsehen und Rundfunk aus (De­
krete Nr . 3 , 5 und 243) . Die Chefs der Zonen 
sind befugt , "unpatriotische Propaganda ein­
schließlich ihrer Verbreitung durcb Presse, 
Funk, Film, Theater und beliebige andere Mit­
tel zu unterbinden" . 
Die Junta fürchtet beliebige Formen einer po­
litischen Aktivität der Staatsbürger . Mit di­
rekten militärischen Unterdrückungsmitteln 
wurde die legale Betätigung der Parteien der 
Unidad Popular eingestellt . Das Verbot dieser 
Parteien ist im. Dekret Kr . 7? der Junta ausge ­

sprochen . Durch Dekret Nr . 78 ist die Tätig­
keit sämtlicher politiSCher Parteien abgebro­
chen worden . 
Folglich wird die in der Verfassung verkündete 
Koalitionsfreiheit mit Füßen getreten und ge­
gen die Anforderungen der Internationalen Kon­
vention über Bürgerrechte und politische Rech­
te (Artikel 22) sowie gegen die Amerikanische 
Konvention über die Menschenrechte (Artike l 

16) verstoßen. 
Um über den Umfang d&s politiscben Terrors 

hinwegzutäuacben, fäls~ht und entstellt die 
Junta systematisch die Informationen . Die von 
ihr veröffentlichten Erklärungen 'Ober die 
Regierungsprinzipien in Chile" und "Ober die 
Menschenrechten sind Inbegriffe eines politi­

scben Zynismus und der Demagogie . 

Unter dem Druck der Weltöffentlichkeit muß die 
Junta versuchen , den Schein der Legalität zu 
erwecken, um ihre politischen Terrorakte zu 
bemänteln, in manchen Fällen aber einzelne 
Verhaftete freigeben, Todesurteile unvoll ­
streckt lassen und völlig unschuldige , unter 
falsche Anklage gestellte Staatsbürger namne_ 
stieren" . 
Die Erfolge der Bewegung internationaler Soli ­
darität mit dem Volk Chiles sind zu begrüBen . 
Es wäre jedoch irrig anzunehmen , daß sicb das 
Wesen der Diktatur der Junta geändert hätte. 
( .. . ) 

Schlußfolgerungen 

Das Obengesagte hat die Internationale Kommis­
sion zu dem Schluß gebracht , daß die Militär­
junta , nachdem sie einen verbrecherischen Mi­
litärputsch verübt und die legitime Regierung 
Salvador Allendes gestürzt hatte , die verfas­
sungsmäßigen Institute und die pOlitiSChe Or-

ganisation der Gesellschaft zerstört, die ele­
mentaren Rechtsgarantien sowie die politischen 
und die Bürgerrechte und - freiheiten aufgeho­
ben hat. 
Im Lande herrscht absolute Willkür, iet ein 
System totalen politischen Terrors von faschi ­
stischem Typus eingeführt. 
Entgegen der Verfassung ist ein "interner 
Kriegszustand" erklärt und sind dementspre­
chend ein System militärischer Sonderjustiz 
sowie drakonische Strafen eingeführt worden , 
wie sie in Kriegszeiten verhängt werden . 

B 
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Die militärisCh-polizeilichen Repre&salien, 
die willkürlichen Verhaftungen, systemati"schen 
Polterungen und anderen Gewaltakte sowie die 
Schaffung unerträglicher Haftverhältnisse ha­
ben den Tod oder die vÖllige Erschöpfung zahl­
reicher chilenischer Demokraten zur Folge ge­
habt . Angesichts der Bemühungen der Junts 
darum, Art und Umfang ihres politischen Ter­
rors zu tarnen, liegt Grund zu der Befürch­
tung vor, dsß im Hinblick auf eine Reihe poli­
tischer Häftlinge , darunter Führer der Par­
teien der Unidad Popular und der Regierung 
Präsident Allendes, vorsätzlich darauf hinge­
arbeitet wird, sie durch unmenschliche Haft­
verhältnisse umzubringen . 
In diesem Zusammenhang bekräftigt die Kommis­
sion nochmals ihre von der Sondertagung in 

Kopenhagen und von der Sekretariatstagung in 

Helsinki gefaßten Beschlüsse: 
Sollte die Junta die Porderungen der Weltöf­
fentlichkeit, die chilenischen Patrioten frei­
zulassen, nicht erfüllen und gegen die Führer 
der Parteien der Unidad Popular sowie der Re ­
gierung Präsident Salvador Allendes eine Pro­
zeßfarce aufziehen, so wird die Kommission 
entsprechende Gegenmaßnahmen treffen . 

Das Internationale Militärgericht, das in 
NÜI'nberg die Hauptkriegsverbrecher Hitler­
deutschlands richtete , hat den Mechanismus 
bloßgelegt, mit dem pOlitische Gegner unter 
dem Vorwand einer "Eekämpfung des KOlW'lunismus" 
ausgetilgt werden . Unter dem gleichen Vorwand 
übt die Militärjunta Massenterror gegen brei­
te Bevölkerungsschichten aus. 

Die Militärjunta, die sich über ihr Vo~gehen 
völlig Rechenschaft ablegt, begeht vorsätz­
lich und systematisch Handlungen, die in fol­
gendem bestehen: 
in einer verbrecherischen Mißachtung der Ver­
fassung und der Gesetze Chiles; 
in einer gröblichen Verletzung der allgemein 
anerkannten humanistischen Grundsätze und Völ­
kerrechtsnormen, namentlich von Bestimmungen 
der UNO- Charta, der Internationalen Konvention 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte und der Internationalen Konvention über 
Bürgerrechte und politische Rechte , der Ame­
rikanischen Konvention über die Menschenrech­
te und einer Anzahl von Chile ratifizierter 
Konventionen der Internationalen Arbeitsorga­
nisation; 
im Verstoß gegen allgemein anerkannte Normen 
für den Schutz der Menschenwürde und des Men­
schenlebens sowie in der Leugnung der Errun­
genschaften und Werte der Menschheitskultur 
und - zivilisation . 
Die Junta , die Leiter ihrer Zentralorgane und 
Xmter und ihre Beamten sind v~m' Standpunkt 

des Völkerrechts wie vom Standpunkt der Lan­
desgesetze verantwortlich. Verantwortlich zu 
machen sind auch die unmittelbaren Vollstrek­
ker der Verbrechen, die eigentlich Komplicen 
der Junta sind, auch Offiziere und Soldaten, 
die Zivilisten eroordet haben, Kommandanten 

von Konzentrationslagern und Vorsteher von 
Gefängnissen, in denen unschuldige Men~chen 
inhaftiert sind, Beamte der Geheimdienst_ und 
Fahndungsotellen, die Foltern und andere Ge­
waltmethoden anwenden, Präsidenten und Mit­
glieder der Standgerichte, die ungerechte Ur­
teile gefällt haben . Berufungen auf einen Be­
fehlsnotstand können gemäß den für die Bestra­
fung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
allgemein anerkannten Normen nicht als ent­
lastend gelten . 

Die Militärjunta Chiles trägt sowohl vor dem 
chilenischen Volk als auch vor der Gemein_ 
schaft aller Völker der Welt die volle Ver­
antwortung . 

(Quelle: Internationale Kommission zur Unter­
suchung der Verbrechen der Militär­
junta in Chile, 12 Monate Militari­
atenterror in Chile, Helsinki, Sep­
tember 1974) 
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September - Aufruf der Unidad Papular 

Die Einheit des ganzen Volkes gegen die Tyrannei! 
Vor elnem Johr hot eine Clique werr6teri. 
scher Generale mit kaltblütiger kontetr8'lO· 
lutionl1r.r Strategie einen Staot.ntreldl 
durd'lgeführt, die g.setzm1!ßI;. Regle. 
rung g.,tüm und In unserem Voterlond ein 
Blutbad angctridltet. Die TotiOchen hobe,.. 
vielen Zweiflern von gestern den wahren 
Choralet., der Diktatur enthul1t. Auf ur'l$.­
ren Sdlultem ruht die Verantwortung, olle 
Demokraten zu vMeinen, die ontiloKhlsli. 
5dle Front 11,1 smmieden und dos gonle 
Volk 11,1 mobilisieren, um die,e schwane 
Nodlt des Grauens und der Unlerdrüdu.mg 
zu beende .... 

Hunger und Elend für die Mehrheit 

Die Junta hot die übergroße Mehrheit des 
Volkes In einen AbgrurKl 'IOlIer leid ge­
stürzt. Dos Gorillaregime hot Tausende or­
beiWos gemocht und damit sie und Ihre fa­
milien zum Hungern ~rurt.llt. Di. 6u6erJI 
geringen lohnongleidlungen sleUen eine 
unve,sc:hömta AusplUnderung de, Wert~li­

gen dor_ Oie P,eise für die wichtigsten Arti­
kel sleigen ins unermeBliche. Oie Arbeiter­
klone ist delr hörtesten Ausbeutung unter­
worfen. Die Edwards, Yorul'5, die Monopol­
hcrie kehren in Glanz und Gloria in Unte,­
nehmen zurück, die Eigentum ponl Chiles 
gewesen woren. Die Bouern _rden von 
ihrem land vertrieben, dos sie aufgrund de, 
Agrarreform erhalten hoben und dos leut 
den lolifundienbesiuem zurückgegeben 
wild. Durch die Einfjjhrung der EinheiU­
geholl5regelung _rden die Elnkünhe de, 
Angestallten des öffentlichen Dienstes stOMl 
gemindert. Hunderte von ihnen _rden 
unter dem fadenscheinigen Vorwand auf die 
Straße geseut, daß die Stoauousgoben ge­
senh _rden münen. 

0 01 Xl !'Isoguo I. t eine, von Duuenden Konlenllotlon,logern. In den'" die eh!!."I" 
fGlcNltl.che Junta ' abioten del Land .. hune-m und IGllem 188t 

Damit obe, MOdI nicht genug. Oie Junta 
griff das Recht auf Gesundheit, auf Bildung 
und Sozialversicherung der Mehrheit des 
Volkes on. Millionen Chilenen sind bedroht. 

keinertei medizini5dl-e Iktreuung zu erhol­
ten. Gesundheit und leben bilden ein Pri­
vileg derjenigen. die eine 6ntliche Behond ­
lung bezohlen können. Tausende Studenten 
sind von der Hoduchulausblldung ausge­
schlauen. Dos Ist eine Auswirkung der Be­
stimmung uber die .Eigenflnonzlerung- der 
Universi~ten. Die GroBunternehmer werden 
sich mit Gewalt der Fonds der Werktätigen 
bemöchtigen. wenn. wie angekündigt, dos 
chilenische Sozlolveni<herungllystem besei­
tigt wird. Das Regime bereitet sidl darauf 
vo" die Unontostbarkeit des ArbeiUploues 
oufzuheben, um den Moss-enentlassungen 
einen legalen Anstrich zu geben. 

Die Krise betrifft in großem Maße unmittel­
bar aUe gesellschaftlichen Schldlten und 
Klassen des landes - mit Ausnahme des 
Großkapitals, dos gemeinsam mit den im· 
perialistischen Konzernen der einzige Be­
gunstigte der Tyronnel Ist. Intellektuelle und 
Angehörige anderer freier Berufe mOssen 
ansehen, wie die Foschlstan Geist und Kul-

SeIt September 197] sind in Chile uber ' 0 000 Mensdlen ,erhoftet worden, do, on allein 
übe, 2' 000 seit Juli d. J. Uns-eq fo to. lei gen PoliJ.i.ten und lOgenannte Sicherheits· 
kräfte bei einer Rollia und ih,. ,ertloheten Opfer. d ie in Bu.sen abtransportiert _rden. 

tur verodlten. Viele sind gerMIngen, da. 
land 11,1 .... riouen. Oie Kleinh6ndler, Hand­
werker, kleinen und mittleren Indu.t rlellen 
und londwirl$choftlichen Eigentumer ltehen 
aus Mangel on Köufern und Krediten vor 
dem 8onkrotL 

Die sklovisdle Unterwerfung der sogenann­
ten Nationalen unter die In tere.sen des 
Imperialismus hot dazu geführt. daß die 
Zölle sanken. daß sid-> der Impan ungehin­
dert ous_itet ulM:! w die nidltmonopolisti­
sdle einheimlWle Indwstrie liquidiert wi rd 
sowie die Arbeitslosigkeit zunimmt. 

Oie _ Wiedererbouer" hoben keinen Mo­
ment gezögert, die Sou\'l!/Önltat Chiles on 
dos Yankeekopital zu veMloulen. Sie be· 
gründeten ein Stntut für Investitionen. dos 
Glöublgern alle nur denkbaren Garontien 
und Vorteile e inmumL Dies hot ernsthafte 
Konllikte mit den l6ndem des Andenpaktes 
oUigel6st. Mit dl!1l Gesellschaften, die johr­
zehntelnng unser Kupfer ollSgeplündert hot­
ten. wurde ein ~ndliches Abkommen ob­
geWllossen. dos ihnen Entscn6digungen IU­

billigt Die. widenprichl dem Willen oller 
politischen Poneien Chiles. die eiM~mmig 
die Nationalisierung unserer Rohstoffe be­
schlossen hotten. Jeut beeilen lid} die 
• Wiedererbouer·, dem ouslöndl.then 
Kapitol neue KupferYorkommen oUllulle­
fern-. 

Sie , ... audten. den Sd-Irei des Volke. 
in Blut I U .,stidlen 

Dos olles versll5r.t die politische und ;esell­
sdlohlid'le Isolierung der Oiktotur. Von IVI­
fong on hot die Junta grousomsta Unter­
drückunglimethoden angewandt. um die 
alten Privilegien wiederhenlUtelfen und die 
wachsende Empörung der Mehmeit der Be­
völkerung des landes lU enticken. Wlllkür­
HdI vorgenommene Verhahungen. Konzen­
trotionsloger, Kriegsgerichte. systamolisdMl 
foltarungen. der Versudl zur Vernldl tung 
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Tausend Steine symbolisieren: Chiles Volk lebt! 

oller Organisationen des Volkes, ständige, 
Terror gegenüber der gesomten Bevölke· 
rung und ht!imtüdd~. Ve.tlred!en ,iM! uno 
ertllBlicne Gegenleistungen der Junlo on 
die Monopole. domit sie ihre Wlrtsdlotu· 
politik durdUfluen k6nnen. Der Innere 
KrieguustorK! wird beibehalten, um j.g­
Hehen Probn! deI Volkes in Blut zu ersllk­
ke". Während die Junta den Elat für den 
dringendsten s.,ölken.Jngsbedorf kürzt, 
_ndel sie Immer mehr Mittel ouf. um uno 
eingesduönkt ihre" Unterdrüd::ungHlpporot 
JU erweitern. Si. vefsucht, ganz Chile zu 
unterwerfen. jeden Gedanken Oll die demo­
krollsdIen , Errungensenafte" ouS!ulö$Chen, 
die Streitkräfte IU Kerkermeistern ihres eige­
ne" Volkes in einem niedertrödltige" Krieg 
zu mochen, den Ihne" eine Minderheit VOll 

Offizieren oulgfllWUngen hot. 

Oe, FoKhismul ist ";mt bereit. eine andere 
Meinung· zu tolerieren; er bringt jeden zum 
SdI_igen, der nicht In seine HaBpropo ­
gonda einstimmt. Die jüngsten Erelgnl .. e 
beweisen das' voll und ganz. Sie affenboren 
die Absldlt der Junta. auch die Christdemo­
krotlsd'le Partei zu .... rnlchten_ Selbst die 
dlilenl5dlen Geistlidten, gaM beson6ers 
die Vertreter der Katholischen KiRhe, sind 
_gen ihrer kon,.quenten Verteidigung des 
Humanismus und der demokratischen Rechte 
Opfer der 'tOn der Junto inSlenierten Ent­
würdlgungs- und Unterdrilctungskampogne. 
Sie eBlredct sldl sogar al.lf Militlirange­
h~rlge . 

Die jungsten Mo8nohmen der Diktatur, 
darunter die Vernkhtung der Wahllisten. die 
Ver'lündung des Statutes de, Junta und die 
Ernennung des "euen KabirMttts, lassen kei­
nen Z_ifel damn, da8 sie ihre Mocht auf 
unbegrenlte Zelt au.sdehn"en und unter '161-
IIge, Mi80chtung der Intereuen des Vater­
landes ihre gescheiterte Politik fortsetzen 
wilL Aus diesem Grund .... rsdw5rft die Junta 
In unvoBteilborer Weise die Unterdriidtung. 
Sie la8t Tausende Kampfer auf bloßen Ver_ 
dod\t hin einker'lern und Koder der Volks­
bewegung fe~e ermorden. Dos olles bestli· 
tigt die triigerism. und falsche Haltung der· 
jenigen. die sldI mit der Junta in der HoH­
nung aussöhnen. doS diese Ihre Politik 6 n­
dort. 

Für Chil. bis ZUIII Sieg des Volkesi 

Im Nomen des Vaterlandes rvft die Unidod 
Popular unser Volk auf, entsdllossen gegen 
die Junta zu kllmpfen, um der Trog6die In 
Chile ein Ende zu setzen. Wir rufen auf zur 
Einheit der Arbeiter, Bauern, Angestellten, 
der studentlsdlen Jugend. der Geistenchaf­
fenden. der kleinen und mittleren Oe­
schc1ftdeu .. und Unternehmer, der Christen 
und Atheisten. aller Organisationen du 
Volkes und der demokroti5dlen Parteien. 
aller Patrioten. um eine groBe antjfasdli­
stisct.e Front zur Zersd!lagung der Diktatur 
zu bilden. Wir rulen ouf, den Kampf der 
Massen auf _lIestef Ebene zu entfolten. 
um die Greueltaten und Verbrechen zu be· 
enden. um die Freiheit der politischen Ge­
langenen zu erwir'len, 'um die unheilvolle 
loge des inneren Kriege$ zu bewitigen. Wir 
rulen zu AktiOMn auf. um die l6hM den 
steigenden lebenshaltungsl!:asten real anzu­
gleichen. das Recht auf Arbeit, die Kon· 
trolle de, Preise fü' Wafen und Rohstoffe 
sowie die gewerksdlotdlchen Rechte zu .... r· 
wir'llkMn. Dberoll gilt es. für diese For· 
derungen, die den Intetlessen det- groBen 
Mehrheit der Chilenen entsprw::hen. zu 
k6mpfen. Um d .. zu eneichen. ~ sidI 
die Unidod Populor an oU. Antifa,dlinan. 
insbesondere on die Christdemokrüten und 
die linken Kr6fte. die nldlt ~n den Reihen 
der Unidod Populor stonden. Mit den 
K6mpfen unseres Volkes wird Chile seine 
Freiheit zuriidterobem und lIidt den Weg 
zu einer neuen Demokrotie bahnen, die den 
Fosdlisrnus endgültig ousroftltn wird. 

Niemals _!'den wir den en~ 
Beitrag vergessen, den die Hilfe oller Vb!· 
ke, der Erde für unseren Kompf bildet. Die 
SoIidoritlitsbewegung mit Chile. die In der 
gonzen Welt ein betspieUo5eS AI.Ismo8 e,­
reimt hat. Ist beeindrudtender Ansporn für 
den ontifoschistl5dlen Widerstand. Wir ehren 
aufs innigste In der PeßOn Sotvodor AlIen­
des. des emen revoIutionlI,.,. Pr6s1denten 
Un5erer Geschichte. olle unsere Gefollenen. 
In unserem Vaterland bleiben seine letzten 
erhabenen und wütdtgen Worte des beispiel­
losen Verttuuens in die Kroft der Arbeiter­
k.losse lebendig. Sein hektenhahes Beispiel 

lebt in unse'*! Herun ..;w. Die ....amt· 
Ikhen Yedeumdungen det- Dildotur ftt"­

moct.ten seinen u.nstIefbIkfwn Ruhm nkht ZU 
endM;ttern. 8n Johr noch an- Tode und 
wildem diese Erde mit detn IcoRbo_ Blut 
von unz6hUgen Marty .. m getr6nkt. wurde.. 
konn die Unidod ~r ~mt 0.­
nosse Pr6sident, deln Volk wird lieh n~s 
ergeben. niemals tfird es lieh un~rfen, 
es sdllie8t seine Reihen, um den Sieg zu 
erringen für die SodIe. für die du gelampft 
und dein Leben eingesetn halt. 

ScWolIstMcM Partei 

Kommunlstl..me Partei 

MAPU (Bewegung der .... NirMg_ Volks· 
oktion) 

Roditlale Portei 

MAPU O. C. (Bewegung def -..reinigten 
Volksaktion der Arbeiter und Bauern) 

Chri$dKhe linke 

Unidad Popukn 

Sontiogo de Ch .... 5eptenIber 1m4 

(Que l le : 
Hori zont Nr.4J/ 1974) 

........ ~ ...................................... . 
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Argentinien 
In der nachfolgenden Erklärung vom September 1974 warnt das Exekutivkomitee der Kommunistischen 
Partei Argentiniens (KPA) vor der akuten Gefahr eines faschistischen Putsches. 
Seitdem bat sich die politische Lage in Argentinien weiter verschärft: 
So mußte der Wirtschaftsminister Gelbard, der als liberal gal t , zurücktreten . 
Fast alle linken Zeitungen sind verboten. Ende September d . J. wurde ein sogenanntes "Sicher­
heitsgesetz" verabschiedet, das die politische Unterdrückung durch die Regierung legalisiert . 

Die Terrorakte rechtsextremer Gruppen nehmen täglich zu . Seit der Übernahme des Präsident ­
schaftsants durch Maria Estela PerOD wurden 128 politiSChe Morde verübt . Entführungen, Über­
fälle und Bombenattentate häufen sich. 
Mit dieser Kampagne des Schreckens und des Terrors versucht die argentinische Reaktion , das 
Klima für einen Staatsstreich weiter anzuheizen . 

Erklärung der K P Argentiniens 

Die Schatten eines faschistischen Putsches 

Die terrorlltlsdle Eskalation hat alar­
mierende AlnmaBe angenommen. Im 
gonzen Lande ertiSnt der Ruf : ~Nun 

reldlt esl· 

Es Ist dnlngend erforderlidI, die demo­
kratIsdIen Kröfte zusammenzusdlUe­
Ben, um der Gewalt Einholt zu gebIe­
ten. Jedem muB e. klar sein: Die .... r­
fouunOsm6ßlge Sietterhit Ist bedroht. 
Der Schotten eine. fa.chlstlschen Put­
sches U~t Ober der Nation. 

o.r lmp ... lolbmul und Mine Agentu­
ren Im Lande, die GraBgrundbe.ltze,­
ollgordlle und da. Oroßkopltol, die .Ich 
auf Ihre In tokte materielle Ball. stOtzen, 
.. tzen zum Sprung auf die, Macht on. 
Sie wI'Mn, daß Ile die Macht durch 
Wahlen nIemoli wleder.rtangen klln­
nen. Sie zahlen auf die longe und fln­.te... Erfahrung dei amerikanischen 
o.helmdlen.te. elA. Der HauptfeInd 
dorf nicht aus dem Blickfeld verlo ... n 
werden. 

Die unmittelbare Varb«ettung des fa­
tdlbtlschen Staabstrelches begann mit 
der AktlvItat o.r linksextremistischen 
.Antlkommunl.tlschen Ar"entlnlscMn 
Allianz· (AM) sowie mit einer glel­
cherma&.n breItangelegten wie raffi· 
nlerten psydlologlKflen Kampagne. 
Die .. Ist darauf gerldltet. die Vetlar­
gung In onon:tllltltdle Bahnen zu len­
k.n sowl. dl. demokratlsch.n Kröfte IU 
spalt.n und zu paroly.I .... n, d. h., da. 
fOr d.n Sloabst ... l.n gOnltlQe Choo. zu 
tchoH.n. 

Die NOktlon6ren K .... M 'M;Iu.n l.Im J ... 
den Prell .... rhlnd.rn. da8 dl. V.rwlR­
IIcf1ung J.n.r MoSnohmen d.r Regl.­
Nng, dl. fortlcflrlttlidl lind, In .IMm 
b .... ten Proz.1S der notlonal.n Bef .... ung 
mOnd.n kllnn.n. 51. woll.n .rrelch.n, 
doS Ar;entlnl.n Im EInfluISbereich d .. 
USA-Imp.rlollsmus v.rtll.lbt. 

Der poromIHt6r1td1. TerrorlsmuI, dftMn 
Exlltenl niemand l,ugMt, letzt Mln. 

• Tode.botolllon.· In Aktion, um d.n 
SIe; d.r Konterrwolullon IU .rI.lcht.rn. 
W.r g.h6rt elII .. 11.1 d.n drei .A-' WIl­
dl. V.rblndung.n haben aI. mit Orga' 
n.n oder hohen Beombtn d.r R.gI.rung' 
Wer flnonderl lle' 001 Volk ford.rt 
.In. klo,. Antwort auf dleM Fragen. 
Ein. reprlMntottv. Untertudlunglkom. 
mlulon, OUfll"tottet mit all.n Voll. 
mocflten. 10/1 dl ... Ang.I~.nhelt uno 
ter.udl.n. Da. erford.rt dl. ....rle •• 
lung.m&lSlg. Konttnultlt. 

01. Aufgabe, der Oefahr ein .. reoktla. 
nören Putsches zu beg.gnen. Ilt . In. 
zutiefst polltl"sdl. Aufgab •• und sIe er­
fordert polltlsq,. Moßnohm.n, dl. dl. 
Terrorl.ten und Putschlst.n lsolI.r.n. Nur 
mit den Strafg ... tz.n kann man d.n 
T.rrorlsmus nicht bekömpf.n. Und schon 
gar nlchl mit Strof"Hetzen, dl. den 
Rufmord ermll"lIchen und dl. da. In der 
V.rtonun" gorantl.rte Strelk.-.cht 'IOn 
Grund auf ottackl.ren. 

Nicht ahn. Besorgnll kann mon verfol­
g.n. wl. dl. R."I.rung d.n Red1t.n un­
statthaft. Kanz ... lonen macht. Leben.­
wietttlg. Aufgaben werd.n Mltartlelt.rn 
der Diktatur (g.melnt Ist dl. Milltlrdlk­
totur vor d.r letzt.n Regl.rungs­
perlod. de. Pr6sldenten Juon Domlngo 
P.r6n _ dl. Red .) Obertrag.n: fo.chI­
_tl_dl. EI.m.nt. hab.n .ldI der Unlv.r­
,ll&t bem&chtlgl, unter d.m Vorwond 
d.r B.k&mpfung d •• T.nonsmu. _rd.n 
O .. etzelv.rfOgungen ena ... n, dl. dl. 
D.makrotl. zurOckdr6n"en: dl. bortlon­
, che T.rmlnologl. d.. MeCorthybmul 
wird n.u bel.bt: dl. D.batte Ober le­
b.nswldltlg. G ... tI. - wl. dl. Ob ... dl. 
Energl.rohJtoff. und dl. Ober dl. Bo­
d.nreform - wird b.hlndert; man mlsd)1 
sldl In O._rktdlaften und d.ren Orgo­
nbatlon.n "n, wo. unn6tlg.rweiM g.-

--.MI' .......... _IP~ 
werksct.oftllch. !«Impf. v.rlang.rt: dem 
Gefall. zwilchen den Lahn.n und den 
Prel .. n wird nlettt enbctdou.n entt.­
g.ng.tret.n. 

Konz ... lonen solcher Art lind ~" g'­
.Ign.t, dl. R~lerung zu ,..tlgen, nocn 
dl. StobIlltli zu verteldlge!1' Sie begOn­
Itlg.n und Itlmulleren Jedlgllett dl. fa· 
tdll.tllche V.nchw6rung. 

WIr bekrlftlg.n ern.ut un .. re prlnll. 
pl.U. Haltung lum IInkteXlremlltisch.n 
TerrorIlmul l Wir v.rurt.n.n Ihn ganz 
kategorl.dI. W.lch .. audl Immer dl. 
lubjelttlv.n Sew.ggrOnd. d.rer •• In 
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,.,ag.n. dl. Ihn praktllL .... n. oblekUv 
~Onltlgen , Ie dl4l Plane et., Iteaktlon. 
Mit d.r Phra.ealogle '10m . anhalt.nden 
,.volutlone,en Krieg· kann mCln nur die 
wahrhafte RevCllutlon morden, dIe Im 
Grund e dei land" keImt 

Solonge I.gole Mögllchk.lten vorhon­
den . Ind, muS die LegClIIUIt enbchlol­
.en verteIdIgt w.rden. So handel t der 
RevolutionIIr Im Argentlnlen dei S.,­
.. mber 19741 

MIt dem Terrorbmu. muS Schlull ge· 
modlt werden. OIe reaktIonlIre Offen­
'1'1. muD lurOdlge.c:hlogen _rden, um 
d. n demokrothc:h.n Kurs lU .Ic:h.rn. 

Oie groBe Aufgabe besteht heute darin. 
mIt der Bewegung und d.r Aktion der 
Mo .. en die reaktlonllre Offensive Inner­
hCllb und ouBetholb d.r Iteglerung lU 
stoppen sowle die Gegenolfen.lve d.r 
demokratlsc:h.n und ontllm~rlolIlIl­
sdI.n Krllft.. die e. Innerhalb und 
ouBerhCl lb der RegIerung gibt, zu ge­
wtlhrl.lsten. 

Oie ollgordlllc:h. und Im~Nol1.tllc:h. 
Reaktion fG rdt\ltt die Mo •• nbewegung 
'11 .1 m.hr 01. d.n ultrol1nken T • ..,'Orh· 
mu •. o..hCllb ma .. en dl. gewoltlg.n 
d.mokratllc:hen R •• rv.,. dl. Im Land. 
vorhonden lind. nicht nur In d.n pein­
tischen Port.l.n. In den Gew.rkKhClftlln 
und In d.n a nd .... n Mo .. enorgonllGtlo­
n.n, sondem ouch In d.n $treltlcrllften 
und In der Klrdte. mobl1l.lert _rd.n. 
Wenn dl. d.mokrotltch.n KrilIftII ve ... lnt 
hondeln, werd.n ,I. dl. Demokratie so­
wl. d.n PRlle& dei Kampf., geg.n die 
Abhenglgk.lt und tOr die notlonole S.· 
frelung rett.n. 

01. Verantwortung In gralS. die Jetzt aUf 
d.n FGhrem der demokratl&dlen pelU. 
tltc:hen PClrt.len ruht. 

Magen 11. ou, dem chUenlscMn S.I· 
.plel die Leh ... n II.hen, Wenn der Fo· 
Ichl.mu. durchkommt, ... rden alle peIlI. 
tltc:h." PClrt.len M~t.n werd.n, 

Wenn ouch d., Dia log on d., 8011. zu 
k'llnem Z.ltpunkt unterbrochen wurde. 
so gelang e, ledocfl d., Reaktion mit 
Ihre, Off.n.l .... bedau.rUchwel ••• Ihn Cluf 
ober., Ebene IU unterbNd'l.n. 0., Dia­
log muS schl.unlg't Cluf ollen Eben.n 
wledeRlu!genommen wwden I 

Enge Part.louttauungen mGIMn JetIt 
belMlte gelo'Mn weorden I Antlkommu· 
nl.tltctte Vorun.ne, die dl. Aktlon .. ln­
helt IlIhmen, mO..... OlMtwunden wer· 
d.nl 

E, mull ~hondelt werd.n, solonge e. 
noc:h Zelt Istl Zugun.ten d., Demokratie 
.prid'lt dje gros. Zahl Iil re, AnMlng.r. 
Zu Ihren Ungunlt.n ,prlcht die Teilung 
Ihre, Krillfte. Magen .ld'I die Demokto­
t.n auf -'n.er gemeinIOmen MinImal· 
plattfonn IIInl~n I Dann wk'Cl dl. ontl· 
Im~rlolI.tlld'le Oemolrrotl. unbeIleg­
bar .elnl 

ex.kutlvlloml_ d., 
Kommunlttl tehen !'artel Argentlnl.nl 

luenoI AI,.. 17. ~ 1". 
-.4 
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Venezuela 
Vera Achenbach 

Oie Politik der Regierung Perez und die "Neue Kraft" 

Im September 1974 haben sich au! Initiative 
des Weltbundes der Demokratischen Jugend 
(WBDJ) , des Internationalen Studentenbundes 
(ISB) und der Internationalen Vereinigung der 
Jungsozialisten (YUSI) 33 Delegationen aus 
aller Welt in Caracas , der Hauptstadt Vene­
zuelas , zum "Internationalen Jugendtreffen 

der Solidarität mit Chile , gegen den Faschis­
mus für die Respektierung der Menschenrechte 
in Lateinrunerika" zusammengefunden . 

Chile-Solidarltlt In Caraca. 

In Venezuela, das die Schreckensherrschaft 
des Faschismus in den Jahren 1952 bis 1958 
selbst kennenlernen mußte , hat sich eine ~~ei­

te Bewegung der Solidarität mit dem chileni­
schen Volk entwickelt . Alle demokratischen 
Jugendverbände schlossen sich in einem Chile­

Komitee zusammen; junge Sozialisten , Kommu­
nisten, Liberale bereiteten gemeinsam die in­

ternationale Konferenz vor . 
Die Konferenz nahm einen Aufruf und einen Ak­

tionsplan zur Solidarität mit dem chileni ­
schen Volk an . Darin wird die Jugend der Welt 
aufgerufen , in breiten Bündnissen ihre Akti­
vitäten zu verstärken , Unterschriften für die 
Freilassung der politischen Gefangenen zu 
sammeln , vielfältige Appelle an die UNO zu 

richten und überall den US-Imperialismus und 
seine Verbündeten anzuprangern . Besonderes 

Gewicht wird auf die verstärkte Entwicklung 
der materiellen Solidarität gelegt . 
Die breite Basis, die die Chile-Solidarität 
in Venezuela gefunden hat , widerspiegelt a~B 

Anwa~nsen der antiimperialistisch- demokrati­
schen Bewegung , die sich in allen Ländern La­
teinamerikas trotz bluti~er Rückschläge voll­
zieht . 

~oran zeigt sich aiese entwiCklung in Vene­
zuela? 
Ein Merkmal ist das Anwachsen des Kampfes ge_ 

gen die neokolonialistische Politik der USA , 
vor allp~ gegen die Herrschaft der US- Monopo ­
I, . 

Die Energiekrise der kapitalistischen Staaten 

macht den größten Reichtum Venezuelas, das 

Erdöl , auch zu seinem brisantesten politischen 

Zündstoff . In Venezuela lagern 14 , 3% der Welt ­
reserven an Erdöl . Bis 1971 befand sich das 

Erdöl ausschließlich in den Händen der UB- Kon­
zerne , die riesige Profite scheffelten . Die 

Stärkung der venezolanischen Erdölgesellschaft 

(Corporati6n Venezolana de Petroleo) stellt 
einen ersten Schritt zur Zurückdrängung der 

ausländischen Monopole auf dem Erdölmarkt dar . 

Trotzdem kontrollieren noch immer 20 auslän­
dische Konzerne 95% der venezolanischen Erd­
ölförderung . 

Erdöl·Dekret der Regierung Perez 

Unter diesem üesichtspunkt ist ein Dekret der 

Regierung Venezuelas für die Erringung der 
ökonomi schen Souveränität des Landes von gro ­
ßer Bedeutung . Es schreibt den ausländischen 
Gesellschaften vor , in den kommenden 3 Jahren 
80% ihrer Aktien an venezolanische Unterneh­
mer zu verkaufen . Gleichzeitig verbietet das 
Dekret Ausländern, Kapital in der Kommunal­

wirtschaft , im Nachrichtenwesen , in der Ener­
gieversorgung , in den Massenmedien , im Ver­

kehr und B~DDennanctel anz~egen . 

Ohne das Jahr 1983 abzuwarten , in dem die 
Konzessionen für ausländische ErdölQonopole 
ablaufen werden , faßte der Präsident Venezue­
las C.A. Perez ( Accion Democratica) , den Be­
schluß , alle diese Erdölgesellschaften unter 

die Kontrolle des Staates zu nehmen und ver­
kündete die Absicht , deren Eigentum zu ver­
staatlichen. 
Dies ist der Beschluß einer bürgerlichen Re­
gierung , die sich einem wachsenden Druck der 
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Massen ausgesetzt sieht . Obwohl die antiim­
perialis tisch-demokratische Bewegung bei den 

letzten Wahlen im Dezember 1973 gegen die bei ­
den Hauptparteien der Bourgeoisie , die "Accion 
Democratica " ("Demokratische Aktion") und die 

"Copei" (Christdemokraten), noch keine entschei­
denden Erfol ge erzielen konnte, ist ihr Ein­
fluß gewachsen . 

Das zwingt die bürgerliche Regierung dazu , 
sich den veränderten Bedingungen anzupassen , 
den sozialen, wirtschaftlichen und politischen 
Forderungen des Volkes stärker nachzugeben . 
Gleichzeitig strebt sie nach der Erweiterung 

des wi rtschaftlichen und politischen Spiel ­
raums des einhe imischen Kapitals gegenüber dem 
USA- Imperialismus . 
Trotz der Regierungsbeschlüese aber bleibt den 
ausländischen Kapitalisten immer noch ein 

großes Betätigungsf eld . So schreibt die Ober ­
seerundschau zum Investitions"klima" in Vene­
zuela : 

"Trotzdem wird in Caracas nicht mi t einer 
überstürzten Nationalisierung gerechnet .... 
Die Wirtschaftszweige , die vielleicht in der 
nächsten Zeit besondere Chancen enthalten , 
sind Eisen- und Stahlbe- und - verarbeitung , 
Metallwarenproduktion , Verarbeitung von Er­
zeugnissen der tropischen Landwirtschaft, 

Chemie Wld Petrochemie" . 1) 

Das macht deutlich , daß bei der künftigen Ent­
wicklung Venezuelas in erster Linie der Druck 

der arbeitenden Massen darüber entscheidet , 
ob sich die Regierung dazu gezwungen sehen 
wird , die gefaßten Beschlüsse auch in die Tat 
umzus etzen . 

Engere Beziehungen zu den sozialistischen Lindern 

Große Bedeutung mess en die fortschrittlichen 

Kräfte Venezuelas der Entwicklung der Bezie ­

hungen zu den sozialistischen Ländern bei . Am 
Beispiel Kubas , Argentiniens u . a . erwies sicb, 
daß die Sowjetunion und die anderen soziali­

stischen Staaten um eine gleiChberechtigte 
Zusammenarbeit mit den lateinamerikanischen 
Staaten bemüht sind . 
Mit ihrer großen Hilfe für die Regierung der 
Unidad Popular und iJu'er Solidarität mit dem 
antifaschistischen Widerstandskampf des chi­
lenischen Volkes erwarben sich die Sowjetunion 
und die anderen sozialistischen Länder große 
Achtung und Sympathien. Man erzählt sich in 

Venezuela z . B., wie dem verstorbenen Präsiden­
t en Argentiniens , Peron , während der Wahl­
kampagne von der Europäischen Gemeinschaft 

(EG) Kapital für di e Lösung der dringendsten 
ökonomischen Probleme verweigert wurde , wäh­
rend Argentinien günst ige ökonomische Abkom­
men mit der UdSSR , de r CSSR , Rumänien , Po l en 

und Ungarn abschließen konnte . Die Entwick­
lung von Beziehungen zu den sozialistischen 

Ländern auf der Grundlage der friedlichen Ko ­
existenz ist von zentraler Bedeutung für die 
Festigung der nationalen Souveränität , für 

die Lösung anstehender ökonomischer Probleme 
im Interesse des Volkes und zur Stärkung der 

Position der antiimperialistischen Bewegung . 

Präsident Perez sah sich nach seinem Wahls ieg 
zu der Erklärung veraniaßt , daß Venezuela im 

Zuge einer unabhängigen Außenpolitik und obne 
sich den Interessen anderer Mächte unterzu­

ordnen , "engere BezienWlg<..n ::a den soziali ­
stischen Ländern herstellen muß" . 

Soziales Elend 

Die imperialistische Ausplünderung Lateiname­
rikas hat auch in Venezuela wachsendes Massen­
elend zur Folge : 

Von rund 13 Mio Einwohnern sina ca . 1 , 2 Mio 
arbeitslos oder unterbeschäftigt . 
Jedes Jahr finden 150. 000 Jugendliche im ar­
beitsfähigen Alter keine Stelle . 
Hunderttausende Menschen sind in den letzte.n 
Jahren vom Land in die Stadt gezogen . Männer 
wie der US- Milliardär und US- Vizepräsident 
Rockefeiler zwingen sie dazu . Sie und ihres­

gleichen besitzen 71% des Bodens , ihre riesi­
gen Haziendas blühen und gedeihen , die primi­

tiven Kleinwirtschaften der Landbevölkerung 
reichen nicht mehr zum Leben. 
Während in den USA Tausende Tonnen Weizen , 
Kaffee, Obst usw . vernichtet werden, um die 
"Weltmarktpreise" zu halten , sind ca . 800 .000 
Kinder in Venezuela dem absoluten Elend preis­
gegeb en . Sie wurden von i hren Eltern ausge­

setzt , die selbst dem Verhungern nahe sind 



Elend in den Slums{ "Ranchos " ) von Caracas . 

lU1d keinen Ausweg mehr sehen . Kin:ier!1rbeL 
gehört zum Straßenbild von Caracas . 

Obwohl eine formelle Schulpflicht besteht, 
können mehr als die Hälfte der Kinder keine 

Schule besuchen , weil sie die nötigen materiel ­
len Mittel (Schulgeld , Bücher , Kleidung) 

nicht aufzubringen vermögen und zudem neben 

der Schule arbeiten müssen . 

Die venezolanisch~ Arbeiterklasse Jnd die 
Gewerkschaftsbewegung 

Daß der Kampf des arb~~t~nden Vclkes um ~es­
sere Arbei ts - und Lebensbedingtmgel. immer mehl 

mit antiimperialistischen Losungen und For­
derungen verbunden wird , zeigt e~ch nicht nur 

sm Beispiel der Nationalisierung des Erdöls. 
Am ~8 . September 1973 und sm 18. Jeptember 
1974 fand - /lusge'rufen von allel. drei Gewerk­
schaften des Landes - jeweils ein 15minütiger 
Generalstreik mit den Fo~derungen nach Ver­
wirklichung demOkrarische~ Rechte ~1 ~ur Ro-

1idarität mit Chile statt . 
Von groBer Bedeutung für die Entwick:ung d~~ 
revolutionären Kampfes in Vcnezue~a i6t die 

Stärke der .\rbeiterklasse . Sie stellt 69 , '7'% 
der Erwerbstätigen . Dabei sind ~O% in Großbe­
trieben und 40% in Klein- "nd Handw~~ksbet rie­
ben beschäftigt . Des scht.fft günstig~re \('J.- ­

aussetzungen für die Entwicklung des Klassen­

bewußtseins und die Organisiertheit der J.r-

be~terklasse ~ls in anderen lateinamerikani­

schen Ländern . 

Der Xampf der Arbeiterbewegung wird von 3 gro­
ßen Gewerkschaften en~wickelt . Dabei rückt 

das Ringen um die Einhe~tsgewerkschaft , als 
wichtige Voraussetzung für den erfolgreichen 
Kampf der Arbeiterklasse , immer mehr in den 

Vorder~:l . 

uegenwärtig bestenen folgende dre~ Gewerk­
sCh~ftsvereinigungen : 

1 . Central Unitaria de Trabajadores de Vene­
zuela (CUTV - Einh~ltliche Konföderation 
J.er Werkhtigon Veneznelal::l) . Sie 9ntstand 

1963, nacndem d~e fortschrittlichen Gewerk­

sclla.::tsf8J.rer aus der C:rV (s . u . ) ausge­
schlossen worden waren . Die CUTV jst Mit ­
glied des W~ltget"erkschaftsbundes (101GB) . 

Sie strebt die Entwicklur.g de ..... finheitsgp.· 
werkschaft nachdrücklich an . 

2 . Conf~deraci6n de Trabajadores de Venezuela 

(C'ri - }'_cnföderation VenezolanischeI" Werk­
tätiger) . Sie ist 1959 ~ IS deI!' nationalen 

"F.inhei t ..:vewerkschaftskomi tee h("rvorgegan­
lI;en . 

} . Confederacion de Sindicatos Autonomos de 
Venezu~:a (COfESDA - Konföderation Autono­
mer Gewerkschaft en Venezuelas) . In ihr 
sind vor allem christliche Arbeit~r organi­
siert . 

17 
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Die Volkselnheltsbewegcng .. Nu~ytl Fuerza" 

Erste Schritte gibt es in Venezuela auch in 
der Entwicklung der Volkseinheit . Zur Nueva 

Fuerza (Neue Kraft) haben sich zus~e~e' 

schlossen ; 
_ die Kommunistische Partei Venezuelas (KPV); 

die Wahlbewegung des Volkes (Movimiento 

Electoral deI Pueblo - MEP), eine progrer. ­
sive Partei , die sich 1967 von der Accion 
Democratica abspaltete; die Linke Volks ­
union CUPI) , eine Abspaltung der Republil.ci­

nisch- Demokratischen Union (URD) - diese 
bürgerliche Zentrumspartei war ursprünglich 
Mitglied der Nueva Fuerza , verließ sie je­

doch aus antikommunistischen Vorbehalten . 
Zu den Präsidentschaftswahlen am 9 . Dezember 
1973 konnte sich die Nueva Fuerza noch nicht 
auf eine gemeinsame Wahlkampfführung und die 
Aufstellung eines Einheitskandidaten einigen . 

Die Komm'lnistische Part ei Venezuelas entwik­

kelt e aus einer gründlichen Analyse der Wahl -

ergebnisse des vel"tSangenen Jahres ein neues 
Forderungsprogramm und orientiert auf die 
Erweiterung der Nueva Fuerza zu einer Großen 
Fro~t der Patriotischen Einheit (Gran Frente 
de Unidad Patriotica) . Von der neuen Regie­

rung, so die KPV , müsse 

"gefordert werden ; 
1 . Nationalisierung des Erdöls ohne Entschä­

digkng noch im Jahre 1974. 
2 . Rückgabe der Eisenerzlager an das Land . 
3 . Festiiung dEr Grundindustrien : Erdöl , Ei­

senerz , E~senhüttenwesen , Gas , Elektrizi­
tät, Trl.lDsport, Eisenbahnen , Handelsflotte 
usw . 

4 . Besondere Aufmerksamkeit für Gesundbeits­
schutz , Wohnungsfrage , Bildung und Beschäf­
tigung . 

5 . Endgültige Liquidierung des Großgrundbe­
sitzes und Organisierung der bäuerli~hen 
Produktion auf neuer Grundlage , um die 
Selbstversorgung des Landes und den Wohl­
stand der in der Landwirtschaft Beschäftig­
ten zu garantiel"eni Nationalisierung des 
Handels mit landwirtschaftlichen Produk­
ten; Beseitigu.-g der Verschuldung der ar­
men Bauern an Staatsorganisationen . 

6 . Keine weitere Steigerung der Lebenshaltungs­
kosten , SOfo~"tige Lohnerhöhung und Einfüh­
rung der gleitenden Lohnskala . 

7 . Maßnahmen für obdachlose Kinder und Lösung 
des Jugendproblems . 

8 . Einhaltung des Ar beitsgesetzes und dessen 
Reform zugunsten der Werktätigen . 

Auf dieser Grundlage wird es möglich sein, 
gemeinsam mit den Massen für deren Forderun­
gen aufzutreten , die KP als disziplinierte 
und kampffähige Partei zu stärken, den Kampf 
für die Schaffung einer breiten antiimperia­
listischen Front zu führen , der den Weg zum 
Sozialismus öffnen kann . " 2) 

Im Kampf gegen die Beherrschung ihres Landes 

durch ausländische Monopole und für di6 Ver­
staatlichung des Erdöls unter demokratischel 
Konr.rolle stützen =jch dle Arbeiterklasse und 
alle fortschrittlichen Kräft~ Venezuelas auf 

die internationale Solidarität . 

"VW , Bayer , Hoechst , Siemens , das sind für 
uns die Namen, die für den westdeutschen Im­
perialismus stehen , der mit daran beteiligt 
ist unser Land auszuplündern" , sagten mir 
immer wieder venezolanische Genossen . "Euer 
Kampf gegen die Herrschaft dieser und anderer 
Monopole in Eurer Heimat ist uns eine große 
Hilfe im Ringen um den Weg Venezuelas in eine 
Zukunft ohne Ausbeutung und Unterdrückung . " 

Anmerkungen ; 
1) Oberseerundschau , IV . Quartal 1974 
2) Tribuna Popular , Venezuela 15 · - 21 . 3 . 1974 

Adressenänderungen bitte 

rechtzeitig bekanntgeben ! 



Demokratische Abgeordnete des venezolanischen Kongresses 

Begründung zum Grundlagengesetz für die 
Nationalisierung des Erdöls 

Sieben demokratische Kongreßabgeordnete legten am 2 . März 1974 dem Präsidenten der Abgeordne­
tenkammer des Nationalkongresses einen Gesetzesentwurf zur Nationalisierung des venezolanischen 
.I..:-döls vor . 
In der hierzu von ~en Abgeordneten unterbreiteten politischen Begründung zum Entwurf , die wir in 
vollem Wortlaut abdrucken , wird ~ie anumgängliche Notwendigkeit der Nationalisierung des Erdöls 
für eine Industrialisierung <1.es Landes md für d.i.c Erhöhung des Lebensstandards der werktätigen 
Bevölkerung erläutert . 

I. Allgemeine Zustimmung zur Nationalisierung 

Es besteht heute in unserem Land eine allge ­
meine '7,ußtilflll.l.~ i'1 BCZlltz; auf die Zweckmäßig­

keit und Notw~ddißkeit , die Erdölin~ustrie 

<'-u verst>l.utlict.en , um sie der '1erfügung der 
Privatfirmen zu entzieheu , die sie schon 60 
Jahre lang ausbeuten und um sie der direkten 
Verfügung des Staates zu unterstellen . 

Es erschiene unnütz , auf diesem Aspekt zu be­
stehen , gäbe es nicht Minderheitengruppen , 
die seit jeher die Pri vilegien der Ausbeutung 

unseres Erdöls ausnutzten und die jetzt die 
Maßnahme der Nationalisierung fürchten . Sie 

versuchen , die Nationalisierung entweder zu 
verhindern oder ihr Voranschreiten und ihren 

Effekt abzubiegen , indem sie sie mit Vertrags ­
formeln verwässern , welche die Nationalisie­

rung vortäuschen , im Grunde aber nur die Port­
setzung des alten Systems der Konzessionen 
darstellen würden . Es ist daher angebracht , 
hervorzuheben , daß die verbreitetste Meinung 

unter Nationalisierung die tlbertragung von 
Gütern oder Dienstleistungen an die Nation in 
ihrer Gesamtheit versteht , damit sie von der 
Nation mittels des Staates verwendet werden . 
Dieses Kon zept bestimmt die nationale Auffas ­
sung und ist in dem vorliegenden Projekt ge­
staltet worden . Daher muß die Auffassung zu­
rückgewiesen werden , Nationalisierung könne 

die Übertragung von Gütern oder Dienstleistun­
gen von ausländischen Privatfirmen auf inlän­
dische Privatfi~en bedeuten . Der Zweck der 

VerstaatliChung der Erdölindustrie ist nicht , 
die ausländischen privaten Einflüsse durch 

inländische zu ersetzen. Vielmehr soll das 
gesamte Volk in die Verwendung seiner Erdöl­

reserven ein~reifen und aus diesem Sektor ge­

meinsam den Nutzen zi ehen , den er wegen seiner 
Bedeutung abwerfen kann . Dieses Ziel ist nicht 

gesichert , wenn inländische Privatfirmen die 

Erdölindustrie ausbeuten , denn es ist sehr 

schwierig - wenn nicht unmöglich - zu bestim-

men , ob das Kapital tatsächlich national ist 
oder aus fremden Quellen kommt und nur von 
Einheimischen als Agenten vertreten wird . Au­
ßerde~ würde der ganze Nutzen , der dem Volk 

gehören soll , wiederum in der Verfügung kom­
merzieller Gesellschaften stehen , die die 

Verteilung der ungeheuren Gewinne verhindern , 
die der Sektor erwirtschaftet und die allen 

gemeinsam gehören ; schließlich stimmt es 
nicht mit den staatlichen Zielen übereLn , ei­
nen BereiCh , von dem nicht nur das ökonomische 

Leben der Nation , sondern auch die nationale 
Sicherheit und Exi s t enz abhängen , in privaten 

Händen zu belassen. 

Die Nationalisierung der Erdölindustrie ist 
also eine Notwendigkeit für das Land . Als 
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solche betrachten sie jetzt sogar Personen 

und Gruppen, die bis vor kurzem noch Zweifel 
hegten oder diesen Schritt offen bekäcpften . 
Dieses Projekt hat die Aufgabe, diese natio­

nale Auffassung aufzunehmen, wn sie in einem 
Gesetz der Republik zu gestalten und um iiber 

theoretische Erwägungen und politische Wil­
l enserklärungen hinaus eine konkrete und un­
mittelbare Richtschnur zu geben, an der sich 

das Handeln und die Arbeit des ganzen Volkes 
konkretisieren soll . 

11. Zweckmäßigkeit de, Nationalisierung ~er Erdölindustrfe 

Di3 s~genannte En~rgiekriöe (die be~~~tcl vor­

angekündiet w~r , und die jetzt zut~~~tr~tt , 

ohne daß die dramatischen Effekte, die sie 
für ·die Menschheit haben kann , eingetreten 

sind) hat di e alten Drohungen der großen Erd­
ölkonsortien und der mächtigen Staaten , die 

sie unterRtützen und aus ihren Aktivitäten 
Nut:.Jn :;:i 3hen , zusiltnIllenbrechen .Lassen, mit 
denen sie dacl gc=-e;:hte \'orh; :"e;: der Förderlän­
der , die AUf:beutung ihres _Nöls uHter eigene 

h.c'ltr~lle Z'1 nehmen , verhindern Wc 'l.lt3n . 

Unfähigkeit der Venezolaner? 

Das Fehlen spezialisierten und technologischen 

Personals , das Fehlen von Kapital und die 

Schwierigkeiten, die Erdölprodukte auf einem 
durch komplizierte Verflechtungen der Konsor­
tien kontrollierten Markt abzusetzen , sind 

keine tauglichen Argumente mehr , die Übernahme 
des Erdölsektors durch dir) Förderlfultler zu 

verhindern . 
In unserpm Land ist die große Mehrheit des 

Personals ~~r Erdölindustrie venezolanisch 
und die werigen , die L.~cht unsere Staat sange­

~örigkeit haben , finden genügend Möglichkeiten , 
ihre Arbeit in einer nationalisierten Indu­
strte weiterzl.führen , ohne daß man sie - aus 
prLnzipiellen Gründen oder patriotischen 
G-efillilen - als rür immer a'"l. die priva~en Ge­

sellschaften gebund .... n ansehen würde . Im Fall 
von Mängeln auf diesem Gebiet ist es möglich , 
in anderen Teilen der Welt den Anteil tech­
nisc~en Personals , den wir benöti3~~ , zu er­
haltrn , sei es , um die Industrie weiterzube­
treiben oder um das notwendige venezolanische 
Personal auszubilden , eine Aufgabe , die sorg­
fältig erfüllt ",erden muß . 
Die großen Kapitalien, die die Erdölindustrie 
benötigt , wurden ~chor. "immer von der Indu­

strie selbs; erzeugt , nur übertrug man d~z 
Wlverhältnismäßigen Gewinne der Ko.:'.zerne uni. 

der Yerbraucherländer "iuf andere WiItschafts -

bereiche . Die kürzl_l.llen Preisar..!J.euungc.n be­

gannen diese Situation zu korrigieren , so daß 
die Förderländer bereits über einen Zuwachs 

an Kapital verfügen , nicht nur um die Erfor­
dernisse der Erdölindustrie zu befriedigen , 
sondern auch für andere Vorhaben, die mit dem 
Ziel entwickelt werden , zu verhiQ~ern , daß die 

Geldüberschüsse der nationalen und internb­
tionalen Wirtschaft Probleme schaffen . 

Private ö lgeselischaHen als "Störfaktoren" 

Die Tatsache , daß die Förderländer die Ölpro­
dukt~ äuf rlem Welt~~kt verkaufen müssen, ~a 

ihr Verbrauch , verglichen mit der Produktion , 
unbed~ute~d ist, kann sie nicht beunruhigen , 
denn der Bedarf nach Ölprodukten in den gro­

Ben Verbrauchs zentren und die Begrenzung der 
Lieferungen haben die verschlungenen Handels­

mechanismen der internationalen Konzerne un­

brauchbar gemacht , die dazu dienten, die 
l1arktheziehwl(';en zu verwirren und zu ver­

~chleiern , um den direkten Kontakt zwischen 
df u Rerstellel.·n und den Verbrauchern zu ver­
hinderr_ . Die Verbraucher , ar.gespornt do.lrch 
i;.lre }\edürfnisse , wa.-er. di~ ersten , die direk­
t~ Kort~kte mit der Förderl5ndern suchten, 

vorbei an den Konzernen, um sich ~ie lebens­

wichtigen Erdöllieferungen zu sichern , die 
ihre nationale Wirtschaft und Sicherheit er­

fordern . Wir konnten in der letzten Zeit ei -
wachsenden Annäherungsprozeß zwischen den 

Erdölförderung 
in den OPEC-Ländern 1973 
(in Mill. t) 

Saudi-Arabien 364,7 
Iran 293,8 
Venezuela 175,9 
Kuweit 138,3 
Libyen 104,5 
Nigeria 100,9 
Irak 95,0 
Indonesien 66,0 
Abu Dhabi 62,5 
Algerien 51,0 
Katar 27,5 
Ekuador 9,5 



Förder- und Verbraucherländern beobachten so ­
wohl durch ihre staatlichen Gesellschaften 
als auch durch die Regierungen selbst , und es 

ergibt sich die noglichkeit einer multilatera­
len Behandlung dieser Frage Qittels interna­
tionaler Organisationen bei alleiniger Betei ­
ligung der Staaten . Hicht nur die Pörderlän­
der haben begonnen, die großen Ölkonzerne so 
zu behandeln , wie sie es verdienen , sondern 
auch die-Verbraucherländer . Sie sehen in den 
Konzernen Störfaktoren für den zweckmäßigen 
weltweiten Handel mit ölprodukten und beab­
sichtigen nicht nur, ihre übertriebenen Ein­
künfte zu bremsen und ihre zahlreichen Tätig­
keitsbereiche zu kontrollieren , sondern selbst 
das größte Industrieland , typischer Vertreter 
der liberalen Wirtschaftsordnung , sieht die 
Organisation staatlicher ölgesellschaften und 
die direkte Einflußnahme der Regierung in 
diesen Bereich als zweckmäßig an . 
Die Zeiten , wo es für die Pörderländer nach 
den Schwierigkeiten bei der Suche und der Her­
stellung von ölprodukten sehr kompliziert , 
wenn nicht unmöglich war , sie auf dem Welt­
markt abzusetzen, da die~er von den groBen 
Konzernen, unterstützt von ihren Ursprungslän­
dern , kontrolliert war , sind vorüber. Zyr Zeit 
suchen die Verbraucher um Erdöl bei den Pro­
duzenten nach , und ein Wechsel dieser Situation 
ist nicht in Sicht , denn die Energiequellen , 
die als Alternativen , als Ersatz oder Ergän­
zung zum Erdöl erwähnt werden , haben techni­
sche Grenzen , die sie im Vergleich zum Erdöl 

noch unwirtschaftlich erscheinen lassen. Oder 
es gibt Hindernisse im Umweltschutz , oder sie 
reichen nicht aus , um das Wachstum der Welt ­
energienachfrage zu befriedigen, oder sie be­
finden sich noc~ im Porschungs - oder Versuchs­
stadium und stellen somit nur Hoffnungen der 
Menschheit dar . 

Erdölgewinne zum Aufbau der venezolaniSChen WirtKhan 

Abgesehen davon , daß die Hindernisse überwun­
den sind , die von jenen Interessengruppen er­
richtet wurden , die vertreten , daß weiterhin 
Privatfirmen die Erdölvorkommen ausbeuten und 
die Staaten die Kontrolle dieser Ausbeutung 
nicht übernehmen sollen, sind die wirtschaft­
lichen Erträge der Erdölindustrie von solchem 
Umfang , daß nur eine unentSChuldbare Vernach­
läsSigung von Seiten der Regierungen oder 
die Anerkennung de.r Unfähigkeit , diese Indu-, 
strie selbst zu betreiben (wie es diese In­
teressengruppen den Regierungen bescheinigen) 
erklären kann, daß die Pörderländer bisher 
noch nicht die gesamte Verstaatlichung dieses 
Sektors beschlossen haben . 
In unserem Land erreicht die Produktion von 
flüssigem Erdöl jetzt etwa 1 , 2 Mrd Barrels im 
Jahr , die zu einem Durctsc'Lnittswert von 14 , 08 

Dollar abgesetzt werden . Dieser Wert, der 
durch nationalen Erlaß (gültig vom Februar 
1974) festgesetzt wurde und den man unter der 
gegenwärtigen Weltenergielage als Verkaufs­
preis realisieren kann - zumal , wenn man die 

21 



22 

Handelsabschlüsse zu höheren Preisen berück­
sichtigt - würde den ölgessllscharten ein 
Bruttoeinkommen von 16, 896 Mrd Dollar einbrin­
gen . Zieht man davon ab : 1 . die Kosten der 
Produktion in Höhe von 0 , 60 Dollar P~'o Barrel, 
2 . die Fördersteuer in Höhe von 17 , 2 %, die 
die Nation erhäl~ und 3 . die Ertragssteuer in 
Höhe von 58 %, so machten die ölgesellschaf­
t en einen Nettoprofit in Böhe von 5 , 841 Hrd 
Dollar j ährlich , was b ei einem Wech8elkl.''''~ 
von 4 , 20 Bolivares pro Dollar die Summe von 
24 , 532 Hrd Bolivares er'!;äbe . die dEls National-

~inkommen erheblich steigern könnten . ( .. , ) 

Abges ehen von diesen aus den obengeDRnnten 
Zif f ern abgeleiteten Gründen , d . h . wegen der 
zusätzlichen Einkünft e , die die .Nation durch 
die verstaatlichte Erdölindustrie erhalten 
k8~ und auIgrund der gerechten Forderung , die 
enormen Profite abzuschöpfen . die dip. auslän­
dischen Konzerne realisieren und die zum Scha­
den des Nationaleinkommens ins Ausland'flie­
ßen , muß man di e Notwendigkeit erwähnen , alle 
Sektoren unser er Wirtschaft zu integrieren, 
um eine harmo.o.ische Entwicklung planen zu kön­
nen , damit nicht das uöermäBige Wachstum eL~es 
Sektor s die Gesamtwirtschaft verzerrt , sie 

ve!"..run,:br.r und A.b:\ä.' ~ i S von diesem Sf'ktor 

macht . Die Eingliederung des Erdölbereichs in 
die nationale Wirtschaft des Landes verfolgt 
nicht nur da~ Ziel, höhere Einkommen zu er­
halten , sondern auch das Ziel der Konsolidie­
rung und Unabhängigkeit unserer Gessmtwirt ­
flchaft . 
Schließlich rät uns die nationale Sicherheit , 
Souveränität und Würde , ala Venezolaner unsere 
Geschäfte selbst zu führen . So wie die poli ­
tiSChe Unabhängigkeit auf Grund der Uberzeu­
gung erlangt wurde , daß wir unser Schicksal 
als Nation in die eigenen Hände nehmen müssen 
und daß es der Würde des Volkes entgegenge­
setzt wäre , wenn wir unser Schicksal weiter­
hin in den Händen der ausländischen Mächte be­
ließen, die es länger als 300 Jahre bestimm­
ten; so wie wir für diese Unabhängigkeit einen 
hohen Preis an Menschenleben und Vermögen 
zahlten, so verlangt heute die nationale Würde' 

von uns die Übernahme unserer Wirtschafts ­
geschäfte aus der Hand der Ausländer, in der 
sie viele Jahre lagen , um wahrhaft souverän 
zu sein und um unsere Sicherheit und politi­
sche Unabhängigkeit zu festigen . Die Vorwände 
der Unreife , Unfähigkeit und Unzweckmäßigkeit 
gegenüber dem VerstaatliChungsprojekt sind 
die gleichen , die man von den Kräften hören 
konnte , die sich gegen unsere politische Un-

Venezolanische Erdölarbeiter 



abhäng~gkeit wandten , die ein Kolonialsystem 
mit dem bewaffneten Schutz einer ausländi ­
schen Hacht und mit sozialen und wirtschaft ­
lichen Privilegien genossen . Gleiche Vorwän­
de wurden damals verachtet . Die politische 
Unabhängigkeit wurde mit den Opfern, die wir 
alle kennen , erkäJnpft , und heu.te bereut nie­
mand diese EntSCheidung , sondern' il <ird 
stolz auf die , sie sie getroffen haben . 

111. Internationale Tendenz zur Nationalisierung 

Die Organisation der Vereinten Nationen an­
erkennt in Resolutionen aus den Jahren 1952 , 
1960 , 1962 und 1966 "das unveräußerliche Recht 
aller Länder, ständige Souveränität über ih-
re nationalen Reichtümer auszuüben im Inter­
esse der nationalen EntwiCklung und des Wohl­
stands des Volkes" ; die UNO bekräftigt , daß 
"die Erforschung, Ausbeutung und Verfügung 
über derartige Reichtümer den Bedingungen 
unterworfen sein clüssen , die die Nationen in 
ihren Gesetzen und Vorschriften nach freier 
Entscheidung für nötig oder wünschenswert hal ­
ten , um solche Aktivitäten ~u autorisieren , 
zu begrenzen oder zu verbieten" . Die UNO er­
muntert die Länder , die notwendigen Maßnahmen 
zur Ausübung der vo~len Souveränität über ihre 

Naturreichtümer in Kraft zu se~zen una aner­
kennt das Recht , " ihr (der Souveränität, d . 
Red . ) mittels der Enteignung , Beschlagnahmung 
oder Verstaatlichung aus Gründen des öffent­
lichen Nutzens, der Sicherheit oder des natio­
nalen Interesses zur Durchsetzung zu verhel­
fen , was als vorrangig anzusehen ist gege' ­
über dem bloßen partikularen oder ausländi ­
schen sowie dem inländischen privaten Inter­
esse"; die UNO fordert "die Kapi talexportlän­
der auf , sich jeder Handlung zu enthalten, 
die das Recht der Völker behindert , ihre Be­
teiligung an den ganz oder teilweise durch 
Auslandskapital betriebenen Firmen zu erhöhen", 
und sie betont , daß "die Verletzung der souve­
ränen Rechte der Völker und Nationen über ih­

re Naturreichtümer und Ressourcen die Charta 
der Vereinten Nationen verletzt und die Ent ­
licklung der internationalen Zusammenarbeit 
und die :Bewahrung des Friedens erschwert" . 

Allgemein erkennt dae Völkerrecht den Staaten 
das souveräne Recht zu , in Ausübung der ober­
sten ~ewalt, die sie über die Personen und 
Sacben in ihrem Herrschaftsbereich besitzen , 
zu enteignen oder zu verstaatlichen. Das in­
ternationale Recht , wie es sich aus den zi­
tierten Resolutionen der Vereinten Nationen 
ergibt , hat sich damit befaßt , dieses Recht 
ausdrücklich zu bekräftigen, möglicherweise 

Entwicklung der Verstaa~ichung 
Yon Erdölindustrien (in Prozent) 
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in der Absicht , den Mißbrauc~ der Großmächte 
zu korrigieren , die häufig versuchen , Akte 
der Enteignung oder Verstaatlichung vQn Sei­
ten schwacher Länder "Zu verhindern, die Be­
sitzer der durch Auslandskapital ausgebeute­
ten Naturreichtümer sind oder diesen Ländern 
erschwerende Bedingungen zugunsten der Ex­
traktionsunternehmen aufzuerlegen . Als einzi­

ger Diskussionspunkt bleibt die Frage der 
Entschädigung , in der verschiedene theoreti­
sche Positionen bestehen und verschiedene 
praktische Lösungen angewandt wurden . 

Zur Zeit kann man eine Nationalisierungsten­
denz in den Erdölförderländern beobachten . 
Außer den generellen Nationalisierungen in den 
Ländern , die den Sozialismus aufbauen und den 
Teilverstaatlichungen in Mexiko im Jahr& 1938 , 
oder dem mißglückten Versuch Mo ssadeghs im 

Iran 1952 un~ anderen Ansätzen von ger ingerer 
Bedeutung , gehen heute fast alle Erdölförder­
länder den ~eg d~r Nationalisierung , einige 
den langsameren Weg der Minderheitsbeteili­
gung am Firmenkapital , andere dureh die Kon­
trolle der Aktienmehrheit, wieder andere durch 
die Nationalisierung des Gesamtsektors . 
venezuela war Pionier der erdölexportierenden 
Länder , hat viele Fortschritte in RiChtung 
auf eine zweckmäßigere Behandlung der Ausbeu­
tung dieees nicht ernellerbaren Rohsto ff s ini­
tiiert und massiv auf die Schaffung des mäch­
tigen Instruments OPEC hingearbeitet . Vene­
zuela kann nun diese Anstrengungen mit der 
direkten nationalen Obernabme der ölwirtschaf­
~en krönen , indem jetzt , da alle Umstände 
günstig sind , die Maßnabruen der Nationalisie­
rung erlassen werden , die das Land braucht 
und verlangt . 

(Quelle : Nacionalizacion de la I ndustria 
Petrolera, Publicacion de 18 Secre­
taria Nacional de Communicaciones , 
Caracas , Venezuela 1974) 
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Erdöl 

Dieter Boris 

Bericht vom 2.lntelllationalen Seminar 
iIJer und Rohstoffe, Bagdad 1.-4. November 1974 
Auf Initiative des Nationalen Rats für Frie­
den und Solidarität der Republik Irak und in 
Zusammenarbeit mit dem Weltfriedensrat und 
der Afro-Asiatischen Organisation für Völker­
solidarität (AAPSO) fand vom 1 . - 4 . November ein 
internationales Seminar über "Erdöl und Roh­

stoffe für ökonomische Entwicklung , sozialen 
Fortschritt und ökonomi sche Außenbeziehungen 
zum wechselseitig en Vorteil" in Bagdad statt . 

Es war die Fort s etzung der politjRchen und 
wissenschafcl~ct3n Analyse der Problematik , 
die in dem erst en Seminar im November 1972 
"Erdöl als Waffe" in Bagdad auIg~nommen wor­

den war . Die Analysen di eses erst en Seminars 
(die j etzt in Buchfor m erschienen sind) bilJe­
t eu einen wichti gen Vorbereitungsschritt , um 
die Einigung der ar abischen erdölproduzieren­
den Länder voranzutreiben . Ebenso wie die er­
ste Konferenz konnte auch das zweit e interna­
tionale Treffen mit der Unterstützung und 
Förderung durch die Nationale Front , der Re­
gierungskoalition aus irakischer Baath Partei 
und der Irakischen Kommunistischen Parte~ 
rechnen . 
An dem zweiten Seminar nahmen über 120 Sozial ­
und Naturwissenschaftler und Politiker aus 53 

Ländern teil . Nach den Eröffnungsreferaten 
des irakischen Ministers für Erdöl und Roh­
stoffe und der Generalsekretäre des irakischen 
Friedens- und Solidaritätsrats , der AAPSO und 
des Weltfriedensrats wurde die Arbeit in drei 
Kommissionen aufgenommen : 1 . Energiekrise . 
2 . Nat ionalisierung und Entwicklung und 3 . Erd­
öl als Waffe gegen den Imperialismus und 
Zionismus . Während und nach dem Seminar hatten 
die Teilnehmer Gelegenheit, sich bei Besuchen 

der Raffineri e Dora bei Bagdad und der Ölfel­
der von Rumaila bei Basrah bz w. von Kirkuk 
unmittelbare Anschauung und zusätzliche Infor­
mationen über die irakische Erdölwirtschaft 
zu verschaff en . 

Krise der Energlevel'$orgun~ der kapitalistischen Welt 

In der ersten Kommission wurden allgemeine 
Fragen der Energiekrise , vor allem hinsicht ­
lich ihres realen Kerns bzw . ihrer propagan­

distisch-ideologischen ·Vel'kleidung , ihres 
Stellenwerts innerhalb der allgemeinen Krise 
des Kapitalismus und des kapitalist ischen Mo ­
netärsyst ems erörtert . Wesentliche Ergebnisse 

Mi t sowj",t i ",ch",r lI i l1'", ".urdo d",s irakische Erd tilgebiet i n No r drumai l a 
",rsch lo s",en . Auch diese ~ntgasungsanlage wu r de von der So~jetunion e r _ 
r ichtet . 



dieser Kommission waren, daß von einer abso­
luten Energiekrise nicht gesprochen werden 
könne , sondern nur von einer Krise der Ener­
gieversorgung im Rahmen der bestehenden mono ­
polkapitalistischen Formen , welche ständige 
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Profitsteigerung , Verschwendung und Ausbeutung 
der Werktätigen in den Entwicklungsländern er­
zwingen . Weiterhin wurden in dieser Arbeits­
gruppe theoretische und praktische Fragen der 
~estimmung des Erdölpreises diskutiert. D~r 
Rohölpreis sollte nicht bestimmt werden durch 
das Streben nach höcbsten Preisen, die inner­
halb der Verhandlungsmacht möglich sind , son­
dern gemäß objektiver Faktoren : Inflations­
tempo , Goldpreisentwickl ung , alternative Mög­
lichkeiten der Energieprodukt i on und die öko­
nomischen und sozialen Bedürfnisse der Ent­
wicklungsländer .sollten die OrientierungsmaB­
stäbe für die Preisfixierungen bilden . Weiter­
hin wurden in dieser Kommission die Beziehun­
gen der erdölproduzierenden Länder zu rohölar­
men Entwicklungsländern , den sozialistischen 
und den kapitalistischen Ländern diskutiert . 

Nationalisierung des Erdöls und nationale Entwicklung 

In der zweiten Kommission wurden in über 30 
Ref eraten verschiedene Aspekte des Zusammen­
hangs von Nationalisierung und Entwicklung er­
örtert . Weitgehende Ubereinstimmung wurde 
darin erzielt , daß die Nationalisierung der 
Produktion von Rohstoffen nur der erste Schritt 
sein könne (dem weitere Anstrengungen hin­
sichtlich der Verarbeitung und Vermarktung 
folgen müßten) und daß Nationalisierung nur 
zu Entwicklung führen könne , wenn sie mit ra­
dikalen sozialen Reformen und Aktivierung der 
Massen einherginge . Bezüglich der außenwirt ­
schaftlichen Beziehungen erdölproduzierender 
Länder zu anderen Entwicklungsländern und zu 
den sozialistischen Staaten wurde die Form 
eines "Dreieckskooperationsverhältnisses" dis­
kutiert: Dies könnte z . B. darin bestehen , daß 
Devisen aus Verkäufen an kapitaliatische Län­
der teilweise anderen erdölarmen Ländern als 

Kredi~e zur Verfügung gestellt werden , um 
hiermit Ausrüstungsanlagen und Maschinen aus 
den entwickelten sozialistischen Ländern zu 
importieren. Gleichzeitig könnten dadurch 
Gläubiger- und Schuldnerländer in ein langfri ­
stiges arbeitsteiliges Kooperationsverhältnis 
treten , bei dem der Vorzug darin bestünde , daß 

diese Projekte nationalstaatlich kontrolliert 
bleiben und daher dem Drang der multinationa­
len Konzerne in die Verarbeitungsindustrien 
der Entwicklungsländer wirksam entgegengetre­
ten werden kann. 

Die Einheit der arabischen Under 

In der dritten Kommission wurden die Gründe 
analysiert, die es erstmals nach dem Oktober­

krieg den erdölproduzierenden Ländern erlaub­
ten , in gemeinsamen Aktionen gegen die imperia­
listischen Länder vorzugeben und das Erdöl 
als ökonomische und politische Warfe zu be­
nutzen . Neben den Fortschritten im Bewußtwer­
dungsprozeß innerhalb der arabischen Länder , 
der immer stärkeren Solidarität mit der palä­
stinensischen Befreiungsorganisation wurden 
vor allem auch internationale Momente hervor­
geboben: die Krise in den kapitalistischen 
Ländern , die sich seit 1968 in Währungsschwie­
rigkeiten und verstärkten Klassenkämpfen der 
westeuropäischen Arbeiterklasse ausdrückt , das 
gröBere ökonomische und politische Gewicht der 
sozialistischen Länder sowie die von ihnen 
ausgehende EntspannungspOlitik : Die Einheit 
der arabischen Länder und der Erfolg ihrer 
Erdölpolitik hatte nicht nur groBe ideologische 
Auswirkungen auf die übrigen Regionen der 
"Dritten Welt" (vgL die UNO Resolutionen über 
Rohstoffe und eine neue internationale Wirt­
schaft sordnung), sondern eröffnete - insbeson­
dere für die progressiven arabischen Regierun­
gen - neue Möglichkeit en der Überwindung der 
Unt erentwicklung . Wenngleich sich die inter­
nationalen Erdölmonopole , deren Aktivitäten 
längst schon andere Energiesektoren und z . T. 
die chemische Industrie erfaSt hat, während 
des Ölboykotts durch enorme Profitsteigerun­
gen einstweilen nocb schadlos hielten, so hat 
die Politik der arabischen Länder die Positio­
nen des Imperialismus doch insgesamt ge ­
schwächt und die innerimperialistischen Wider­
sprüche wie auch die innerhalb der entwickel ­
ten kapitalistischen Länder bestehenden Anta­
gonismen stärker hervortreten lassen. Vor al­
lem in der dritten Kommission wurde disku­
tiert , wie die erdölproduzierenden Länder die­
se Widersprüche besser zum Wohle ihrer Völ­
ker , aber auch der arb eitenden Bevölkerung in 
den entwickelten kapitalistischen Ländern 
besser ausnützen können , Eine intensivere Zu-
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s~enarbeit mit den sozialistischen Ländern 
und anderen Entwicklungsländern sowie die 
Propagierung eines direkten Verkaufs an staat­
liche Erdölgesellschaften der kapitalistischen 
Länder unter A~schluß der internationalen 
Konzerne wurden hierbei besonders hervorgeho­
ben . Einer kritischen Analyse hingegen wurden 
die verschiedenen Versuche eines "Recycling", 
d . h . eines Wiedereinbeziehens der gewachsenen 

Devissneinnahmen der ~rdölländer in die kapi­
talistiSChe Weltwirtschaft unterzogen (lang­
fristige Kredite an internationale kapitali­
stische Geldinstitute oder Regierungen bzw. 
joint-venture- ProJekte in den kapitalistischen 
Industrieländern oder den jeweiligen Entwick­
lungsländern). Nur durch das immer stärkere 
Ausscheren aus dem kapitalistischen Weltmarkt 
könne eine rasche ökonomische und progressive 

soziale t:ntwicklung in der "Dritten Welt" er­
reicht werden. Diese Möglichkeit wird aller­
dings durch die verschiedenen politischen und 
ökonomischen Bedingungen innerhalb der arabi­
schen Länder, deren Einheit der Imperialismus 
durch einzelne verlockende Angebote zu unter­
graben suche, ebenso behindert wie durch die 
gewaltigen ökonomischen und militärischen Po­
tenzen der imperialistischen Länder und deren 
Einsatz im Kampf uw die Verbesserung der kapi­
talistischen' Verwertung . Die Einheit der an­
tiimperialistischen Kräfte in den Entwicklungs_ 
ländern , der Arbeiterklasse in den entwickel ­
ten kapitalistischen Ländern und die verstärk­
te Kooperation mit den s~zialistischen Län­
dern seien die einzigen Garanten für die wei ­
tere Fortsetzung des Kampfes um ökonomische 
und soziale Emanzipation . 

Abschlußerklärung dgs Bagdader Erdölseminars 
Das erste Inter.nationale Erdölseminar 1n Bag­
dad 1972 be .Jchäftigte sich mit der Rolle des 
Erdöls im Kamp! um Unabhängigkeit und wirt ­
schaftliche Entwicklung . 
Die stürmischen Ereignisse aer letzten zwei 
Jahre haben die Richtigkeit der Arbeit der 
ersten Tagung bestätigt . Die Dokumente des 
Seminars "ind zu Waffen geworden im Kampf der 
Völker gegell die internationalen Erdölnonopo­
le und haben zu den großartigen historischen 
Siegen beigetragen , die ~ie erdölproduzieren­
den Länder in dieser kurzen Zeit gewannen . 
Die Bewegung für die Nationalisierung des Erd _ 
öls i st nicht mehr aufzuhalten . In den meisten 
erdölproduzierenden Ländern - einschließlich 
jenen mit konservativen Regierungen - ist der 
Prozeß der vollständigen Nationalisierung im 
Vormarsch. Die Erdölpreise Rind angehoben wor­
aen. um den erdölproauzierenden Ländern einen 
größeren Anteil am Wert ihres öls zukommen 
zu lassen . Die Einheit der OPEC, als Instru­
ment der erdölexportierenden Länder im Kampf 
gegen die imperialistischen Kartelle , ist be­
deutend und ihre Effektivität und Kühnheit 
wächst . Es sind bereits wesentliche Schritte 
in vielen erdölproduzierenden Ländern unter­
nommen worden, um die wschsenden Öleinnahmen , 
das national kontrollierte Erdöl 'zur Stim.u­
lierung der wirtschaftlichen EntWiCklung , zur 
allseitigen Industrialisierung und zur Hebung 
des allgemeinen LebensstandardR zu nutzen . 
Einige Länder haben ihre ökonomische und 
technische Kooperation mit den soz1alistisr,hen 
Staaten gesteigert und ausgeweitet, und von 
ihnen haben sie die notwendige politiSChe , 
materielle und moralischs Unterstützung erhal-

~en, um bewaffneten Interventionen imperiali-
3tischer Mächte entge~enzutreten . die den 
Lauf der Geschichte aufzuhalten versuchen und 
um die Kontrolle über ihr Erdöl unter neuen 
Bedingungen wiederzuerlangen . Eine Reihe von 
erdölproduzierenden Ländern, ganz besonders 
der Irak, haben Fonds eingerichtet und Pro­
gramms zur Finanzierung der Erdölkäufe ölarmer 
Entwicklungsländer initiiert sowie umfassende­
re wirtschaftliche Zusammenarbeit mit diesen 
Ländern angeregt . 
So hat sich die Geschichte mit wahrlich revo­
lutionärer Geschwindigkeit entwickelt und. die 
Weltbevölkerung. einschließlich der erdölpro­
duziersnden Länder, vor neue Aufgaben ge ­
stellt . 
Die sechste außerordentlic~e Sitzung der UN­
Gen~ralversammlung im April!Mai 1974 hat eine 
~istorische Deklaration angenommen zur Schaf­
fung einer neuen internationalen Wirtschafts­
ordnung sowie ein Aktionsprogramm , um diese 
zu realisieren. 
Das zweite Intsrnationale Erdölseminar in 
Bagdad unterstützt die Deklaration und fordert 
die unverzügliche Verwirklichung dieser UNO­
Dokumente . Sie heißt weitere Dokumente zu 
dieser Problematik, die von ~em Weltfriedens­
kongreB ~d der Afro-Asi~tischen Organisation 
für Völkerfreundachaft angenomman wurden , für 
gut . 
In den entwicke!ten kap1talistischen Ländern 
bemühten sich die Erdölmonopole , i hre Verluste 
auf Kos~en der Konsumenten auszugleichen. Sie 
haben d1e Preise um einiges mehr erhöht , als 
es den höheren Rohölpreieen entspricht und 
haben ihre - bereits enormen - Profite ver-
1.reifacht . 



Die Inflation, die Finanzkrise, das Wachs~n 
der Arbeitslosigkeit und die Tendenz , die Pro­
duktion einzuschränken, sind nicht das Resul­
tat der höheren Erdölpreise . Sie sind die Fol­
gen der sich vertiefenden Widersprüche des 
Kapitalismus, der wachsenden Monopolisierung 
des wirtschaftlichen Lebens, der Profitsucht 
der multinationalen Gesellschaften und der 
Unproduktivität von Hunderten von Milliarden 
großer internationaler Banken . Inflation wird 
vor allem angeheizt durch verschwenderische 
und inflationäre Rüstungsgeschäfte, durch 
verschwenderische und militaristische Ausga­
ben der großen Konzerne und Superreichen und 
die Ausplünderung der Entwicklungsländer durch 
die Preispolitik der Monopole . Diese Obel re­
duzieren den Lebensstandard der werktätigen 
Bevölkerung in den kapitalistischen Ländern 
in einer Weise, ~ie sie seit den Jahren vor 
dem 2 . Weltkrieg nicht mehr zu beobachten wa­
ren . 
In den kapital...st:..schen Läi .. dern wachsen gegen 
dl.ese - von den Monopolen Z'.'.. verantwortenden 
- Obel Volksbewegungen heran. C •.• ) 
Besondere Bedeutung wurde der weiteren Ent ­
wicklung der Zusammenarbeit zwis~ben den so­
zialistischen und den ereölexportierenden Län­
dern beigemessen . Di~ Hilfp. der sozialisti ­
schen Länder an d~~ arabischen und anderen 
erdöl exportierenden Länder un~erscheidet sich 
von der "Hilfe" , die von Ländern der multina­
tionalen Gesellschaften gewährt wurde . 
Die mit der Hilfe soziall.stischer Länder er­
richtet en Industrien bleiben vollständig unter 
eigener Kontrolle, was die Förderung der ent ­
deckten Rohstoffe ebenso wie die Verarbeitung 
betrifft . 
Die Entwicklungsländer bestimmen ihre eigene 
soziale Struktur und militärische Unabhängig­
keit ohne Diktat oder Einmischung seitens der 
sozialistischen Länder . 
Es gilt festzuhalten, daß die Erdölgesell­
schaften ihre Anstrengungen nicht aufgegeben 
haben . die Kontrolle über das Weltöl zu be ­
halten . Zum GroBteil kontrollieren sie noch 
immer die Verteilung, Verarbeitung und den 
Transport des Erdöls aus den exportierenden 
Ländern und innerhalb der Verbraucher lÄnder . 
( ... ) 

Aziz Sherif , Präsident dos lraki ­
echon Solidaritätekomiteoa und 
Staateministe r des Irak . 

Ähnliche Überlegungen gelten für die FormeB 
der Kontrolle über die industriellen Projekte 
in den erdölproduzierenden Ländern . Heutzuta­
ge werden ein GroBteil der EiDk~te aus dem 
Erdöl für die Entwicklung der Ölveredelung 
und Petrochemie , für Öltanker , Industriali­
sierung, Bewässerung , Elektrizität und ande ­
r e infrastrukturelle Projekte verwandt . In 
diesem Zusammenhang ist es notwendig , von den 
entwickelten Ländern - den sozialistischen 
und kapitalistischen - Ausrüstungen, Fachwis ­
sen und Ausuildung bereitgestellt zu bekommen . 
Es ist wünschenswert , diese Waren und Dienst­
leistungen zu kaufen . Die Gesel13chaften der 
kapitalistischen Länder beabsichtigen alter­
native Abmachungen, wobei sie investieren und 
Teilhaber der neuen Firmen in den erdölexpor­
tierenden Ländern werden . In diesem Fall re­
investieren sie einfach das Kapital der erd­
ölexportierenden Länder , das in Banken in ih­
ren eigenen Ländern deponiert ist . 
Sie schaffen sich gute MögliChkeiten , um Kon­
trolle über die Industrien der produzierenden 
Länder auszuüben; dies ist Teil einer neuen 
neokolonialistischen Praxis, die von den Ge­
sellschaften einer Anzahl großer kapitalisti­
scher Länder betrieben wird; die Gesellschaf ­
ten spekulieren nun auf eine legale Eigentü­
merschaft, aber auf der Grundlage von Bündnis ­
sen mit prokapitalistischen Elementen in den 
erdölproduzierenden Ländern . C .. . ) 
In dieser Hinsicht ist es wesentlich , daß die 
demokratische Öffentlichkeit der kapitalisti ­
schen Länder und die erdöl exportierenden Län­
der bei der Organisierung der direkten Ver­
teilung des Erdöls zusammenarbeiten : durch 
Ve~käufe der erdöl exportierenden Länder an 
Verbrpucherkooperativen und demokratisch 
kontrollierte , staatliche Gesellschaften in 
den Verbraucherländern . Weiterhin ist es not­
wendig , die Zusammenarbeit zu verstärken , um 
die Rolle der Erdölmonopol e als Zwischenhänd­
ler vollständig auszuschalten , die aus beiden 
- den Produzenten wie Verbrauchern - Profite 
herauspressen . 
Ähnlich ist die besondere Verantwortung der 
arbeitenden Menschen in den kapitalistischen 
Ländern, Drohungen, Angriffe oder ökonomische 
Repressalien gegenüber den erdölexport ieren­
den Ländern seitens der Regierungen der kapi­
talistischen Länder zu ve~hindern , was di ese 
Regierungen als eir.. M.ittel der Hilfe für die 
multinationalen Gesellschaften verstehen . 
Eine wesentliche Voraussetzung für den Erfolg 
dieses ökonomischen Kurses sind weltweite Ent­
spannung , di e Erlangung eines gerechten Frie ­
dens im Nahen Osten, die Verwirklichung der 
legitimen nationalen Rec ht e des palästinen­
sich- arabischen Volkes , die Beendigung der 
imperialistischen Intervention in Südvietnam . 
Kambodscha, Südkorea und dem Arabischen Golf, 
die vollständige Beseitigung von Kolonialis ­
mus und Apartheid in Afrika , die Beendigung 
der Ausbeutung der Bodenschätze , landwirt­
schaftlicher Reichtümer und menschlicher Ar­
beit in Lateinamerika durch den nordamerika­
nischen Imperialismus . 
Die Verbreitung der wichtigen UNO- Resolution 
zur Frage der Abrüstung, die Beschleunigung 
solcher Projekte wie die Europäische Sicber­
heitskonferenz, die weitere Entspannung und 
die Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen 
den kapitalistischen und den sozialistischen 
Ländern zu beiderseitigem Vorteil . 
Wir, die Teilnehmer dieses Seminars, glauben, 
daß die wissenschaftliche Arbeit dieses Semi­
nars und seine Dokumente ein bedeutender Bei­
trag sein können für die Sache des Friedens , 
der Befreiung und eines besseren Lebens für 
alle Völker . 
(Quelle: The Baghdad Observer , Irak, 5 . 11 . 1974) 
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Südvietnam 
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung hatte sich 
zu früh gefreut, als sie am 2 . 11 . 1974 aufat ­
mend berichtete: "Thieu Herr der Lage in Sai­
gon" und " DemODstrationswelle zU68J!l1llengebro­
cben" . Daß hier nur der Vunsch der Vater des 
Gedankens war, bewiesen die erneuten Massen­
aktionen der südvietnamesischen Bevölkerung 
gegen den Diktator in den letzten Tagen . Auch 
die Süddeutsche Zeitung (7 . 11 . 1974) schätzte 
die Lage wesentlich realistischer ein : · "Durch 
das imaginäre Stundenglas auf dem Schreibtisch 
von Thieu rinnen die letzten Sandkörner . .. " 
Aber noch wird der Diktator von den USA gehal ­
ten und unterstützt . 
"Solange Thieu an der Macht bleibt , wird es 
keinen Frieden und keine nationale Versöhnung 
und Eintracht geben" - diese Schlagzeile in 
' South Vie~ Nam In Struggle ', dem Organ der 
Nationalen Befre i ungsfront von Südvietnam 
(FNL) , drückt die Erfahrung von über 20 Mona­
ten der Sabotage des Pariser Vietnam-Abkommens 
seitens der Thieu- Clique aus . In der Tat: So­
lange der korrupte Thieu und seine Helfershel­
fer in Saigon an der Macht sind , solange be­
steht keine Aussicht auf die Verwirklichung 
der Bestimmungen des Pariser Abkommens . 
Aber - und das veranschaulicht der folgende , 
aus 'South Viet Nam In Struggle ' Nr . 261 ent­
nommene Artik:el sehr deutlich - "die ameri­
kanische Milttär- und Wirtschaftshilfe ist 

Van Duc 

unersetzlich für die Sabotierung des Pariser 
Abkommens und di ~ Fortsetzung des Krieges 
nach dem Truppenabzug" . Allein wäre Thieu 
nicht in der Lage, das Pariser Vietnam-Abkom­
~en zu ignorieren und seinen Krieg gegen die 
sUdvietnsmesische Bevölkerung und insbesonde ­
re gegen die befreiten ~ebiete kontinuierlich 
zu intensivieren . 
Diesen Krieg finanziert auch die Bundesregie­
rung mit einem im September 1974 an die Sai­
goner Verwaltung vergebenen Kredit in Höhe 
von I~O Mio DM . Die Kanäle , in die der korrup­
te Präsident solche ' Geschenke ' zu leiten 
pflegt , dürften der Bundesregierung beka~t 
sein . Aber wo die USA &0 großzügig sind , da 
darf auch ein echter Verbündeter nicht zurück­
stehen. 
Die Fakten des vorliegenden Artikels legiti ­
mieren mit Nachdruck die Forderungen, die die 
Provisorische Revolutionäre Regierung der Re ­
publik: Südvietnam in ihrer Erklärung vom 8 . 
Oktober 1974 aufstellte und deren Erfüllung 
der einzige Weg zum Frieden in Südvietnam ist : 

Vollständige Einstellung der US-Einmischung 
in die Belange Vietnams . 
Sturz der Thieu-Clique , dem Haupthindernis 
für eine Lösung der Probleme im Sinne des 
Pariser Vietnam-Abkommens . 

Die Hilfe der USA oder -
BrennstOff für den Krieg Saigons 
Die Nixon- Regierung hat für das Finanzjahr 
1974/75 im KongreB ein Programm de r Militär­
und Wirtschaftshilfe an ausländische Staaten 
eingebracht . Nach westlich~n Quellen wird in 
den nächsten Jahren die Nilitärhilfe an Nguyen 
Van Thieu "offiz iell" eine Höhe von 1 . 6 Mrd, 
die Wirtschaftshilfe eine Höhe von 750 Nio 
Dollar erreichen . Es liegt auf der Band , daß 
diese "offiziellen" Zahlen ebenso wie die 
"offiziellen" Erklärungen der Nixon-Regierung 
im Falle Vietnams kein wahres Bild über den 
Umfang der wirklichen Hilfe an ausländische 
Staaten geben . Auf jeden Fall wird die von 
der Nixon- Regierung vorgescbl.<lgene "offiziel­
le" Militärhilfe in diesem Finanzjahr gegen­
über 197}/74 um fast 50% zunehmen (1 . 6 Mrd 

gegenüber 1 . 126 Mrd Dollar), während die 
"Wi rtschaftshilfe" , die weithin militärischen 
Zwecken dient , im kommenden Finanzjahr , das 
am 1 . Juli 1974 begann , auf 750~io Dollar an­

steigen wird - vorausgesetzt, der Kongreß 
stimmt zu . Am 2} . Juli d . J . billigte der Kon­
greß bereits eine Milliar de Dollar Militär­
hilfe • 

Kürzlich .~ rsucht en Mitglieder des amerikani­
schen Kongresses die riesigen militärischen 
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und wirtschaftlichen "zusätzlichen Unterstüt ­
zungen" der US- Regierung an Nguyen Van Thieu 
zu unterbinden, von denen das Pentagon 226 Mio 
Dollar aus geb illigten , aber bisher ungenutz­
ten Posten "freigemacht"""'hatte . Aufgrund der 
wachsenden 9pposition von Seiten vieler Kon­
greßabgeordneter haben sich Staatssekretär 
Kissinger und Verteidigungsminister Schlesin­
ger die größte Mühe gegeben , die Schuld für 

US_ Depot 1 n Saigon 



Ko rrupti on , Mißwi r t s c haft und di e Aggress i on s strategi e 
Thi e u s ver gr öß e rn Not und Elend de r Ärmst en in Saigon. 

die riesigen Finanzaufkommen der Regier.mg ~.:lzllerkennen . Diese Anerkennung selbst ist 
der Demokratischen Republik Vietnam (DRV) und schon eine Verletzung des Pariser Abkommens , 
der Provisorischen Revolutionären Regierung 
von Süd vietnam in d~e Sch~he zu schieben, als 
es darum ging , die Erlaubnis des Kongresses 
für die "riesigen Geldsumonen" zu erwirken, 
die "dringend benötigt würden" , um die b~~ua­
tion im Süden des Landes in Ordnung zu brin­
gen . Warum sind so riesige Geldsummen "drin­
gend notw~ndig"? Sicherlich hätten es die 
amerikanischen Steuerzahler nicht "nötig" , 
solch hohe Beträge leisten zu müssen , wenn 
Nguyen Van Thieu das Pariser Abkommen streng 
beachten und in die Tat umsetzen würde und die 
Nixon- Regierung diese Friedenssabotage nicht 
anstiften und unterstützen würde . Wenn die 
amerikanische und di e Saigoner Regierung den 
Waffenstillstand im Süden in den letzten 16 
Monaten befolgt hätten, wären sie ohne weite­
res in der Lage , ihre Rüstung zu red~zieren 
und ihre militärischen Ausgaben zu senken 
und diese hohen Summen wären überflüssig . 

Aber die Realität in Südvietnam hat gerade das 
Gegenteil bewiesen ; die amerikanische Militär­
und Wirtschaftshilfe ist "unersetzlich" für 
die Sabotage des Pariser Vietnam- Abkommens 
und die Fortsetzung des Krieges nach dem Trup­
penabzug . 

Die US- Hilfe an Saigon widerspricht dem Geist 
und den Buchstaben des Pariser Vertrages und 
torpediert ihn . Bis heute beharrt die amerika ­
nische Regierung darauf, das Thieu- Regime als 
die "einzig legale" Regierung in Südvietnam 

das von der Existenz zweier Regierungen in 
Südvietnam aasgeht und die Einmischung der 
Vereinig~en Staaten in die inneren Angelegen­
he1.en GÜ0vietnams untersagt . Die Anerkennung 
d's ~hieu-Regimes wurde von der Nixon- Regie ­
r'JJ"lg dazu benutzt , um sich auch nach dem PR­
riser Allkommen eine "legale Basis" zu schaf-. 
fe~ , mit deren Hilfe die Saigoner Regi e rung 
weiterhin als Werkzeug der neokolonial i sti ­
schen Interessen der Vereinigten Staaten in 
Südvietnam mißbraucht werden kann . 

Das v.orrangige Instrument , um diesen Plan zu 
verwirklichen , war das Programm der militäri­
schen und wirtschaftlichen Hilfeleistungen -
vor allem der Militärhilfe . Nach offiziellen , 
1973 veröffentlichten Angaben macht e der von 
den Vereinigten Staaten in Form der Militär­
und Wirtschaftshilf e geleistete Beit rag am 
Saigoner Staatshaushalt 86 , 3% aus . 
Es ist bereits bemerkt worden , daß di e Verwal ­
tung Saigons eine Angelegenheit der zwei be ­
troffenen Parteien Südvietnams ist ; nur solch 
eine Verwaltung könnt e im Grunde die Hilfe 
einer fremden Macht annehmen . Weiterhin ist 
die Saigoner Regierung , sowe it bekannt ist , 
die einzige in der Welt , deren Staatshaushalt 
sich überwiegend aus qusländischen Mitteln zu­
sammensetzt . Unter diesen Bedingungen kann 
nichts ohne die Zust i mmung der vereinigt~D 
Staaten geschehen . 

Die 86 , 3% des Saigoner Staatshaushalts beste-
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hen zu 66 , 8% oder 2 .270 . 5 Mrd Do llar aus Mili ­
~arhilfen . Um eine Vorstellung über die Be­
deutung dieser Hilf e für Thieus Kri egsanstren­
gungen zu erhalten, sei daran erinnert , daß 
die finanziellen Unterstützungen 1972 2 . 382 . 6 
Mrd und ein Jahr später 2 . 270 . 5 Mrd Dollar 
betrugen. 1973 war das Jahr des Pariser Ab­
kommens , aber die Militärhilfe der Vereinigten 

ö~aaten war trotzdem nicht viel geringer als 
1972 , als der Krieg in Südvietnam seinen Höhe­
punkt errreichte . Dies macht deutlich, daß 
die USA finanziell auf die ~eiterführung des 
Krieges vorbereitet waren . Die US- Kredite, 
die offiziell im Memorandum der US-AID1 ) er­
wähnt wurden, das die Kongreß- Abgeordnete 
Bella Abzug am 20 . Februar 1974 veröffentlich­
t e , übertreffen die r egelmäßig von der Nixon­
Regierung angeführten '7,ahl€>n bei weitem . 
Es 'muß betont werden , daß di e amerikanische 
Militärhilfe an Nguyen Van Th~eu in der letz­
ten Zeit nicht nur in Bezug auf die QU<1lltität , 
sondern auch in Bezug auf die Qualität be­
trächtlich war . In dieser Hinsioht hat die 
Weltöffentlichkeit die USA mehrmals angeklagt , 
Artikel 7 des Pariser Abkommens zu übertre-
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Am J l . 0ktober d . J . gingen Thieu s Soldaten bru _ 
t a l g e gen katho lisc h e Demon stranten in Saigon 
vor . Der Straße nkampf' daue r te 7 StUl1den . 

ten , indem sie Thieu viele Waffenarten über­
ließ , die nicht dieselben Kennzeichen und 
Eig~nscbaften ~~tten wie diejenigen , mit de­
nen er früher versorgt wurde . Ein Beispiel 
dafür war der Austaus ch der beschädigten Dü­
senjäger des Typs F 5A durch Düsenjäger vom 
TYp r 5E , wovon der Pentagon-Sprecher scham­
los behauptete , solch ein Austausch sei durcb 
das Pariser Abk ommen nicbt verboten; die Tat­
sachen beweisen aber genb~ da~ Gegenteil Die 
'Washington Star News ' , schrieb sm 8 . Januar 
1974 , daß "einige Offizielle privat zugeben, 
die F 5E würde der F 5A nur dem Namen nach 
ähneln" . In der Ausgabe vom 25 . Februar 1974 
spricht die ' New York Times ' davon , daß "die 
F 5E Kampfflugzeuge die langsameren , weniger 
manövrierfähigen und geringer bewaffneten 
F 5A zu ersetzen (hä:ten)" . Die Verwendung 
dieser technischen ~euheiten hat kein anderes 
Ziel , als die AggressivitäT der SaigoDer Armee 
zu er höhen ; und das zufäll1K 7.U einer Zeit , 
in der Saigon wieuerhoit den Waffenstillstand 
bricht und Überfälle auf das Gebiet der Pro ­
visorischen Revolutionären Regierung verübt . 

Zu dieser "offiziellen" Militärhilfe kommt 
die wirtschaftlicbe Unterstützung , die in 
Wirklichkeit dazu verwendet wird , den Großteil 
der Saigoner Kriegsausgaben zu decken . Erstens 
dient die Wirtschaftshilfe dem Kriegskrämer 
Thieu zur teilweisen Abdeckung seines durch 
die Fortse tzung des Krieges verursachten 
Budget -Defizits . Würde nicht das größte Stück 
des US-Kuchens dafür verwandt , dann wäre die 
Saigoner Wirtschaft schon lange unter den Be­
lastungen zusammengebrochen . 
Es ist ein offenes Geheimnis , daß mit dem so 
attraktiv lautenden Programm. "Nahrung für den 
Frieden" (nach BeSChluß 480) die Saigoner 
Söldner ernährt werden . Am 21 . Februar 1974 
enthüllte der Senator Hubert Humphrey vor dem 
amerikanischen Senat : '" Nahrung für den .Frie­
den ' ist ein erprobtes Programm .. .. Aber jetzt 
sehen wir , wie die Regie rung aus diesem ange ­
sehenen Programm einen Witz macht , indem Re­
gierungsmi t glieder nach Mitteln und Wegen su­
chen , um damit militärische Operationen in 
Südostasien heimlich zu unterstützen (44% al­
ler Ladungen der "Nahrung für den Frieden" 
werden im Finanzjahr 1974 nach Südvietnam und 
Kambodscha gehen) ... " 

Ein anderer Teil der sogenannten ~irtschafts­
hilfe ist dazu besti~t , der Bevölkerung un­
ter der Kontrolle Saigons Arbeitsplätze zu 
schaffen ; in Wahrheit wird er jedoch benutzt , 
um die Bevölkerung niederzuhalten und sie zu 
zwingen , Thieus friedenzerstörende Politik zu 
unterstützen . Zum Beispiel dient das "Sied­
lungs"- Programm der US- AID dazu, Hunderttau-



sende von "Flüchtlingen" aus behelfsmäßigen 
Lagern in "Siedlungsgebieten" zUSaI:l.lllenzufas ­
sen, wo sie direkt von Thieus Armee und Poli­
zei überwacht werden können; dieses Programm 
schlägt dem Artikel 11 des Pariser Abkommens 
ins Gesicht, das die Freizügigkeit und die 
Freiheit, in die Heimatgebiete zurückzukehren , 
garantiert . Um die Realisierung der Hoffnun­

gen der südvietnamesischen Bevölkerung nach 
demokratischen Freiheiten zu hintertreiben , 
haben die USA ein Hilfsprogramm für die Sai­
goner Polizei und die Gefängnisse entwickelt . 

AU8 Protest gege n die Knobplung der Pro8se durch 
die Thieu -V e r waltung verbrennen Verleger ihre 
Zeitun gen . 

"Die nationa.1e Polizei Südvietnams erhält 
weiterhin regelmäßige Anweisungen durch ~eri­

kaner . Die in den Gemeinden eingesetzten Po­
lizisten wenden sich weiterhin an die ' Ameri­
kani$chen Polizei - Berater ' •.• Die Polizei hat 
militärische Funktionen und es gehört zu ihren 
Aufgaben, Verhaftungen , Verhöre und Folterun­
gen an Konmunisten und politischen Abweichlern 
vorzunehmen . " (The New York Times vom 25. 
Februar 1974) 

Das oben erwähnte Memorandum führt aus , daß 
im Finanzjahr 1974 rund eine Million Dollar , 
die für "den Staatshaushalt oder Projekte (vor­
gesehen war), direkt oder indirekt für Polizei, 
Gefängnisse oder ähnliches verwandt wird" . In 

Wirklichkeit sind die für die Unterdrückungs ­
maßnahmen vorgesehenen Kredite noch weitaus 
umfangreicher . 197; erhielt Thieu z . B. ;00 11io 
Dollar von den USA im Rahmen des "Importgü­
ter"-Programms und weitere ;00 Mio im Rahmen 
des Programms "Nahrung für den Frieden" . Aber 
jeder kann sehen, daß der größte Teil dieser 
Hilfe dazu benutzt wurde, um den riesigen Po­
lizei -Apparat in Gang zu halten und das Netz 
von Gefängnissen der Saigoner Verwaltung aus ­
zubauen . Nach Michael Klare , einem amerikani -

sehen Experten für Militärhilfe und US- Inter­
ventionen , haben die USA im Rahmen des "D:l­

portgüter" - Programms die Tnieu-Verwaltung mit 
umgerechnet ; , ; Mio Dollar versorgt . 1974 
wird ein Pauschalbetrag von 20 ,4 Mio Dollar 

bereitgestellt , der sich aus dem "Importgü­
ter"-Programm und folgenden anderen Bewilli­
gungen zusammensetzt : 
- 869 . 000 Dollar für die Ausbildung ,'on 200 
Saigoner Po lizei- Experten in der Computer­

technik ; 
- 1 , 5 Mio Dollar für den Unterhalt des ausge ­
klügelten Polizei-Warnsystems ; 
- 10 ,6 Mio Dollar für die Saigoner Polizei , 
um beschädigte Ausrüstungen zu "ersetzen" . 

Nach den Aussagen des Fentagon stehen diese 
Beträge vollkommen im Einklang mit den Verein­
barungen über die Ersetzung von Waffen, wie 
es im Pariser Abkommen festgelegt wurde . Je­
doch bewilligten die USA Nguyen Van Thieu 1974 
eine Unterstützung , die doppelt so hoch ist 
wie die jährliche Hilfe in den vergangenen 
drei Jahren , als der Artikel des Pariser Ab­
kommens über die Ersetzung von Waffen und 
Kriegsmaterial, auf der Basis des "Stück- für­
Stück", noch nicht existierte (Le Monde diplo­
matique , Dezember 197;) . 

Der Demokratische Senator James Abourezk warn­
te den Kongreß, daß die 1974 bereitgestellten 
20 Mio Dollar eine Steigerung um 50%, vergli ­
chen mit den Unterst ützungen , die man Thieu 

1~7; zukommen ließ , bedeu~en ; Q1eS sei gescne­
hen , obwohl das damalige Budget vor der Unter­
~~ichnung des Pariser Abkommp~s verabschiedet 

wurde , in dem der USA jede EinmiBchu~g in die 
Angelegenheiten Südvietnams unter sagt werden . 

Die amerikanische Hilfe dient der Verlängerung 

Noch immer hält das Saigone r Regime a u c h Frauen 
und Kindar hinter Stache l drah t und Kerke rmauern . 
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des Krieges und setzt die Einmischung der USA 

in Südvietnam fort . Das ist die Schlußfolge­
rung, die man aus der fortgesetzten Hilfe der 
USA an die Saigoner Verwaltung nach der Un­
terzeichnung des Pariser Abkommens zieben ouß . 
Aus diesem Grunde haben viele Kongreßabgeord ­
nete in den Debatten um die von Nixon vorge­
schlagene zusätzliche Hilfe an Saigon für das 
Finanzjahr 1974 ihre warnende Stimme erhoben, 
daß es hoffnungslos ist zu glauben , Thieu wer­
de das Friedensabkommen vom 27 . Januar 1973 
in die Tat umsetzen , solange er weiterhin auf 
die Hilfe der USA rechnen kann . So sagte z .B. 
der Abgeordnete des Repräsentantenhauses Ro ­
bert Leggett klar und deutlich , daß es not­
wendig sei , die Hilfe an Thieu einzustellen , 
um ihn zur Zurückhaltung zu zwingen , weil , 
wie H. Leggett unterstrich , die USA keine neue 
Verwicklung in die AngelegeDheiten Südvietnams 
wünschten . 

Leggett und andere Sprecher meinten damit ei­
ne Verwicklung in derselben Größenordnung wie 
vor dem Pariser Abkommen ; eine verheerende 
Einmischuns . die mit der Bewilligung von Hil­
feleistungen an Ngo Dinh Diem hegann , die 
weitaus geringer waren als die an NguJen VdD 
Thieu. 
Mit ihrer Werbung für die Unterstützung Nguyen 
Ven Thieus versuchten der US- Botschafter in 

Saigon , Graham Martin , und sein Boß in Washing­
ton zu beweisen, daß gegenwärtig die Bewilli­
~~ solcher Hilfsmaßnahmen es den USA ermög­
lieben werde , in nicht so fe rner Zukunft ihre 
Unterstützung für Tbieu einzustellen . Das 
aber ist nur echwer zu beweisen . Die Gefahr 
einer weiteren Verwicklung der USA wirft in 

der Tat ihre drohenden Schatten voraus, wenn 
man folgendes in Erwägung zieht : 

_ In Beantwortung der Frage von Senator Edward 
~ennedy erklärte Staatssekretär Kissinger , 
daß sich di~ USk moralisch und pOlitisch voll­
kommen mit dem Thieu-Regime verbunder rühlen. 
das von Nixon als die "einzige legale" Regie­
rung in Südvietnam betracht~t wird . 

- Zudem werden die USA mehr und mehr in die 
militärischen Angelegenheited Südvj etnams 
d'll'ch ein Ne tz von deratern in "z'.viler" Vflr­
kleidung verwickelt , das David Shipler mit 
,lUDrangreichem Datenmaterial in der "New York 
':'imes" vom 25 . 2 . 1974 beschrieb; darüber hinaus 
auch durch die militärische Präsenz in be ­

nachbarten Gebi e t en , um die S~igoder Armee im 
Notrsll zu ~te~otüt~~n . 

- Thieus KriegspoJitik hat ihn selb~~ in gro­
ße Schwieri&keiten gebracht und seine B3S::hüt ­
zer zu wacbsenden rinanziellen Zuwendungen 
und direkte~ :ihgreifen gezwungen . Lies zeigt 

eines der neueaten Beispiele: Kissinger ging , 
um das Berater-Netz in Südvietnam aurrechtzu ­
erhalten , so · ... eit , daS er das Pariser Viet ­
nam - Abkoa=en antastete . 

Die Geschichte der letzten 16 Monate zeigt , 
daß sich die Hilfe der USA niemals gegen 
Thieu richten wird - io Gegenteil nur die 
Verwicklung der USA in die Angelegenheiten 
Vietnams vertieft . 

Alwerkung: 
1) US-AID (Uni ted Ststes - Agency for Inter­

national Development) ist die Abkürzung 
für "Agentur für Internationale Entwick­
lung der Vereinigten Staaten von Amerika" . 

(Quelle: South Viet Nam In Struggle, Nr . 261, 
Hanoi August 1974 ; Zwischenüber­
schriften Antiimperialistisches 1n­
formationsbulletin) 

Ta u $ e nde von Demonlltranten f'o r derten wi e d i o lle r Sai ­
f{o n er Budrlhillt den lIofortigen Rück t l'itt Thieu$ . 



Angola I Mocambique 

Jürgen Dstrowsky 

Urheber und Agenten des 
Mit dem Sturz des fasch1stischen Regimes 
durch die "Bewegung der Streit\.räfte" (MFA) 

Portugals und die mit ihr verbündett:u ':ort·­

schrittlichen Kräfte des Volkes a::1 25 . April 

des Jahres gewann auch der Freiheitskampf in 
den afrikanischen Kolonien , der seinerseits 
wesentlich zum Sieg der fortschrittlichen Be­
wegung in Portugal beigetragen hatte , zusätz­
liche Kraft. Die im "Programm der Junta" for­
mulierte Absichtserklärung , sich "in der Au­

ßenpolitik auf die Prinzipien der Unabhängig­
keit und Gleichheit aller Staaten, auf die 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenhei ­
ten anderer Länder und die Verteidigung des 
Friedens" stützen zu wollen , beinhaltete auch 

die "Erkenntnis, daß die Lösung der Kriege 

in Übersee politisch und nicht militärisch" 
zu erfolgen habe1 ) . Dies bedeutete nichts an­

deres als die unverzügliche Aufnahme von Ver ­
handlungen mit den Vertretern der Befreiungs­
bewegungen der drei afrikanischen Kolonien . 

Bereits die bezüglich der konkreten Lösungs ­
form offene Formulierung - so ist von völliger 
Unabhängigkeit keine Rede - deutete an, daß 
sich in dieser Frage zwei Fraktionen gegen­

überstanden; die eine , den gröBeren Teil der 
MFA und die fortschrittlichen Gruppierungen 
im Volke repräsentierend, orientierte auf die 
völlige Unabhängigkeit und lennte sich an die 
Charta der Vereinten Nationen sowie die Prin­
zipien der friedlichen Koexistenz an. Die an­
dere Gruppierung, die General Sp1nola als Prä­
sident vertrat, war nach wie vor auf eine so ­
genanDte "lusitanische" Lösung der Kolonial ­
frage aus , also die Bildung einer Art portu­
giesischen "Commonwealth", das den Rahmen ab­
gegeben hätte für eine neokolonialistische 

Form der Ausbeutung der ehemaligen Kolonien . 
Insbesondere die von einem Teil des portugie­
sischen Großkapitals dem Sturz des Faschismus 
entgegengebrachten Sympathien konzentrierten 
sich auf die Stärkung des Einflusses dieser 
Fraktion; (immerhin war das fraglos in der 
"Vor-April-Zeit" einflußreiche, aber auf e"ben 
eine derartige "LösWlg" orientierende Buch des 

Ex-Oberbefehlshabers in Guinea- Bissau,Spinola , 

« Weissen Terrors» 

"Portugal und die Zukunft" , im Verlag der Mo­

nopolistensippe Champalimaud erschienen , die 
zu den Großinvestoren in den ehemaligen Kolo ­
nien zählt) . Folgerichtig wurden mehrere offe ­
ne Versuche unternommen , diese Position durch­
zusetzen, die jedoch alle an der mit Geschick 
operierenden, sich auf die Bevölkerunesmassen 
stützenden Politik der MFA und der fort ­
schrittlichen Regierungsgruppierungen , vor al­
lem der Kommunistischen Partei Portugals, 
scheiterten . Den vorläufigen Verlust ihres 
direkten Einflusses auf die Politik der Provi­
sorischen Regierung mußte Portugals Rechte 
auch mit dem Sturz von General Spinols hinneh­
men , der Ende September einen Staatsstreich­
versuch in der Absicht angeführt hatte , ein 
vom Makel des Faschismus gereinigtes , aber 
nichtsdestoweniger reaktionäres Regime im In­
teresse der auf ihre Kapitalverwertung be -
dachten internationalen und nationalen Mono-
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polgruppen zu installieren . 

Im wesentli chen unbeirrt war zwischenzeitlich 
der EntkolonisierungsprozeB vorangetrieben 

word en. Guinea- Bisssu wurde sm 10 . 9 . 1974 tor­
mel l unabhängi g (wenngleich vorerst noch ohne 
die Kapverdi schen Inseln) - ein Jahr nach der 
Au sr ufung der Republik durch die PAI GC , und 

nachdem bereit s eine große Anzahl Staaten die ­
se Republik anerkannt hatten . 

Am 19 . September d . J . übernahm such in Mo~ am­
bique die Befre iungsbewegung einen Teil der 
Macht: Zusammen mit einigen portugiesischen 
Ministern bildeten Vertreter der PRELD10 unter 
Führung von Joaquin Chissano ein Obergangska­
binett; im kommenden Jahr soll Mo ~ambique end­
gült i~ UD~bhängig werden. 

Fr elimo-Vertre ter Chi eeano. 

l att e s i ch jedoch der Entkolonisier ungsprozeß 
f ür ~uinea-Bissau noch r elativ unproblematisch 
darges t ellt ( z . B. hat te sich der Industriel­
lenclan Hel l os widerstandslos aus dem Lande 
zurückgezogen) , so wuchsen die Probleme mit 
der Bedeut ung der Gebiete: Mit jedem Schritt 
in Richtung auf dIe Unabhängigkeit verstärkte 
sich der Wider stand der portugiesischen Groß­
bourgeoisie sowie der GroBgrundbesitzer in 

den Kol oni en ; der Prozeß der Entmachtung der 
ehemal i gen Kolonia l macht und damit der Errich­
t ung f or tschritt lich- demokratischer Regierun­
gen der Afrikaner in den Kolonien schweißte 
eine Koalition aus i nternat ionalen Monopolen , 
GroBgrundbe~ it z und faschistischen Reakt i onä­
r en zusammen , deren fanat i scher Widerstand 
gegen den Lauf der Geschichte seinen deutlich­
sten Ausdruck in den konterrevolutionären Ak_ 
tionen der vergange~en Monate in Angola und 
Mo~ambique fand . Vollkommen zu Recht sehen 
nicht nur Por tugals herrschende Familien und 
GroBplantagenbesitzer i n Angola und Mo~ambique 
ihre Profi t e und ihre St el l ung bedroht , spn­
dern auch die in Rhodesien (Zimbabwe) , Namibia 
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md der Republik Südafrika (RSA) an Unter­

lrückung und Ausbeutung profitierenden Groß­
~onzerne und Landbesitzer . 
Wie stets , wenn Profitinteressen des Kapitals 
gefährdet sind, finden sioh auch jene Ideolo­
gen des "freien Westens" ein , für die die 
Freiheit der Afrikaner Anlaß zu wüsten Speku­

... ationen und Drohungen ist : "Statt ' Lusitani­
scher Gemeinschaft ' druht das Chaos" , ereifer­
te sich der "Bayernlrurier" und kündigte an: 

"Es droht eine endlose Necht der langen Mes­
ser . Ein Kampf jeder gegen jeden zeichnet 
sich ab,,2); um zu folgern: "In Angola wird es 

noch schlimmer kommen, falls Vernunft und die 

Verantwortung der westlichen Mächte nicht sie­
gen,, 3) . Auf diese Weise wird zum einen die 

rassistische Mär verbreitet, Afrikaner seien 
~ben unfähig, selber zu regieren ; koloniale 
Beherrschung sei das einzige Mittel, dem "Zer­
brechen. jeder Autorität" Einhalt zu gebieten. 
Zugleich ",irQ. der unverhohlene Ruf nach der 
militärischen Intervention laut , werden jene 
reaktionären Kräfte, die der Obernahme Ango ­

las und Mo~ambiques durch die afrikanische Be­
völkerungsmehrheit blutigen Terror entgegen­
setzen, zu "Fre~heitshelden" , zu "Rettern des 
Westens" : "Wie ein Zauberwort wirkt der Name 
jes Industriellen Jorge Jardim, der sich der 
1achtübernahme durch die 'Frelicos ' widerset­
loen will", so der "Ba,yernkurier" zur Lage in 
Mo~ambique , und hinsichtlich Angolas verbrei­
tete er im August noch die Hoffnung: "lHer 
ist die lusitanische Idee noch nicht ganz ver­
loren ... die Staatsautorität ... noch nicht 
restlos untergraben,,4) . 

D.erlei Ängste , Hoffnungen und I dolisierung von 
"Führerpersönlichkeiten" zählen seit minde­
stens 1917 zum Repertoire imperia~istischer 
Propaganda : Was di e weißrussischen Gene~äl~ 
1917, ein Hi tler 1933 und ein Pinochet 1973, 
bedeuten ein Jardim und seine Verbündeten 
heute im Südlichen Afrika für die Herrschen­
den : Hoffnungen auf Erhaltung ihrer Existenz­
grundlagen , auf die Konservierung der beste­
henden Kapitalverwertungsbedingungen , auf die 

Revision erkämpfter Fortschritte . 

Die 8,ystematik der Propagandakampagnen ent­
spricht der Planmäßigkeit der konterrev~lutio­

nären Aktivitäten . .Das von der rechten Presse 

herbeigesehnte "Chaos" drohte nie von den Af ­
rikanern, oder den Bef~eiungsbewegungen . Am 8 . 
A.ugust 1974 überschrieb die "Frankfurter Rund­
schau" z . B. einen Bericht mit "Girlanden .für 
den Frelimo- Führer . Mosambik e rwartet mit Ru­
he und Verbrüderungszenen die neue Regierung" 
Das "Chaos" war vielmehr das planmäßige Werk 
solcher Terrorbanden wie der "Todesarachen 



von M04ambique" , die Anfang August mit Flug­
blättern auf den Plan traten , die von ge!lüch­
teten Angehörigen der DGS/PIDE-Geheimpolizei 

in Rhodesien hergestellt und in Mo ~ambique 
verbreitet worden waren; ihre Hintermänner 
sind Fa.9Chisten wie der "Industrielle" Jardim 
oder der ehemalige Oberbefehlshaber der Kolo­

nialtruppen in M04ambique , de Arriaga (des 
Verantwortlichen also für Massaker wie das 
von Wir~amu) . Weniger deutlich treten dieje­
nigen Interessenten in Erscheinung , die in 
M04ambique und Angola vor allem gewaltige Bo­
denschätze ausbeuten Und umfangreiche I nvesti ­
tionen getätigt haben . 
In Mo~ambique beherrscht südafrikanisches Ka­
pital die Szene , vor allem der Trust Anglo ­
American Corp . , a~~~en vielfältige Interessen 
hier auf die Ausbeutung des Erdöls gerichtet 

sind , im Verein mit US-amerikanischen und 
fr~zö~ischen Firmen, aber aucb dem Gelsen­
berg- Konzern , der im Gebiet des Cabora- Bassa­
Staudammes umfangreiche Konzessionen erworben 
hat5 ) . Dabei handelt es sich nur um einen der 
Investitionszweige, für die M0 9ambiques Boden­
reichtümer Anreiz boten : "Diese Kolonie 
schwimmt buchstäblich in Erdöl , Uran , Gold und 

seltenen Minerall.en , die Ullr auf ihre Förde­
rung warten" , schwärmten 1970 die VdI- Hach­
richten6 ) . 

Neben Farm- und Plant agenbesitz ist es vor al ­
lem der für die langfristige Rohstoffsiche­
rung strategisch bedeutsame Reichtum Angolas , 
der Milliardeninvestitionen in diese bedeu­

tendste Kolonie gelockt hatte . Voran zu nen­
nen ist wiederum p-in südafrikanischer Konzern , 

Anglo -American/DeBeers , der dip. Diamantenvor­
kommen Angolas ausbeutet (und der eine eigene , 
aus ehemaligen Kongo-Söldnern bestehende Pri ­
vatarmee unterhält) ; Phosphat-Vorkommen wer­
den von der COFAN ausgebeutet , einem Konsor-

tium der portugies ischen Espi rito-Santo - Gruppe 
und des Rockefeller- Clans; Eisenerze bauen 

die Konsortialmitglieder der Companhia Mineira 
do Lobito ab , darunter British Steel und 

Krupp ; schließlich gehört zu den größten In­
teressenten die US- amerikanische Gulf Oil 
Corp . , die faktisch die gesamte Erdölförde ­

rung Angolas , insbesondere in der Exklave Ca­
binda, bestreitet (1973 war Gulf Oil laut 
"Observer" dort sogar auf ein "neues Kuweit" 
gest oßen)?) . Daneben .stellen die Großgrundbe­

sitzer ein reaktionäres Potential in Angola 
dar , das einer Regierungsübernahme durch die 

Afrikaner erbitterten Widerstand entgegen­
setzt ; unter diesen tun s~ch deutschstämmige 
Landeigner mit solch ostelbischen Namen wie 

von Rocho",,' und von Krosigk hervor , deren De­
vise lautet : "Wir bleiben!" . 
Zur Durchsetzung ihrer Ziele , die auf Qie Er­
richtung unter weißer Vorherrschaft stehender 
und nach rhodesischem Vorbild für unabhängig 
erklärter Staaten hinauslaufen , bedienen sich 
di e internationalen Kapitalgruppen solcher 
Terrorol"gani sat ionen wi e der "Drachen des To­

des" Oder der SOQ;bnannten "Bewaffneten Bewe­

gung zur Verteidigung M0 9ambiques " (Al1A) sowie 
fanatischer Rassisten wie des ehemaligen Groß­
wildjäger s und Kommandeurs einer privaten Mör­
dertruppe, Daniel Roxo oder ehemaliger DGS/ 
P!DE-A~enten . Ohp.rfRlle . Sabotageakte, Morde 

Bundesdeutscher Mocambique_Sied ler 
mit se iner Leibgar de . 

und Morddrohungen sind ihre Waffen, mit denen 
sie systematisch in M04ambique Unruhe zu schü­
ren suchten . Unter Führerschaft des Generals 
de Arriaga bildete s i ch eine Partei mit Namen 
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"Internationale Fr ont für westliche Solida~i ­

tät" (FICO) , die zum Zentrum. des Putsches vom 
8 . September d . J . werden sollte , in dessen 
Verlauf über einhundert Menschen getötet wur­
den . Die Rebellion wurde von den vereinten 
Kräften der portugiesischen Armee und der FRE­
LIMO niedergeschlagen , die Anstifter flüchte­
ten ins Ausland, vorzugsweise in die RSA; 
zahlreiche weiße Siedle r , entweder beteiligt 
em Putschversuch oder Opfer rassistischer Ver­
hetzun& befürchteten nun Racheakte der Afri ­
kaner und flohen ebenfalls . In der Springer­
Presse konnte "endlich" über das erwünschte 
"Chaos" berichtet werden . Greuelgeschichten 

wie "Louren<j:o Marques brennt !" vermittelten 
wider alle Tatsachen den Eindruck , der "schwar­

ze Mob" habe sich erhoben , es werde nur mehr 
geplündert , gemordet und vergewaltigt8) . Kein 

Wort war zu lesen von der Rolle des Jorge 

Jardim und seiner Anhänger . 
Ber eits im August tauchten jedoch in rhodesi­
schen und südafrikanischen Zeitungen Anzeigen 
auf , in denen unter ehemaligen Kongo-Söldnern 
für die Aufstellung einer Söldnertruppe gegen 
die FRELIMO geworben wurde . Initi&.tor der 
Kampagne war Jerdim , vor über zwanzig Jahren 
bereits Regierungsmitglied unter Salazar, 

heute Bankier , Plantagenbesitzer , Fabrikant 

im Zementgeschäft und der Betonherstellung 

Mo~ambiques sowie Aufsichtsratsmitglied im 
Champalimaud-Kcnzern , dem sämtliChe Zement fa ­
briken in Portugal , Angola und MO <j:ambique ge­

hören (damit ist dieser Konzern auch Exklusiv­

Lieferant für den Cabore-Bassa-Staudamm); Jar­
dims militärischer "Berater" ist jener berüch­
tigte Mike Hoare , dessen Landsknechtbanden 
1964 für zahllose Greuel im unabhängigen Kon­
go (Leopoldville), heute Zaire, verantwort lich 
waren . Mit lukrativen Angeboten und unter dem 

.. -... ___ .... looIIIodoe 0Mttl _ SIIoIoMo, __ die _ .... 

'- ..... "4' "; 
I ...... , oa.. LeodI 
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alten Truppenzeichen der "Blauen Gens" wird 
für das Unternehmen in Mo<;:acbique geworben ; 
in der RSA häufteI.t sich plötzlich die "Kame­
radentreffen" . Bezeichnend genug , daß der 
Schweizer Menschenhändler Lenzlinger , berüch­
tigt als sogenannter Fluchthelfer , sich mit 

einer Werbeaktion in Schweden in dieses "Ge­
schäft" einschaltete: "Hinter seinen Plänen 
s tünde eine Reihe portugiesischer Geschäfts­

leute , und deren Angebot laute : 10 000 Kronen 
im Monat für einen ausgebildeten Unteroffi ­

zier , viertausend Kro nen für einen Nicht - Be­
rufssoldaten,,9) . 

In Angola , dessen poLitische Situation durch 
die Gegensätze zwischen der Befreiungsbewe­
gung MPLA und den Organisationen FNLA und Uni­
ta zusätzlich kompliziert wird , traten konter­

revolutionäre Gruppen ebenfalls schon vor Mo­
naten in Erscheinung: Unmittelbar nach dem 
Sturz Caetanos bildete sich die RUA ("Verei­
nigter Widerstand Angolas"), die sich haupt ­

sächlich aus Angehörigen der aufgelösten DGSI 
PIDE und wei ßen Geschäftsleuten rekrutiert; 
seither kam es immer wieder zu von di esen 
Agentengruppen geschürten und provozierten 
Unruhen auch zwischen afrikanischen Bevölke­
rungsgruppen , zu Mordanschlägen und Sabotage­

akten , die zahlreiche Todesopfer forderten. 

Drohungen gegen weiße Fabrikanten und Anschlä­
ge führten zur Schließung vieler Betriebe und 

schufen damit zusätzliche soziale Konflikte . 

Pol itische Separatistenbewegungen wi~ die 
"Front für die Einheit Angolas", die erklär­
termaßen als Gegenorganisation zur Befreiungs­
bewegung MPLA. gebildet wurde, und die "Revo ­
lutionäre Front Angolas" (FRA) riefen mehr­
fach zur einseitigen Unabhängigkeitserklärung 
auf , zuletzt Ende Oktober , als portugiesische 

Truppen einen Putsch vere itelten , dessen Hin­
t ermänner in Lissabon unter Anhängern des ge ­

stürzten Präsidenten Spinola gesucht werden . 
Ihr Ziel erreichten die weißen Terroristen 
zwar nur in" begrenztem MaBe, aber mit der 
Fortsetzung ihrer r eaktionären Anschläge wer­
den sich die Konflikte in Angola weiter ver­
schärfen. Hinzu kommen die Spaltertaktiken 



der internationalen Monopole . In der Exklave 
Cabinda installierten Agenten der Gulf Oil 
Corp . eine "Pront zur Befreiung der Exklave 
Cabinda" (PLEC) und eine "Demokratische Union 
des Volkes von Cebinde", die für eine Loslö­
sung dieses Territoriums von Angola votieren; 
von diesen Gruppen angezettelte Unruhen führ­
ten schließlicb zur Besetzung ihrer Büros durcb 
loyale portugiesiscbe Tr~ppen . 

Die umfangreichen Aktionen der weißen Reak­
tion zeigen , daß sie uöer mächtige und ein­
flußreiche Pinanziers verfügt, wie es sich 
in der Person des "idealistischen Paschisten" 
Jardim andeutet . Zugleich befinden sich die 
Konterrevolutionäre von Angola und Mo~ambique 

im "natürlichen" Bündnis mit den Rassisten 
in der RSA und Rhodesien , deren Positionen 
ebenfalls gefährdet sind , und damit die der 

von rassistischer Unterdrückung und Ausbeutung 
profitierenden Konzerne . Rohstoff- und stra­
tegische Interessen der imperialistischen 
Mächte sind der bedeutendste Hebel der Repu­
blik Südafrika , sich der Unterstützung vor al ­
lem der USA und der BRD zu versichern . Zu­
gleich zeigt die beschleunigte Aufrüstung der 
RaA , daß sie unverändert eine militärische 
Bedrohung der Unabhängigkeit südafrikanischer 
Länder darstellt . Dies dürfte der portugiesi­
sche Außenminister Soares im Sinn gehabt ha-

FREUMO 

ben , als er den Verbleib portugiesischer Trup­
pen in Mo~ambique damit begründete, sie soll­
ten "mögliche Interventionen von außen" ver­
hindern 10) . 

Die vorläufigen Ni ederlagen der Konterrevolu­
tion in Mo~ ambique und in Angola weisen ande­
rerseits auf ein zugunsten der freiheitlichen 
Kräfte verändertes Kräfteverhältnis in einem 
Teil des Südlichen Afrika hin; dazu kommt die 
weltpolitische Isolation Rhodesiens und der 
RSA, die auch ein Veto der USA , Frankreichs 
und Großbri.tanniens im UN- Sicherheitsrat nicht 
vor dem UN-Äusschluß bewahrte . Zugleich zeigt 
sich hierin, welchen ungeheuren Rückhalt die 
imperialistischen Bauptmächte den Uberresten 
des Rassis~us und Kolonialismus gewähren, sei 
es wirtSChaftliCh , militärisch , moralisch und 
politisch: Es blieb dem saarländischen Mini­
sterpräsidenten Röder (CDU) , also einem Ange­
hörigen des Bundesrates , vorbehalten , das 
Rassistenregime ~er RSA inmitten der Sicher­
heitsdebatte über den Ausschlußantrag durch 
einen Besuch auIzuwerten11 ) . 

Anmerkungen: 
1) Portugal Report (Krsg.: Portugiesische 

Botschaft in der Bundesrepublik Deutsch­
land), Nr . 3/1974 

2) Bayernkurier , 24 . August 1974 
3) Bayernkurier, 7 . September 1974 
4) Bayernkurier, 24 . August 197.1f 
5) Gelsenberg AG. Geschäftsbericht 19'70. S . 13 
6) VdI -Nachrichten , 30 . September 1970 ; in: 

"Stellungnahme der Vereinigung deutscher 
Wissenschaftler zum Cabora- Bassa- Projekt" 

7) "Foreign Economic Exploitation in Angola" . 

8) 

9) 
10) 

1"1) 

Report of tbe S~ecial Committee of 24 on 
Decolonization (ON) . in.: Objective Justice , 
Nr . 1/1974 
vgl . Hamburger Abendblatt , 23 . September 
1974 

Frankfurter Rundschau , 2; . Oktober 1974 
Prankfurter Rundschau, 7 · September 1974 
Prankfurter Rundsc.hau, 24 . Oktober 1974 
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SÜDAFRIKA - SERIE I TEIL 2 
Alf. ed Aahio'lg 

Das Geschäft der BRD - Konzerne 
mit der Apartheid und die Rolle der NATO 

Das zwischen der 6RD und Südafrika bestehende enge Bündnis auf 
ökonomischem Gebiet wird von beiden Partnern offenkundig bestätigt und 
sehr oft auch als Beispiel einer grundsätzlichen Interessenübereinstimmung 
gewertet. Dr. R. Gruber, Direktor der Südafrika·StiftunQ in der BAD. 
schrieb dazu: .Aus wirtschaftlichen und politischen Erwägungen heraus, ist 
die BRD eine Größe, mit der Südafrika zu rechnen hat. Gera:Je in den 
Beziehungen zu Deutschflmd hat Südafrika Vorteile und Chancen, die es in 
anderen Staaten keineswegs genießt. Wirtschahlich ist Süddfrika heute 
bereits der zweitgröBte HandelspartnBf der Bundesrepublik auBerhalb 
Europas neben den USA und sogar noch KIr Japan. Die deutsche Industrie 
ist sich ihrer vorteilhaften Position, die sie nicht nur beibehalten, sondern 
nach Möglichkeit noch ausbauen mochte, voll bewußt." (Afrika-Pose 
Nr. 611973, S. 231) 

RSA ala bevorzugter Handelapartner 

Die Vertreter der BRD·Mbnopole wissen das Apartheid ·Regime auf ihre Art 
zu schätzen und sehen vor allem folgende VorzUge in $iidafrika: "Das 
ArbeitsJcriifrepotential, die RohseoffvorkomlTlM, die Transportwege, das 
Marktvolumen, die seabilen Verhältniss., das gesunde Investitionsklima und 
keine drohende VemJatlichung." Bereits iiber 300 deutsche TOChtergesell­
schaften sind in Pretoria registriert. Außer Rohöl gibt es noch kaum einen 
Rohstoff, der in Südafrika nicht vorhanden wäre. Ausländische Investitionen 
werden in Südafrika immer willkom~n geheißen. Je nach Art der 
Produktion können auch Südwestafrika, Lesotho, SwazilandoderBotswana 
für den deutschen Investor interessant sein. (Oberseerundschau, Hamburg 
Mai 1973, S. 28) 
Große Bedeutung für beide Partner hat der im wesentlichen kontinuierliche 
wachsende Außenhandel. Er stellt sich in Zahlen wie folgt dar : 

Außenhandel der BRD mit Sildafrika (zum VergleiCh auch mit Gesamt· 
afrika) / l ! 

Die Tabelle wurde aus fol~nden Ouell.n zusammengesteUt: Statistisches Jahrbuch 
für die Bundesrepublik Deutschland. Verlllll H. Kohlh.mm..- GmbH!Stuttgart und 
Mainz, Jahrgif'1911 1966, 1973 IOW;' "lndUSlriekurier", DUII$8ldOff Y. 22.3.1966 
iSonderausgabe Sildafrikal und Afrik.-Post 5/1973. S. 184. 



SÜDAFRIKA - SERIE / TEIL 2 
-----;:-::~;::::-------============----=:..::~u~n~I:'~'~F~';h~':"ng;~d~"~B;'~n~k~.~n-d~": BAO werden jedes Jahr für Südafrika 

InMio DM 
Südafrika Gesamtafrika 
Einfuhr Ausfuhr Einfuhr Ausfuhr 

1950 128,6 83,8 - -
1959 324,8 622,6 - -
1960 342.2 647,5 2455,4 2533,0 
1961 359,6 551,8 2463,8 2239,6 
1962 413,4 676,8 2687,5 2 130,5 
1963 465,1 732,6 3257,7 2608,0 

'''' 506,5 905,8 4423,7 2999,7 
1965 572,8 1 021 ,3 5134,1 3248,2 
1966 831 ,6 981 ,1 5n1,1 3263,8 
1967 1045.2 1261,4 5768.9 3648,4 
1 ... 982,4 1 418,6 6882,1 4063,4 
1969 1 207,6 1633,6 7717,0 4720,7 
1970 1 217 ,4 1940,0 7905,3 6433,6 
1971 1051,1 1997,3 7974,8 6084,1 
1972 390,0 Mio Rand 440,0 Mio Aand - -

Die HandeisstatIstik weist auf fo lgende aufschlußreiche ErgebniSse hin: Der 
Außenhandel der 8 A 0 mit Südafrika hat sich um ein Vielfaches schneller 
ausgedehnt als der Außenhandel der BAD mit den unabhängigen Staaten 
Afrikas. 
Oie BAD hat auf Grund dieser unterschiedl ichen Handelsentwicklung, wie 
auch Vertreter der BAD·Monopole seit Jahren mit Genugtuung vermerken, 
den sUdafrikanischen Aassistenstaat zum wichtigsten Handelspartner auf 
dem afrikanischen Kontinent ausgewählt. Fur die nächste Zukunft deuten 
sicttbereiU neue Entwicklungstendenzen an, die sich wie folgt darstellen: 
"Unttlr den Lindern Europas steht Deutschland als Außenhandelspartner 
Siidafrikas an zwelter Stelle nach GroBbritannien. Es ist durchaus dInkbar, 
daß künftig in verstBrktem Maße das, was bisher von Dllutschland nach 
Südafrika exponiert .wurde, in Südafrika von einem selbstiindigen deutsch· 
siidafrikanischen Produletionsuntemehmen gefertigt wird, den dortigen 
Markt versorgt und z. 8 . ZuliefeneiJe nach Deutschland exportiert werden. 
Ein IlUsgebautes Bank· und FinanZWt!Slen gibt dem ausländischen Investor die 
giinstigsten Möglichkeiten, Kapitalien glJWinnbringend anzulegen." (Afrika· 
Post 1/1973, S. 7). 

" BAD auf der Bestsell.rll, te der Investoren" 
Ein besonderer Schwerpunkt sind die zunehmenden KapitaJinvestitionen 

100 Mi<> DM Anleihen aufgenommen, die - so wird mit Befriedigung von 
heiden Partnern festgestellt - stets überzeichnet werden. Im Jahre 1971 
wurde durch die Deutsche Bank als Aufleger eine Anleihe für Södafrika in 
Höhe von SOO Mio DM aufgebracht . In diesem Zusammenhang 'wurde 
festgestellt, daß ,per deutsche KapitlJlmarkt 50 Prozent der Auslandskredite 
Südafrikas gestellt oder vermittelt hat." (Bundesstelltl für Außenhandels­
informat;onen, Weltwirtschaft sm JBhreswechsel 79nß2, Bd.4, Afrika, 
Köln 1972, S. 178). 
Wie der Gesandte der südafrikanischen Botschaft in der BAD, Goetzee, 
enc lärte. ist die BAD inzwischen ,,auf der Bestsellerliste der Investoren 
erschienen. Sie steht hellte an der 4 . SteUe und alle An.l:eichen sprechen 
dafür, daß sie sich einen besseren Platl erobern wird. " (Aheinischer Merkur, 
6 . 4. 19731. 
In der südafrikanischen Botschaft habe I'\Unmehr ein Wirtschaftsrat seine 
Tätigkeit aufgenommen, der neue Investoren beraten soll. Außerdem 
befinden sich in der BAD Unternehmungsberatungen fur das südliche Afrika , 
die eng mit Vertretern in den Ländern des südtichen Afrika lusammenar· 
beiten. (Afrika-Post Nr. 5/1973, S. 211) 
Oie direkte Verlagerung von Tochterunternehmen der BAD·Monopole nach 
Südafrika hat sich in den tetlten Jahren weiter verstärkt. Die Anzahl 
derartiger Unternehmen wird bereits mit nahelu 400 angegeben. IAhei· 
nisc~ Merkur, 6 . 4 . 19731. 
Die Monopole der BAD beteiliDM sich damit durch Vefl-aerung von 
Produktionskapuititen nach Süd.frib uM1ittelbar an der Autbeut ung der 
Bevölkerung Südalrikas und anderer afrikanischer Stuten, aus denen 
Wsndel1lrbeiter nKh Südafriks kommen. Die bf"utslen Autbeutungs· und 
Unterdrüdtunpmethoden des Al*theid·R-sim. lichern auch den 
BRD-Monopolen maximale Profite. Der Vertreter des BAD·Konzerns 
AEG·Telefunken brüstet sich damit, indem er feststellt , seine Firma sei .,am 
Bau des Cabor..sa~.staudammes beteilig., und sie beginnt, vom Stütz· 
punkt Siidafrika IMJS das ibrige siidlick Afrika zu beliefern, .. 
Schließlich betont er noch: "Wir halten Siidafrika für das sicherste 
Investitions/and unter allen OberSHlindern. Auf lange Sicht bieter Südafrika 
die besten Inll9StitionsmiigJichkeiten." fOberseerundscMu, Hamburg, 
7./8.1197111. 
Der Vertreter des Volkswagenkonzerns in SUdafrika hebt hervor : .. Die 
großen Industrielinder (d. h. die imperialistischen - d. Verf.J haben sich 
llber auch in den /etzten Jahren IoOn einem ~teren Aufbau ihlfu 
Investierun{/8n in Siidafrika nicht IIbSIChnlcken lasssn. Man will sich Märkte, 
Gl!!f/flngesdljftll und RohstoffqlJ(Jllen sichern. Man weht Anlagefelder, in 
denen der Ertf1lg höher oder die Besteueru", niedr iger ist als zu Haus. Für 
.1111 die!118 Zw«*e ist die Republik Südsfrika gersdezu ideal. " (Oberseerund· 
schllU, Hambu'9, 7.18. (1977)). 

K)n BRD·Monopolen und Banken in Südafrika. Die Gesamtinvestitionen der Stelldichein der 400 Größten 
8RD·Monopole in Siidafrika haben sich von 60 Mio DM im J~ 1956 bis 

r.' auf 1.5 Mrd. DM im November 1972 l!f'h6ht. (Handelsblatt, 28. 11. 1972, Die größten und wichtigsten Monopole der BAD sind 5Chon seit Jahren in 
.., 8lick durch die Wirtschaft, 28. 11. 1972). Södafrika fest etabliert. Zahlreiche weitere Industrieunternehmen beteiligten 
m~ ________________________________________________ -1 
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iich später an der "Finanz- und Geschäftstätigkeit" in der BRD in Südafrika. 
Oie Expansion der BRD-Monopole nach Südafrika wird vor aHem durch den 
sogenannten "Bundesverband der (west-)deutschen Industrie" (BOI) ge­
steuert und forciert. Der Geschäftsführer der "Deutsch-Siidafrikanischen 
Kammer für Handel und Industrie", Fischer, stellte im Juli 1973 fest , daß 
Südafrika nach wie vor eines der attraktivsten Länder für die BAD-Monopole 
sei. Er erklärte weiter: ,,Hinter dtm USA und Großbritannien liegen wir 
sicher ganz oben in der Spitzengruppe", In den letzten Monaten sei "ein 
stark gestiegenes IntfNfIsie sowie ein zunehmendes Verständnis für SikJ. 
Bfrikas Probleme in Unternehmerkreisen der 8RO" fsstzustelllln. (Handels­
blatt - Industriekurier vom 31.7. 1973). 
Oi; Kapitalexpansion des BAO-Imperialismus nach Südafrika ist bis zur 
Gegenwart so weit ausgebaut worden, daß nunmehr alle bedeufenden und 
einflußreichen Konzerne der BRD in verschiedener Form an der Ausbeutung 
der Bevölkerung Südafrikas beteiligt sind. Dazu gehören folgende Konzerne: 
• die größten Chemiekonzerne, Nachfolgeunternehmen des aus dem 

zweiten Weltkrieg bekannten IG Farben Trusts, die heute unter dem 
Namen Bayer Leverkusen, Farbwerke Hoechst AG und Badische Anilin· 
und Sodafabriken auftreten; 

• die größten Elektrokonzerne AEGlTelefunken und Siemens; 
• die größten Bankunternehmen Deutsche Bank, Dresdner Bank, Com· 

merzbank und Berliner Handelsgesellschaft, 
• sowie die einflußreichsten Monopolverbände der Grundstoff· und 

Schwerindustrie wie Krupp, Kloeckner, Oegussa, Rheinisch-Westfälische 
Elektrizitätswerke AG, Otavi·Minen· und Eisenbahngesellschaft , der 
Quandt-Konzern, Blohm und Voß und Volkswagen AG und viele andere. 

Diese Konzerne haben Siidafrika zu einem Wirtschaftswachstum und zu 
einem wissenschaftlich-technischen Fortschritt verholfen, der diesem Land 
gegenüber den un~bhängjgen afrikanischen Staaten einen noch größeren 
Vorsprung gibt. 

Die faschistiSChe Rassendiktatur sichert den "Arbeiufrieden", sorgt für 
ständig neue Arbeitskräfte und schafft die Bedingungen einer brutalen 
Ausbeutung der afrikanischen Bevölkerung durch Terror, Unterdrückung 
und rücksichtslose Verletzung der Menschenrechte. 
Das ist der Hintergrund des imperialistischen Doppelspiels der Trennung von 
Politik und WirtSChaft, das die regier:ul)gsamtlich geschützte Kapitalexpan­
-sion des BRD-Imperialismus nach'Südafrika verschleiern soll. 
Und weil dieser Raubfeldzug des BRD-Imperialismus nach Südafrika und 
von dort in das unabhängige Afrika weitergeht und immer stärker forciert 
wird, schweigt die derzeitige BRD-Regierung zur Apartheid·Politik oder gibt 
sich sogar durch formale Erklärungen anti rassistisch und anti kolonialistisch. 

Apartheid und LohnpolItIk 

Oie durchschnittlich höchsten Profitraten, die das Monopolkapital auf 
Grund.der diskriminierenden ApartheiQ-Lohnpolitik erzielt, sind eine der 
Hauptgründe für die Konzer·ration des Auslandskapitals in Siidafrika. Der 
parlamentarische 'SPO-Staatsekretär Philip Rosenthai (Philip Aosenthal AG 
mit Zweigunternehmen in Südafrika) machte dies mit folgenden Worten 
deutlich: 
.. ~i unserer Flrma in Bayern verdient ein Arbeiter in 2 Stunden soviel wie 
ein Bantu in einer Woche. Für uns ist das eine große Einsparung. Auf diese 
~ise kommen wir zu sehr i~teressanten Preisen. Obrigens wir werden in 
Pretoria eine neue Fabrik bauen, die zweimal so grol1 ist." 
(Welt am Sonntag, 27. 5. 1973) 
In einer Untersuchung, die die britische Zeitung "The Guardian" im März 
1973 bei ausländischen Unternehmen in Südafrika vornahm, wurde deutlich, 
daß alle imperialistischen Monopole aus der Apartheid Extra·Profite 
schl.agen. Von 100 untersuchten britischen Firmen zahlen nur 3 Löhne, die 
über dem von der südafrikanischen Aegierung ohnehin nur gering bemes· 
senen Existenzminimum liegen. Ein ähnliches Verhältnis ergibt sich bei den 
USA-Firmen in Südafrika, wie d ie Zeitschrift "Fortune" im Juli 1972 
untersuchte. Die in Südafrika ansässigen BAD-Konzerne inszenierten nach 
der VeröHentlichung des "Guardian" in der BAD eine Pressekampagne, die 
nachweisen sollte, daß die BAD· Konzerne in SUdafrika .. Spitzenlöhne" 
zahlen. 
Selbst das Führungsmitglied der SPD, Alex Möller, der im Auftrage des 
BRD-Kanzlers Willi Brarldt bei der ~iidafrikanischen Regierung vorsoraeh, 
sollte sich dieser Frage widmen. 
Er erklärte: " Ich habe den Eindruck, dal1 die deutschen Firmen sozialen 
Verpflichtungen in gutem Ausmaß gerecht werden, dal1 sich die deutschen 
Finnen der Verpflichtung bewußt sind,· hier das Notwendige für die 
Ausbildung und für die Entlohnung der farbigen Arbeiter zu tun. 
BRD-Fernsehen I. Programm, 25. 6. 1973) 
Demgegenüber mußte die BRD·Zeitung .. Handelsblatt" Bericht aus Südafrika 
wiedergeben, in denen festgestellt wird: ,,Britische Firmen sind um keinen 
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Deut schlechtt!l' als amerikanische oder deutsche ... " 
(Handelsblatt, 5. 5. 1973) 
Das BAD-Fernsehen brachte in einem Bericht aus Südafrika Tatsachen über 
das, "was Möller auf seiner Reise vielleicht Ubersehen hat": "Deutsche 
Firmen zahlen einem Teil ihrer schwarzen Arbeiter Monatslöhne unter 
300 Mark, ihren Aktionären aber hohe Dividende. Volkswagen z. B. übe, 
30 Prozent. 300 deutsche Unternehmen a/1)eiten in Südafrika, manche 
zahlen besser af$ die einheimischen Finnen. aber alle nutzen die staatlk:h 
verordnete Unterbewertung der Arbeit Farbiger für sich aus. Die Gesell­
schdften aus Ob~ zahlen in ihren eigenen Ländern in der Regel gute 
Löhne, aber sowie sie hierher kommen, finden sie. ein . System der 
Diskriminierung. Die Unternehmen IIOn draußen machen es dann genauso . .. 
(BRD·Fernsehen I. Programm. 25. 6. 1973) 

Hungerl6hne für schwarze Arbeiter 

Ungeachtet dieser eindeutigen Tatsachen beantwortet die BRD·Regierung 
eine im Juni 1973 vorgebrachte partamentarische Anfrage im BRD·Bundes­
tag in dieser Sache zugunsten der in Südafrika ansässigen BRD·Monopole 
und erkläne: 
"daß die in Siiddfrika arbeitenden Firmen, deren Kapital sich in alleinigem 
oder zumindest mehrheitlichem deuachen Besiu befindet. bei einem 
Vergleich ihrer Lohn- und Arbeitspolitik mit derjenigen anderer konkurri~ 
render Betriebe "gut" abschneiden". (Bundesdruck.he 7/48411973J 
Die SPD·Abgeordnete Frau von Bothmer bezweifelte diese Aussage und 
erkläne. 
"daß die Bundesregierung über die Entwicklung in Südafrika unzureichend 
informiert sei", außerdem "habe die Bundesregierung mit ihler bisherigen 
Außerung den Ergebnissen gründlicher RflCherchan vorgegriffen". (Der 
Tagesspiegel, Westberlin, 28. 4. 1973). 
Dies ist in der Tat so. denn Recherchen am On.des Geschehens ergaben ein 
VÖllig anderes Bild von der angeblich so humanen lohnpolitik der 
BRD·Konzerne in Südafrika. 
Zwei BRD-Sozialwis5enschaftler det" "Aktion Dritte Welt" wiesen nach. daß 
BRD·Firmen ,)l:Htr die Hilfte ihrer·schwsrz(Jfl Arbeitr Ufltr der Armuts-­
gnmZfl, der sogenBnn~n ,Minimum I'o.-erty Une' entlohnen. Da die Finnen 
keine Auskunft geben, mIlChten die bIIiden Wissemch8ft1er Repräsentativ­
umfragBn bei den btItrofftInM Arbeitern. (Jas Ergebnis dil!$N ErhebulfJen: 
Simon Keneher bezahlt in seinen südafrikanischen Girtnsreien 78 v. H. sei­
ner schwarzen Arbeiter unttlr der Armutsgrenze, die StrJlberger Zink AG 
74 v. H., Schwarzkopf und Oaimfer Benz 70 v. H., KUf/#llfischtr 69 v. H., 
AEG 68 v. H., die FatbWtlrktt Hoechst 65 v. H. und auch andtr6 hitrzulande 
angtI1Jl!hentt Un~mehm"" zahlen an über die Hjffle ihref ,J,rbeiter .,Ichtt 
Minimallöhne: Anker-Werke, Henschtll, BASF, Schering, DttmtIt1, Kloeckner· 
Humboldt oeuu, Bayer LwerlclJlBn. " (zitiert nach "Weh der Arbeit", 
17.8. 1973) 

GOl.O-MINER IN SODAFRIKA 

liste von BRD-Finnen (Auszug) mit dem Pl'ozentanteit afrikanischer 
Arbeitet", denen Löhne untet" det" Poverty line gezahlt werden. Stichtag: 
31 . Januar 1973. 

Südafrikanische Finnen Mutterveelltchllften in dtr BRD ,. AEG SA (Pty.1 Ud .• " JohannMbul'J AEG 68 
2. A".rCash Regimr (Pty.) 

Ltd . J"bUI'J Anker-Wert. AG 59 
3. Austral Engineering Wort. 

tPtyJ Ltd., Bo'uburg, TVL HenlChel-Werke 61 

•• Automati .... Lamp and Waming 
Signals f.Ptv.) Ltd •• Westfll. Metaliindustrte KG 
Johannesbul'J Hueck u. Co: 63 

5. BASF South Afra (Pty.) 
L1d., J'burg BASf min. 66 

6. Berlimed {PtyJ Ltd., 
Johannetbu'll Sehering AG .9 

7. Car Distributors A_mbly 
Ltd., E.n: London DaimJ ... 4Stonz AG 70 
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• • DEMAG (S. A.) (Pty.) 

Ltd., Johll"""urg 
9 . Oeutz Sout""" Afriel 

IPty.1 Ud •• c.P' Town 
10. e",jjllit WorkIIPty.1 Ud .• 

CapeTown 
11 . ElCw·Wy .. Autt ... 1. lron 

Wortu Ud., Boktburtf'TVL 
12. FAG B .... i .. Co. SA. (Pty.l 

ltd .• JohIInMlburg 
13. Hoechlt S. A. (Pty.) Ltd., 

JohMnetburg 
14. Huguenot Porce"in (Pty.1 

Ltd .• Pretori8. TVL. 
15. Krupp South Afrk:l (Pty.1 

L td " J'burg 
16. Liebhe,,·Afra,(Pty.1 Ltd., 

........ TVL. 
17. Lu'ti S. A. (Pty.1 Ltd., 

Hillbrcw/Johinnetburg 
18. Rustnurg Chrome Mines 

IPty.1 Ud .• Kroond81, TVL 
19. Siem_IPty.1 Ud .• 

JohM'lnetburg 
20. SilhoUft'tll Chemicll Wortt1 

IPty.) Ud., Pretoril 
21 . Sprinabok NUf1IIrin, 

Kllmpton P. 
22 Tlble Bay Spinners Ud., 

Bellnilie. C. p. 
23 V .. gtnoeg Mining Co., 

IPty .1 Ltd.,'undo, TVL 
24 VoNtsw ..... of South 

DEMAG 
KUickner-Humboldt.[)-.rtz 
AG 

Mur*: u. Schmitz KG" 

ElChwer·Wyu 
Kugetf'iICM,. 
GeMI SchI'" u. Co. 

Rotent"" Porzellan AG 

Fr6edrlch Krupp 

H.,. LIebhe" 
Lurvi - Ge., für Wlrme­
_mit mbH 
F.m.nflbrik.., B.VW Ag_ 
LewritUien mln. 

Siomom 

K. Schwankopf GriJH 

Siman Keneher 

Wtber und SchHr 

Stolber .. , Zink AG 

.. 
62 

61 

60 

66 

86 

62 

63 

66 

72 

65 

62 

70 

7. 

61 

7. 

Afrkl Ud. VoIbw ... n-W.-it AG 66 
( .. lnfOflMtionld;'rwt _liehet Amb, ISSA. Bom Nf. 3/41'973. S. 8 .1 

Die BRO-Gewerkschaftszeitung "Welt der Arbeit" zeichnet folgendes 
realistisches Bild von den Monopolisten aus der BRD und ihren Ausbeu­
tungspraktiken in Südafrika: 
" Die sozialen Erkenntnisse deutscher Unternehmer in Siidafrika haltBn sich 
in engen Grenzen. In den rund 300 Niederlassungen der TochtflrgesellschBf. 
ten westdeutscher Gesellschaften erhaltftn viele der schwarztIn ArbfJiter 
immer noch Löhne, die Ihnen nicht einmal das physische Existenzminimum 
garantieren. Die Verhältnisse sind - $0 vermutet die siidafrikanischB 
Kirchen-Organisation • .5procas" - Sogar schlechter IIls in anderen euro­
päischen oder amerikan;schen Firmen in Siidafrib." (Welt der Arbeit, 
17. 8. '973) 

Diese Vermutungen sind sogar sehr begründet, zumel die BRD-Konzerne in 
Süclafrika nicht bereit sind - traU ihrer lauthalsen Propagandakampagne um 
angebliche SpitzenJöhne - unparteiische Untersuchung.n in ihren Betrieben 
zuzulassen. 
Das frühere Mitglied des BRD·Bundestages und Staatsminister a. d. Ludwig 
Metzger (SPD) f()(derte in einer öffentlichen Stellungnahme von den 
BRD·Konzernen Aufschluß über ihre wahre Lohnpolitik in Südafrika und 
erklärte besonderes auf den VW·Konzern bezugnehmend : "Von 8edeuturr; 
wäre allerdings, lI'On der VW 01 South 'Africa nicht nur zu erfahren, daß si~ 
überdurchschnittliche Löhne und Gehilter beZahlt, sondllm BUCh Auskunfr 
dariib6 zu erMlren, wie hoch dil!$//! Löhne - lIUfgegliedert nach WaiSen uno 
Schwarzen - sind. " (" Vorwirts" lI'Om 26. 4. 1973) 

Soz.laler Wand" durch K.plt.llnv"tltlonen? 

Diesen Beweis sind die BRD·Konzerne bisher schuldig geblieben. Sie lassen 
sich nicht in ihre Karten schauen, weil sie aus der Apartheid Extraprofiu 
s(:~lagen und Hungerlöhne zahlen. Damit entlarvt sich auch die gann 
Demagogie der BR D·Monopolpresse, die seit Jahren vergeblich zu beweisen 
versucht, daß die 8\lsländischen und besonders auch die BRD· lnvestitionen 
in SUdafrika dazu beitragen wiirden, die soziale Lage der afrikanischen 
Arbeiter zu verbessern. So wird in einer Anzeige der Anglo American 
Corporation 01 South Africa in einer Zeitung der BRD behauptet : " Es gibt 
keinen anderen Weg, auf d.m die Schwarzen in SüdafrikB zu einem 
.LtJbensstand.ro gelanf/lln können, wie er jetzt in W8fteurop9 herrscht, als 
dtm eines starken wirtschaftlichen Wachstums, das wi«Jllrum ·\IOn der 
BereitstBilung .on InWJstitionskapital abhingt. " (Handelsblatt - Industrie­
kurier, 7. 6. 1973) 
qenau das Gegenteil ist jedoch in Südafrika der Fall . Der südafrikanische 
Wirtschaftswissenschaftler Kane·Berman erklärte dazu : " Nicht nur die 
relative wirtschaftliche StBilung der Afrikaner, sondem ihre absolute 
Ste71ung ist schlechter gtIWOrden. Ihre R_Mrdienste nehmMf $UbstJlntieJl 
ab, Der Schwarz,Weiß·UntenchitNJ wird größer. Weiße - 1B v. H. der 811-
völkenJng - besitzen 69 v, H, der Kaufkraft, wihrend Afn"kanllr - 68 v. H. 
der 8ft'Ölkerung - 23 v, H. der KBUfkrBft besitzen. Der Anteil der FlJlTlilien, 
die unterhalb des Existenzminimums leben, ist wihrend der Sschziger Jahre 
unverinderr bis 68 v. H, geblieben. Die aus/indischen Firmen hilben da,.n 

nichts geindfNt. Die ElnfluIJMhtM, w. sie W$lindi«he I\lIpIr..listen 
MIIiibtIn kÖflMn, sdHtint weit eher IlUf die Poh"tik dtN e"""'" Regiflru~ 
~ Südefrib gw/dlt« zu _in, 111$ euf die Wdefn"kenlsche Regierung 
.Ibst. 
Dle Ro/~ d .. Flrmtll'l In Südefrike, die in tlUiJindlschem 8MU sind, ist Mit 
d4von entfernt, eine K,.ft tlUf ellmihlichemlOZJelem MlllndeJ darzusteli.", $ie 
ist vielmflhr weitgehend ." Stetus qua orientiert. Die dwtlChen Firmen 
terhaltei1 sich in dtN Tet nicht viel enden eIs liidafrikanische Firmen." 
(zitillrt nedl ... Weltd.,. Arbeit", 17. B, 1973J 
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Obwohl diese eindeutigen Tatsachen über die brutalen Ausbeutungsprak· 
tiken der BRD·Monopole in Südafrika von zahlNtichen Beobachtern enthüllt 
wurden, wußte der SorKIerbotschafter des BAD·Kanzlers Brandt, Alex 
Möller, nach seiner Südafrika·Reise zu berichten, " er habe bei den in 
SiidBfrika tiitigen deutschen Firmen die Oberzeugung erhalten, daß diese 
ihren afrikanischen Arbeitern wsit iber dem Existenzminimum liegende 
Löhne zah/ten. " (Die Welt, 4. 1. 1973) und weiter : 
Alu Möller unterstrich ,pie positive Eipstellung der 8undesffI!Jierung zu 
den in der Republik Südafrika tätigen deutschen Firmen. Die Bundesregie­
rung S/8i bereit, diesen Unternehmen ihre eigene Entscheidungsfreiheit zu 
gewährleisten. Das gelte besonders für Expansions< und Investitionspliine. 
Möller bezog ausdrücklich auch die deutsChen Banken in diesen Kreis ein. Er 
verlaue Südafrika mit einem positiVen Ein:lruck." . 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 4. 7. 1973) 
Wie kann "ein sozialdemokratischer Politiker, dessen Partei vorgibt, den 
Rassimsus und Kolonialismus zu verurteilen, aus einem Land mit einem 
" Positiven Eindruck" wegfahren, in dem 'die brutalste und grausamste 
rassistische Diktatur unseres Erdballs ihre Willkurherrschaft praktiziert? 

Der südlichste Vorposten der NATO 

Seit der Suezkanal durch die imperialistische Aggreuionspolitik im Nahen 
Osten blockiert wurde, bangen die NATO-Strategen um die Versorgung ihrer 
Kriegsverbände mit stretegischen Rohstoffen und besonders mit Erdöl; und 
auch in dieser Sache verknjjpfen sich ihre Intlressen mit denen des 
sUdafrikeflischen Apartheid-Regimes. Gemeinsam wollen sie den ·ntmmehr 
wichtigsun internationalen Seeweg um das Kap untltr Kontrolle halten. 
Nach Schätzungen Von Experten kapitalistischer Länder w .... den täglich bis 
zu 2 Millionen Tonnen Erdöl uber diesen Weg transpOrtiert. In def Zukunft 
werden diese Zahlen ansteigeln, denn allein der Import kapitalistischer 
Staaten Wesmuropas aus dem G.ebiet des Persischen Golfs soll sich bis 1980 
auf eine bis anderthalb Milliarden Tonnen erhöhen. Jeden Tag fahren ca 
75 Schiffe an der Südspitze Afrikas vorbei. 
(Journal Südafrika, Nr. 1/ 1973. S. 14). 
Mehr als 21 000 Schiffe l ... f8O alljährlich sUdafrikanische Häfen an und das 
Rassistenregime verspricht sich von seiner SchlÜlselfunktion bei dieser 
internationalIIn Schiffahrtslinie am Kap ein permanent wachsendes Interesse 
seitens der NATO-Staaten. Seit Mitte der sechziger Jahre verstärkt skh 
deshalb auch die Propaganda in der imperialistischen Presse zur stärkeren 
Aufwertul"lg SOOafrikas als kuriftiger NATO·Stiitzpunkt und zur stärkeren 
Einbeziehung der gesamtafrikanischen Raums und seiner Kulten in die 
aggressive NATO-Strategie. 
Der südafrikanisc;:he Bot:schafter in London. Dr. Hendrik Luttig. erklärte zu 
den Aufgaben, die Südafrika für die "westliche Welt" zu tragen habe: 
"Das Kap lie:gt sm TrefffJ(Jnkt zweier OZ88ne an einer ost-Wflsdichfln 
Kreuzung. 08$ macht eine Vemidigung nicht nur der Küsteneinrichtungen 
$iidafriklls, sondern IlUCh jentlr S8ftwt/II und OZ6/Jntl notwendig, die die 
flBl'IZ6 fl'llie Welt betreffen. GMZ offensichtlich Ist das eine Aufgabe, die für 
eintl einz;gfJ Macht zu groB ist OiWJ Aufgabe fordert die lIUfrichtige 
Untllrstiifzung durch die Westmiichtll, damit die Seeroutw für den nach 
Europa gehenden Verkehr offenbleibt, und zwar nicht nur 8US Richtung 
Naher Ostlln, sondern IlUCh !IOn Auwalien, NeuStltllsnd, BUS dem FIIfT'If1fJ 
Osten und Südsmerih. " 
(Monatsbericht ..on Siidafrikll, Nr. 46..om Ma; '969, S. 5). 
Oie stärkere Bindung an die NATO erhoffen sich die südafrikanischen 
Rassisten durch die Aktivierung des mit Großbritannien Mitte def fünfziger 
Jahre abgeschlossenen Simonstownabkommens. Dieses Abkommen garantiert 
Großbritannien und seinen VerbUndeten (das gilt besonders für die 
NAT'O-MächteT die Benutzung des'Udafrikanischen SeekriegshafensSimons­
stown und aller anderen südafTikanischen Häfen. Großbritannien verpflich· 
tete sich gleichzeitig zu Waffen1ieferungen rur Südafrika. Darauf verweist 
auch ein vom ~üdafrikanischen Verteidigungsminister P. N. 80tha Mitte 

Unterbri"\4un9 für Minenarbeiter. 1969 dem südafrikanischen Parlament vorgelegtes "Weißbuch uber die 
Neun hIS zehn Monate im Jahr leben sie von Ihren Familien getrennt. Durchschnillsverdienst eines Verteidigung und die Rüstungsproduktion" • denn dort heißt es: 
Schwarzen etwa 17 Rand im Monat, eines Weißen etwa 354 Rand (1970). Ein Rand - DM 4.30. "Die beträchtlichen Möglichkeiten, die Simonsstat/t und andere Häfen in :a. ( a us ~ Evang e l i sehe s Mi s s i onswerk, unserem Lande bieten, wie auch die modernen Verbindungs- und Kontroll-

LI '-________ E_'_·" ___ w~e~r~k~b~u:C~h~:z~u=m:_~T=h::e~m:a:_~R~a::s=S::i~s=m~u=s~) ___________________ e'~ß_'_k_h_tu_n_ .. __ n_,_d_,_._a_'_~ __ '"_'_t_h_O_he __ n __ K_O_,_re_n __ en_O"C~ __ h_'f_f_,_wu __ n; __ e_n_,_'_;nd ___ "_ne_n_'_. ____ J 
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Mhrfich ror alliierte SHStrBitkrifte im südlichen Atlantik und im Indischen 
OZNn. Wir erwartM die notwendige offizielle Anerkennung durch die 
groBen Westmächte bezUg/ich eines mag/k hen Beitr8ges, den wir in unsertN 
Sch'~positiOll zu rJ.r Vtlmidl~ng dt1s 'fiJMswichtigen SHwefie$ um dlls 
mliche Afrika /eisten kÖnn«l . .. 
(Montltsb#richt ws s;m.frika. NT: 46 vom MM 1969). 

Dia " lebenswichtige SchlüsselpoSItion" des Ap..-theid-Regimes muß vor 
allem im Hinblick auf die imperialistischen VorherrSC:haftspläne gegenüber 
Afrika gesehen Wflrden, die immer $tär~.r über die am Kontinent vorbeifüh· 
renden Seewege Vf"'wirklicht werden saUen. Die BRD·Zeitschrift "Afrika 
heut." schrieb daZtl 
..... die SHvttrteir!i,png am Kap (bleibt) im Fallt! kriegerischer Verwicklun­
~, die mit herkömmlichen Waffen Busgetr.n . werden, von größter 
Bfthutung für Süclsfrih wie auch !Ur den JIIISMTIten Westen. DanJn. daß 
Simonstovrn iM/I'h IHIut. noch Bin zuminr.st ebenso groBer strategischer 
Wert zukommt; wie IIt'IderM MarinestüUpunkten in der Welt, besteht wenig 
Zwei,., . .. 
(Afrika htJUte, Bonn, Nr. 5 Klm 15. März 1968, S. 67). 

StDtzpunkt. tor Imperl.ll.tIache ExpanüGn 

Oie raUlnischen und kolooialistisd'len Hegimes im Süden Afrikas sowie das 
iu.lische Aggressionsregime rm. Norden - sollen die Landbasen der 
imperi.,istischen Expansionspolitik gegenüber den politisch unabhängigen 
Staaten sein. Die imperialistischen Seekriegsflottenverbände der NATO 
stellen die Bedronungsfaktoren von den Ozeanen aus dar, mit deren Hilfe 
man die politische Entwicklung in Afrika jeweils nach den imperialistischen 
Interessen ohne "größere kriegerische Konflikte" lösen wi ll. 
Die Ober1~ngen der NATO·Strategen sind .nach wie vor von dem Pla" 
bestimmt. einen sogenannten Südatlantikpakt (SATO) zu schaffen, an dem 
die rassistischen und kolonialistischen Regimes beteil igt sind und der al5 
Kettenglied zur NATO eine Art erweiterte NATO.südfianke darstellt. 
.. Siidafriks erhofft sich m6hr eine generelle Anerkennung seiner Verteidi. 
gungsbereitschaft für den Welten. Die Bildung einer siidatlanti$Chen Vertei­
digungsorgam'sation als Fortseuung der Aufgaben der NA TO unter Teil· 
nahme yon Südafriks, Australien und möglicherweise einigen siidamerika­
nischen Ländern schwebt den MilifärexperttJn in der Republik seit langem 
I/Or . .. 
(Kölni$Che Rundschau vom 1. April 1971) 
Bezeichnenderweise äußerte sich der ehemalige Kommandeur der NATO 
Truppen in Zentraleuropa, der BRD-General von KieJmannsegg bei seinen 

Besuch in Südafrika vom Män 1971 ,'positiv- gegenüber def Aufstellung 
einer derartigen OrganiSllt ion. Nach I/On KielmlKlnsegg sei eine derartige 
Gemeinschaft nach lkr veriinderterJ militiirischen Lage yors~lIbar uno 
begrüBenswert ., (Ebenda.J 
Das londoner Institut für strategische Studien schrieb in einer Unter­
suchung unter Bezugnahme auf die imperialistischen Stützpunkte im 
Indischen Ozean: 
.. OhM die Rückendeckung durch das Kap wärfH! diese Stüupunkte kaum 

halb sovi~ Mrt Die Südspitze Afriklls entscheidet iiMr die Kontrolle dfN 
S8ewege . .. 
(Bayernlcuriervom 1. Mai 19771 
0... NATO-General und Vorsitzende der Vereinigten USA-Generalstäbe, 
Wheeler, erklärte: 
,.An- der Siidspitze Afrikas bündeln sich die groBen Schiff-"'rtsstnSen. Fur 
die Weltschiffahrt hat die Republik Südafrikll d{e Bedeutung eines 
gigantischen Flugzeugträgers. Wie in einem Brennspiegel S8f1Imeln sich die 
Routen und strategischen Linien. Das Kap ist fur den Westen ein Moment 
der militäri$Chen Sicherheit. Es ist in einem Raum der Gefährdungen und 
Ungewi8heiten. (Ebenda.) 
Die Bündnisse mit faschistischen, rassistischen und kolooiatistischen 
Rttgimes (Portugal, Israel, Rhodesien, Südafrika) im Interesse der NATO­
Strategie werden unverblümt mit der antikommunistischen und antisowje­
tischen Hetze gerechtfertigt. "Die Kap-Republik", so schrieb der " Bayern­
kurier" am 1. Mai 1971, .. isi der Sperriegel gegen die Flottenexpansionder 
Sowjets. Südafrika fällt deshalb ein ganz besonderer Auftrag in diesem 
Raum zu. Wir müssen ihm dabei helfen ... 
Zusammen mit Rhodesien und Portugal schuf Südafrika eine linie der 
Vorneverteidigung, .. 
Der ehemalige stellvertretende Stabschef der Niedertande, General Kruls, 
heutiger Chefredakteur der Zeitschritt .. Oie 15 Nat~Staaten". erklärte, daß 
es Vorbereitungen gäbe, SOdafrik. auf irgendeine Art der NATO anzuglie­
dern_ Es sei "fast sicher, daß diesbezügliche Erörterungen im NATO-General­
rat bereits eingeleitet" worden sind. Er wäre nicht überrascht, wenn die 
NATO sich demnächst mit Südafrika auf ein Verteidigungsabkommer 
einige. (AFP vom 26. November 1970). 
Die Verfolgung der strategischen Ziele und Interessen der NATO gegenüber 
dem afrikanisch-arlbischen Raum ergibt somit das Bild einer von Jahr zu 
Jahr anwachsenden Konzentration auf die aggressiven Regimes als imperiali-

NATO- Stützpunkt Simonstown. 
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nische Stiiupunkte und Basen. Der Imperialismus der BAD hat im Hinblick 
auf die gegenüber dem afrikanisch-arabischen Raum konzipierte NATO­
Strategie auch höchstwiChtige eigene Ziele zu verfolgen. Dazu schrieb einer 
der Apologeten der BRD-Globalstrategie: 
,,Als Industrienation, die nach den USA den zweiten Rang im WeIthandBI 
einnimmt (es folgen Großbritannien, Japan und Fr8l'lkreichJ ist die 
exportintensive, importabhängige Bundesrepublik wie wenige Linder WIIst 
vom Funktionierfln eines weltweiten Seeverkehrs abhiingig. Das gilt für die 

Nahrungsversorpuntl. wrnt mM' sbBr noch für die Rohstoffimporre, von 
defMn ZWfIi Dritt61 des westdeutEhBn B«1Mfs zu Schiff. im wesMtlichen a.JS 
OMIlH transpOrtiert werden. Ob ErdOl, ob EistJMf7, Mtlmllll, KllUtschuk, 
Baumwolle - ditJ Abhingigkllit wm ckr drirrtlfl W.,lt !Ur die mtNsten 
wntOrpJngswichtigtn Rohstofk ist naMzu hundertproztlfltig.. Dill /JUßen­
wirttchahliche Schwkhtl dtlr Bundwepublik. ebM ih~ maritime Abhängig­
keit YOn Rohstoff- und NahrungsimporttIn ~kommt unter Krisenaspekt 
sinti slBnniertJndtl Nottl.'-
(Wolfgang H6pkert .. Wtlltmacht zur See", $eewBld VtIf'lag, Sruttgart 1971, 
S. "Ont). 

Sicherung der strategischen Roh.toHe 

Das südliche Afrika und besonders das Apartheid-Regime sind fiir die BRD 
und die anderen NATO-Partner außerordentlich wiChtige Nachschubquellen 
für strategische Rohstoffe. Wie die Zeitschrift " Poihai Affairs" , New York, 
einschätzte, versorgt .. Südafriks ditl fühfTlfKkn NA TO-Staaten mit stratt/'-
11;liChen RohstoHtm (die si. ~lihif/8fl, ihre militärische und ökonomiliChe 

S~rlctl zu tII'hOIMn) und mit Rohstoffen für nuklura Waffen . .. 
(Polit;c.1 AffairJ, Nr. 211913, S. 25) 
Zur SicherstSllung dieser Interessen rückte das südliche Afrika seit Anfang 
1972 auch immer mehr In den Mittelpunkt der Diskussionen des NATO­
Militärkomitees. Ein spezieller Unterausschuß erörterte im Mai ,1972 die 
Frage der NATO-Strategie gegaf1Über dem südlichen Afrika. -
Im Oktober 1972 verkündete dieser Ausschuß : 

" FI7gM der Sicherheit WestfUropas (hintfJr ditlSer lapidaren Form~ werden 
in dtIm Btlricht die aggrtmillM NA TO-Interessen v(mchleiert) seien wichüger 
als die Befolgunl1afro-llsiati$cMr poliriliCher Forclflrungen. " 
Deshalb stellt der Bericht "fiir den Kriegsfall eine unannehmbare Gefähr­
dung vitaler Versorgungswega der NATO-Mächte im Sildatlantik und im 
Indischen Ozean durch die sowjetischen Seestreitkräfte fest." "Das völlig 
neue ist", so wird he~orgehoben, " daß dem NATO-Rat eine ausdrückliche 
Empfehlunl1 ·1IOrge/llflt wurr:kJ. laut wekher die zuständif18n NA TO-Organe 
ihra Verteidigungsplanungen iiber den Wendekrais des Krebses hinaus nach 
$iidtm, d. h. also bis in die siidBfriksnischen Gewisser ausdehnen sollten . .. 
" Damit ist nun fIndIich MM längst fiillige, für die SüdafrikBnische Republik 
BUßenpolitisch und wirtschaftspolitiliCh höchst wichtige EntwiCklung in 
IJfJradezu dl1mJatischer Weise eingeleitet worden. " 
Oie Sicherung des Erdölbedarfs der NATO aus der Zone des Penischen 
Golfes auch in KrisenzeiUln sei eine der wichtigsten NATO-Aufgaben. Der 
Besuch des britischen Marineoberbefehlshaben Ende November 1972 und 
seine Verhandlungen mit hohen Militärs des Rassistenregimes sei eine neue 
" Phase der Zusammenarblit bei der Verteidi\J.Ing des Seeweges um das Kap 
der ~ten Hoffmmg". (Afrik.Post Nr. 111973, S. 6, 7.) 
Wie weiter in diesem Zusammenhang festgestellt wird, ergebe sich nunmehr 
die Notwendigkeit, "daß die Seemacht der NATO hier im Indischen Ozean 
und im Südatlantik repräsentiert wird." Oie NATO habe die Aufgabe ... 
"sieh nicht nur auf solche Land- und Seegebiete zu beschränken, wie sie im 
NATO·Abkommen niede~egt wurden. 

Oie Bedrohungen der NATO-Staaten sir,d weltweit und existieren überall. 
Der Vertust des afrikanischen Kontinents würde eine Katastrophe bedeuten. 
Ein Abschneiden der Lebenslinlen zum Kap würde die NATO fast ruinieren. 
Gleiches gilt für Südostasien und viele andere Teile der Welt. 
Darum muß die NATO die Erweiterung ihres WirkungsbereiChes durch 
Zusammenarbeit mit solchen Ländern akzeptieren, d ie Bollwerke der 
westlichen Welt auBerhalb des begrenzten Bereiches der NATO darstellen. 
Oie notwendigen Schiffe, Waffen und Ausriistungen miißtenvon den NATO­
Staaten an Südafrika gel iefert werden. Oie Zusammenarbeit mit den 
Streitkräften der NATO und die schnelle Verstärkung der südafrikanischen 
Schutzstreitkräfte im Notfalle gehören zu den Problemen, die - nach 
Verhandlungen zwischen der NATO und Südafrika - .sorgfältig vorbereitet 
werden müßten." (Afrika-Post Nr. 111973, S. 3-6) 
Oie Ziele der NATO gegenüber dem südlichen Afrika werden hier mit 
seltener Deutlichkeit dargelegt. die rassistischen und kolonialistischen 
Regimes sind un~ bleiben die Stützpunkte des IlT'perialismus und seines 
größten aggressiven Militirsystems, der NATO. 



Berichtigung 
In der l~tzten Ausgabe 
Fehler unterlau.f~~ . 

des AlB ist uns ein 

Nr . 10/1974 , 3 . _~:;; , 
(AlB 
Ver-In dem DOkume'~~t,,~"~"'7;r~~~~:~ "~on;! 

tragsartikel bzw . vertauscht . 
Die Artikel 11 , 12 . 13 und 17 haben folgenden 
Wortlaut : -- , 

"11 . Die Obergangsregierung wird eine Polizei 
aufstellen , die beauftragt ist , die Aufrecht ­
erhaltung der Ordnung und die Sicherheit der 

.Personen zu gewährleisten . Bis sie zu funk­
tionieren beginnt, wird das Kommando der ge­
genwärtig vorhandenen Polizeikräfte dem Hoch­
kommissar in Übereinstimmung mit den allge ­
meinen Richtlinien , die von der Obergangsre­
gierung definiert worden sind , übertragen . 
12 . Der portugiesische Staat und die Befrei­
ungsf ront von Mo~ ambique verpflichten sich, 
zur Verteidigung der Integrität des Territo­
riums von Mo ~ambique gemeinsam gegen jede Ag-

gression vorzugehen . 
13 . D1e Befreiungsfront von Mo~ambique und 
der portugiesische Staat bestätigen feierlich 
ihre Absicht , die Band~ der Freundschaft und 
konstruktiven Zusammenarbeit zwischen d~n ent­
sprechenden Völkern , namentlich im kulturel­
len , technischen , wirtschaftlichen und finan­
ziellen Bereich, auf der Basis von Unabhän­
gigkeit , Gleichheit, gemeinsamen Interessen 
und Respekt vor der Eigenart eines jeden Vol­
kes herzustellen und zu entwickeln . " 
Zu diesem Zweck werden während der Übergangs ­
zeit entsprechende gemischte Fachkommissionen 
gebildet , die später die hetreffenden Abkom­
men abschließen . 
17. Die Ubergangsregierung wird versuchen, 
von internationalen Organisationen oder im 
Rahmen bilateraler Beziehungen die notwendige 
Hilfe für die Entwicklung von Mor;ambique, be­
sonders zur Lösung seiner dringenden Probleme , 
zu erhalten . " 

Kurzinformation 
Palästina 

Nachhaltige internationale ReSOn&l_ fand die 
7. Gipfelkonferenz der arabischen Länder , die 
vom 26 . - 30 . Oktober 1974 in Rabat stattfand . 
Wenige Tage vor der Palästinadebatte in der 
UNO setzte s i ch eine einheitliche Haltung 
durch : Die PLO wurde als einzig rechtmäßiger 
Vertrete r des arabischen Volkes von Palästina 
be stätigt und ihr volle Unterstützung auf al­
l en Gebie ten zugesagt . Damit scheiterte der 
Ver s uch I sraels und der USA , durch separate 
Verhandlungen mit König Hussein von Jordanien 
d i esen p_ls Spaltpilz in der arabischen Welt 
einzus etz(>l" ·....nd die PLO auszuschalten . 

Am 14 . Oktober d . J . wurde von jer UN- Vollver­

sammlung mit 105 von 138 Stimmen eine Reso­
lution angenommen , mit der eine Einladung der 
PLO zur Teilnahme an der Palästinadebatte 
ausgesprochen wurde . Damit brachte die über­
wiegende Mehr heit der Delegierten gegen den 
e rbitterten Widerstand Israels und der USA 
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zum. Ausdruck , daß sie die PLO als rechtmäßige 
Vert ret erin des palästinansischen Volkes an­
sehen . Obwoh l Bundeskanzler Helmut Schmidt bei 
s einem Besuch in Moskau in einer gemeinsamen 
Erklärung mit der Sowjetunion lUerkennen muß­
te , "daß bei der Herbeiführung einer Regelung 
auch die legitimen Rechte des palästinensi ­
s ehen Volkes auf gebührende Weise gesichert 
werden müss en ", enthielt sich der UN- Dele­
gierte der BRD , von Wechmar , der Stimme . 

Auch Mor ddrohungen an Yassir Arafat und ein 
Bombenanschlag auf ei n L~O-Informationszentrum 

durch zionistische Organisationen ~ermochten 
nicht zu verhindern , daß Y. Arafat am 12 . No­
vember d . J . vor der Vollversammlung der UN 

surach . 

Arafat stellte dabei 3 Forderungen auf : 
1 . Selbstbestimmun~ für das palästinensische 

Volk. 
2 . Das Recht der Palästinenser auf Rückkehr in 

ihr Heimatl~d . 
3. Errichtung einer palästinensißchen nationa­

len Autorität über palästinensisches Gebiet , 
das von der israelischen Besatzung befreit 
würde . 

Das Auftreten Arafats wurde von den Delegatio­
nen allgemein als staatsmännisch und als kon­
struktiver Beitrag zur Lösung des Nahost- Pro­
blems beurteilt . 



Die Rede des israelischen Botschafters Tekoah , 
der vor fast leerem Plenum sprach , war hinge­
gen durch wüste Beschimpfungen gegen die PLO 
gekennzeichnet . 
Wie sich Israel die Lösung des Nahost- Problems 
vorstellt , machte Hinis~erpräsident Rabin 
deutlich; "Unsere cilitärische Stärke ist die 
Grundlage für ~ser Uberleben . " Zur Demonstra­
tion dieser Auffassung war die Palästinade­
batte in der UNO begleitet von einem neuerli­
chen Aggressionsakt Israels gegen den Süden 
Libanons . Aufgrund der unvermindert anhalten­
den Spannungen ist deshalb die unverzügliche 
Wiederaufnahme der Genfer Friedenskonferenz 
unter Teilnahme aller beteiligten Seiten , ein­
schließlich der PLO , das Gebot der Stunde . 

Zypern 
Einstimmig nahm die UN- Vollversammlung sm 2 . 
November d . J . eine Entschließung zur Lösung 
des Zypcrnkonflikts an , in der die Forderung 
nach einem raschen Abzug aller ausländischen 
Truppen von ~ern und der Beendigung jeder 
fremden Einmischung in die inneren Angelegen­
heiten ~perns gefordert wurde . Ferner wurde 
die Erwartung ausgesprochen, 
"daß im Rahmen der Vereinten Nationen Verhand­
lungen für die Sicberheit der Unabhängigkeit , 
Souveränität und territoriale Unversebrtheit 
der Republik stattfinden können R

• (FrankfUrter 
Rundschau (PR),4 .11 .1974) 

Diese Entschließung bietet die Voraussetzung , 
den sowjetiscben Vorschlag nach Einberufung 
einer internationalen Konferenz zur Lösung des 
Zypernkonflikts im Rahmen der UNO schnell zu 
verwirklichen. 
Sowohl Staatspräsident Makarios als auch der 
Gen~ralsekretär der Fortschrittspartei des 
Werktätigen Volkes Zyperns (JJO&L) , Ezekiel 
Papaioannou, haben den eowjetischen Vorschlag 
begrüßt und betont , daß Verhandlungen über 
Zypern in einem größeron :u.Junen als dem der 
Genfer Zypernkonferenz stattfinden müßten . 

"Wir müssen" - eo E. Papaioann':),J. - "den Vor­
schlag der 6owjetunion für eine internationale 

Konferenz zur Behandlung der internationalen 
Aspekte des Zypernproblems nutzen . Denn nur 
so können wir echte und feste internationale 
Garantien , die wir brauchen , gewinnen . . . . Sol­
che Garantien können nur die ständigen Hit­
glieder des UNO- Sicberbeitsrates oder die 60-
wjetunion und die USA semei nsam gewähren . " 
(Neues Deutschland (ND) , 8 .11 . 1914) 

DAS 
Der mexikaniscbe Staatspräsident , Luis Eche­
verria , hatte im September d . J . die Gründung 
einer lateinamerikaniscben Organisation für 
Konsultationen und WirtSChaftskooperation 
vorgeschlagen , 
"die tatsächlich von unseren Ländern geleitet 
würde und deren Funktionen und Aktivitäten 
im Interesse Lateinamerikas lägen" . Diese neue 
Organisation müsse "auBerhalb der Jurisdiktion 
der ' Or~anisation Amerikanischer Staaten ' 
(OAS) hegen" . (Horizont Nr . 44/1974) 
Dieser mexikanische Vorschlag stimmt mit dem 
B~streben Perus , Panamas , Argentiniens , Ekua­
dors , Venezuelas , Kolumbiens u . ~ . überein , 
der Vorberrschaft der USA entschieden entge­
genzutreten und kommt der Position Kubas nahe , 
das nicht bereit ist , in die DAS zurückzukeh­
ren , aus der es 1962 auf Betreiben der USA 
ausgescblossen wurde . 
Auf der 15 . Konsultativkonferenz der OAS am 
11 .11 .1974 fand ein Antrag zur offiziellen 
Aufhebung der Sanktionsbeschlüsse, d . h . die 
Zurücknahme der von der DAS verbängten diplo­
matischen - und Wirtschaftsblockade gegen 
Kuba,nicht die erforderliche Zweidrittel -Hehr­
heit von 14 Ja- Stimmen: 12 Staaten stimmten 
für , ; gegen den Antrag und 6 enthielten sicb 
::ter Stimme . 
Dessen ungeacbtet scheint die Realisierung. 
einer neuen regionalen Organisation Lstein­
~erikas und die Auflösung der OAS nur noch 
9ine Frage der Zeit . Zur nächsten außerhalb 
ier OAS stattfindenden AuBenminist erkonferenz 
im März 1975 wurde er stmals auch Kuba ei nge­
laden~ 

Ka'mbodsclla 
Bisher nahmen ~2 Staaten diplomatische Bezie­
hungen zur "Königlichen Regierung der natio, . 
nalen Eintracht von Kambodscha" (GRUNK) auf . 

o 
Nun liegt der XXIX . UNO- Vollversammlung der 
Antrag vor , die GRUNK als einzig legitime Ver­
treterin dea Volkes von Kambodscha anzuerken­
nen - und das von der CIA eingesetzte Hario-
nettenregime unter Lan Nol aus den Vereinten 
Nationen zu verweisen . I 

Die Initiative Internationale Vietnam Solida­
rität (IIVS) forderte die Bundesregierung auf , 
ihre UN- Vertretung anzuweisen , sich für die 
Aufnahme der GRUNK einzusetzen und gegen das 
Lan Nol - Regime zu votieren . 
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BRD - DRV 
Der Bundesminister für Wirtschaftliche Zusam­
menarbeit , Egon Bahr , freut sich über die Ak­
tion der Initiative Internationa~e Vietnam­
Solidarit4 (IIV5), "d1e den Wiederaufbau ei­

ner zerstörten Schule 1m Bezirk Nam Ha (DRV) 
ermöglichen Ball" und wünscht ihr dabei 11 je­

den Erfolg" . In einem von der IIVS am 14 . 11 . 

1974 veröffentlichten Brief erklärte Bahr, 
der von der IIVS zur Unterstützung ihres Pro­
jekts aufgefordert worden war, die Bereit­
schaft seines Ministeriums , "das Gebäude ein­
zurichten und auszustatten" , das mit den Spen­
dengeldern aus der BRD gebaut werden soll . 
Des Schulprojekt in Nam Ha, für das die IIVS 
wenigstens 250 . 000 DM aufbringen will , hatte 
eine Delegation der IIVS anläßlicb einer Reise 
durcb die DRV im Herbst vergangenen Jahres mit 
dem Volksbildungscinisterium vereinbart . Das 

Projekt wird , abgesehen von Organisationen wie 
den JungSOZialisten , Jungdemokraten , von SDAJ , 
VDS , MSB , SHB , die in der IIVS zusammenge­
schlossen sind , auch vom Bund demokratischer 
Wissenschaftler, der DGB-Kreiaorganisation 
Marburg , der Zeitung Unsere Zeit und zahlrei­
chen örtlichen Solidaritätskomitees unter­
s1;i..itzt . Die Spendenaufrufe brachten biSher
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Vietnam. ein . 
Es ist zweifellos zu begrüBen , wenn die ver­
sprochene Innenausstattung der Schule von der 
Bundesregierung finanziert werden sollte . Im 
Vergleich zu den Milliarden-Beträgen, mit de­
nen die Bundesregierung die Saigoner Regimes 
finanzierte, kann diese Unterstützung nur als 
Almosen gewertet werden, mit dem sie ihre 
Schuld , die sie durch die Unterstützung der 
verbrecherischen US-Politik auf sich geladen 
hat , nicht wird abtragen können . 
ror allem aber muß die Bundesregierung endlich 
die Forderungen der Solidaritätsbewegung er­
füllen: 
- Keinen Pfennig für das korrupte Saigoner 

Marionetten-Regime, 
- großzügige Wiederaufbauhi1fe für ~e DRV 

und die PRR ohne jede Bedingwlg , 
großzügige Hilfe für das vie tnamißieChe Volk! 

Die materielle Unteretüt~~ ur das Projekt 
einer Schule im ~ezirk Rem 8a muß verstärkt 
organisiert werden . SpendenauIrufe können bei 
der IIVS , 6 Frankfurt/Main , Eichwaldstr , 32 
bestellt werden . Spenden werden Unter dem 
Kennwort "Schule" eingezahl t auf dss Konto 
der Hilfsaktion Vietnam e . V .• PScbK 900 40--430, 

PSchA Essen oder Bank für Gemeinwirtschaft , 
Düsse ldorI . Konto 101 625 03 · 

Am 31. Mai 1974 veranstaltete das Antiimperia­
listische Solidaritätskomitee zusammen mit dem 
Verlag "pläne" in der Essener Gruga-Halle ein 
Solidaritätskonzert zu Ehren des von der faschi­
stischen Militärjunta ermordeten chilenischen 
Volkssängers Victor Jara. 

10.000 waren gekommen, um dieses hervorra­
genden Künstlers und Kämpfers der Unidad 
Popular zu gedenken. 

Die teilnehmenden Künstler verzichteten auf 
ihre Gage, um dieses Konzert zu ermöglichen. 
Das ASK hat jetzt im Verlag .. pläne" ein Doppel­
Album der Veranstaltung herausgegeben. Auch 
hierfür verzichteten alle Beteiligten aul ihr Hono­
rar. Der Reinerlös aus dem Verkauf des Albums 
geht an das Chile-Solidaritätskonto 
Dr. Erich Wulff, PschK FIrn. 527055 - 602. 
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Ilve·Mltschnltt des 
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" Für Victor Jara" 


